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Herr Canonica legt namens der Kommission folgenden
schriftlichen Bericht vor:
Nach der Vorlage soll die Zahl der Gerichtsschreiber und
Sekretäre am Eidgenössischen Versicherungsgericht er-
höht werden, weil beim Gericht seit Jahren ständig mehr
Beschwerden eingehen. So wurden im ersten Halbjahr
1976 insgesamt 516 neue Beschwerden gezählt, in der
gleichen Zeitspanne des Jahres 1977 waren es dagegen
649 neue Fälle. Das Gericht sieht sich deshalb je länger je
weniger in der Lage, die Beschwerden zeitgerecht zu erle-
digen. Deutlich kam dies auch zum Ausdruck an der Kom-
missionssitzung vom 21. November 1977, wo die Herren
Bundesrichter Korner und Winzeler, Präsident und Vize-
präsident des Gerichts, sowie Herr Direktor Voyame von
der Eidgenössischen Justizabteilung nähere Auskunft er-
teilten. Zur Sprache kamen dabei insbesondere die Orga-
nisation des Gerichts, die Arbeitsleistung der Gerichts-
schreiber und der mittelfristige Personalbedarf. Die er-
wähnten Herren legten überzeugend dar, dass innerhalb
des Gerichts heute in erster Linie die Gerichtsschreiber
und Sekretäre überlastet sind, welche die Urteile redigie-
ren. Mit organisatorischen Massnahmen allein lässt sich
dem nicht mehr abhelfen. Das Gericht kann sich nur noch
so wirksam entlasten, dass es mehr Urteilsredaktoren ein-
setzt; statt neun (wie bisher) soll das Gericht künftig bis
13 Gerichtsschreiber und Sekretäre beschäftigen dürfen.
Um den Personalstopp nicht durchbrechen zu müssen, will
der Bundesrat für diese Einheiten vakante Stellen in der
allgemeinen Bundesverwaltung verwenden, nachdem seine
Personalreserve erschöpft ist.
Der Ständerat hat die Vorlage gemäss Antrag des Bundes-
rates in der Herbstsession einstimmig genehmigt.
Die Kommission des Nationalrates beantragt einstimmig,
auf die Vorlage einzutreten und den Entwurf des Bundes-
rates zum Beschluss zu erheben.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le conseil décide sans opposition d'entrer en matière

Detailberatung - Discussion par articles

Titel und Ingress, Ziff. l und II
Titre et préambule, ch. I et II

Angenommen - Adopté

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble

Für Annahme des Beschlussentwurfes 120 Stimmen
(Einstimmigkeit)

An den Bundesrat - Au Conseil fédéral
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Ordnungsantrag - Motion d'ordre

Aider: Ich stelle Ihnen einen Ordnungsantrag: Es ist jetzt
12 Uhr. Auf 16.30 Uhr nachmittags ist eine Sitzung vorge-
sehen zur Behandlung eines Geschäftes, das mir von eini-
ger Bedeutung zu sein scheint. Wir werden nach meiner
Auffassung der Sache nicht gerecht, wenn wir die Vorlage
in dieser kurzen Zeit übers Knie brechen und durchbrin-
gen wollen. Ich halte fest, dass ich nicht gegen die Vorla-
ge votieren werde; Herr Bundespräsident Purgier weiss
das sehr genau aufgrund meiner in der Kommission abge-
gebenen Voten. Ausschliesslich aufgrund der Wichtigkeit
dieser Vorlage, die wir in Ruhe sollten beraten können und
gegen welche bekanntlich bereits das Referendum ange-
kündigt ist, bitte ich Sie, die Behandlung dieses Geschäf-
tes auf die Januarsession zu verschieben. (Vereinzelte
Bravorufe)

Abstimmung - Vote

Für den Ordnungsantrag Aider 39 Stimmen
Dagegen 72 Stimmen

Schutz, Berichterstatter: Der Schweizer Historiker Jakob
Burckhardt hat einst die Worte gesprochen:
«Wir leben in einer radikalen Zeit. Der Respekt vor dem
historisch Gewordenen ist gewichen. Nie war die Zeit gün-
stiger, Neues zu schaffen. So schaffe man Neues mit erho-
benem Sinn.»

Diese Worte, vor Generationen niedergeschrieben, sind
heute so aktuell wie je. Wir stehen in einer gewaltigen,
fast unvorstellbaren Entwicklung und Wandlung. Auf allen
Gebieten unseres Lebensbereiches präsentieren uns Wis-
senschaft und Technik laufend neue Entwicklungsmöglich-
keiten. Die Forschungen schreiten unhaltbar voran. Das
Leben ist vielgestaltiger, losgelöster, in manchem reicher,
in vielem aber problematischer geworden. Was früher
während Generationen entwickelt und erdauert werden
musste, bis es den Weg in das Bewusstsein des einzelnen,
wie der menschlichen Gesellschaft gefunden hatte, wird
uns heute praktisch über Nacht präsentiert. Mit der wis-
senschaftlichen und technischen Forschung, die in der
Eroberung des Weltalls ihren Niederschlag findet, mit der
Ausbreitung der Massenmedien wurde nicht nur unser Le-
bensstandard gehoben, sondern ist das Leben des einzel-
nen zugleich hektischer und das Zusammenleben vielfach
unpersönlicher geworden. Hand in Hand damit hat sich
auch in unverkennbarer Weise der Radikalismus ausge-
breitet. Manches, was in unserem Rechtsstaat als unum-
stösslich galt, wird heute in Frage gestellt. Ja, wenn wir
die weltweiten politischen Auseinandersetzungen, die in
extremen weltanschaulichen Ideologisierungen ihren Aus-
druck finden und die damit verbundene Untergrabung der
staatlichen Autorität anschauen, die in unzähligen Terror-
akten ausmünden, so müssen wir gestehen, dass wir in
einer radikalen Zeit leben und dass der Respekt vor dem
historisch Gewordenen gewichen ist. Diese Radikalisie-
rung macht vor keinen Landesgrenzen mehr Halt, und
selbst die Schweiz blieb in der letzten Vergangenheit davon
nicht verschont.
So ist es denn auch unumgänglich, dass auch unsere
staatliche Gesetzgebung auf dem Sicherheitssektor den
veränderten Verhältnissen angepasst wird. So hat uns der
Bundesrat mit Datum vom 20. Juni die heutige Gesetzes-
vorlage unterbreitet, die bereits im September im Stände-
rat verabschiedet wurde. «Ein Eingriff des Bundes in frem-
de Händel», «Unser Rechtsstaat muss sich wehren», «Poli-
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zei oder Soldaten?», «Polizei-Instrument für den Bund?»,
«Mehr Polizei?», «Superpolizei?», «Polizeieinsatz als Akt
bundesstaatlicher Solidarität», «Bürgerkriegspolizei des
Grosskapitals», «Schleyer half Purgier». So wurde die Vor-
lage mit Schlagzeilen in der Presse kommentiert. In diesen
Kommentaren widerspiegelt sich bereits die Einstellung
unserer staatlichen und politischen Gruppierungen zur
heutigen Vorlage.
Trotz diesen Schlagzeilen kann festgehalten werden, dass
die heutige Vorlage im grossen und ganzen im Volk und in
der Presse eine positive Wertung gefunden hat. Dabei sei
festgestellt, dass mit ganz wenigen Ausnahmen die Schaf-
fung von weiteren gesetzlichen Grundlagen für die Staats-
sicherheit als absolut notwendig erachtet wird. Es darf
dabei jedoch nicht übersehen werden, dass da und dort
Bedenken bestehen, ob damit unsere föderalistische
Staatsstruktur, d. h. die Hoheitsrechte der Kantone auf die-
sem Sektor nicht zu stark beeinträchtigt werden. Es werden
da und dort auch Bedenken geäussert, ob das Mitsprache-
recht der Kantone nicht die Autonomie der einzelnen Kon-
tingente entscheidend hemmt.
Die verfassungsmässige Grundlage zur Regelung polizeili-
cher Aufgaben des Bundes ist jedoch auch nach Professor
Eichenberger gegeben. Ich zitiere hier Artikel 16 der Bun-
desverfassung, wo sie in Ziffer 1 und 2 umschrieben ist:
«Bei gestörter Ordnung im Innern, oder wenn von einem
ändern Kanton Gefahr droht, hat die Regierung des be-
drohten Kantons dem Bundesrat sogleich Kenntnis zu ge-
ben, damit dieser innert den Schranken seiner Kompetenz
(Art. 102 Ziff. 3, 10 und 11) die erforderlichen Massregeln
treffen oder die Bundesversammlung einberufen kann. In
dringenden Fällen ist die betreffende Regierung befugt,
unter sofortiger Anzeige an den Bundesrat, andere Kanto-
ne zur Hilfe zu mahnen, und die gemahnten Stände sind
zur Hilfeleistung verpflichtet.
Wenn die Kantonsregierung ausserstande ist, Hilfe anzu-
sprechen, so kann, und wenn die Sicherheit der Schweiz
gefährdet wird, so soll die kompetente Bundesbehörde von
sich aus einschreiten.»
In Artikel 102 Absätze 10 und 11 ist über Befugnisse des
Bundesrates folgendes festgelegt:
«10. Er sorgt für die innere Sicherheit der Eidgenossen-
schaft, für Handhabung von Ruhe und Ordnung.
11. In Fällen von Dringlichkeit ist der Bundesrat befugt,
sofern die Räte nicht versammelt sind, die erforderliche
Truppenzahl aufzubieten und über solche zu verfügen, un-
ter Vorbehalt unverzüglicher Einberufung der Bundesver-
sammlung, sofern die aufgebotenen Truppen zweitausend
Mann übersteigen oder das Aufgebot länger als drei Wo-
chen dauert.»
Professor Eichenberger erwähnt dazu in seinem Rechts-
gutachten, dass es grundsätzlich die Verpflichtung des
Bundes sei und damit auch sein Recht, auf diesem Sektor
Mittel einzusetzen. Wie in der Botschaft festgehalten, um-
fass't diese Zuständigkeit nicht nur das materielle, sondern
auch das Organisations- und Verfahrensrecht.
In seiner Botschaft ist der Bundesrat auf die Frage der
Einsetzung der Armee eingetreten. Primäre Aufgabe der
Armee ist es, die Unabhängigkeit und die äussere Sicher-
heit des Bundes wahrzunehmen und nur in Ausnahme-
und Notfällen, soweit andere Sicherheitskräfte nicht genü-
gen, soll sie ausnahmsweise eingesetzt werden. Dabei ist
aber auch zu beachten, dass gerade im ordnungspolizeili-
chen Dienst aus psychologischen Gründen der Einsatz der
Armee nur im alleräussersten Fall zweckmässig sein kann.
Als Justiz- und Polizeidirektor eines Kantons darf ich hier
ausdrücklich feststellen, dass die Polizeidirektoren für die
IMP die Initiative ergriffen hatten. Leider hatten sich da-
mals die Kantone Genf und Zürich, Schwyz u. a. nicht be-
reitfinden können, der IMP beizutreten, so dass die Ab-
stimmung in verschiedenen anderen Kantonen unterblieb.
Auch die heutige Lösung entspricht ebenfalls dem drin-
genden Begehren der kantonalen Justiz- und Polizeidirek-
torenkonferenz. Erfreulicherweise darf hier festgehalten
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werden, dass sich unser eidgenössischer Justiz- und Poli-
zeidirektor mit dem ihm eigenen Elan an diese Aufgabe
gemacht hat.
Wenn wir die Frage Föderalismus/Zentralismus einander
gegenübersteilen, so halte ich fest, dass wir wohl kaum
eine föderativere Lösung, in der die Zusammenarbeit uriter
den Kantonen wie zwischen Kantonen und Bund so ge-
währleistet bleibt, wie sie dieses Gesetz vorsieht, hätten
finden können. Zwar stellt sich die Frage, ob und wieweit
mit einem Konkordat unserer Kantone nicht das gleiche
erreicht werden könnte. Es sei auch darauf hingewiesen,
dass beispielsweise die Ostschweizer Kantone sich zu
einer interkantonalen Vereinbarung über die polizeiliche
Zusammenarbeit bereitgefunden haben, welcher bis heute
mit Ausnahme des Kantons Glarus, der dazu in der Lands-
gemeinde Stellung nehmen wird, alle Ostschweizer Stände
beigetreten sind. Diese freiwillige Zusammenarbeit findet
ihre Abgrenzung in gemeinsamen Verkehrs- und kriminal-
polizeilichen Aufgaben und bei ausserordentlichen Ereig-
nissen, wie Katastrophen, Terrorakten, Geiselnahmen und
dergleichen, soweit diese in den Zuständigkeitsbereich
der Kantone fallen. Sie ist als Sofortmassnahme zu be-
trachten und bleibt auf die Dringlichkeit beschränkt, die
nur zum Zuge kommt, wenn und solange der Bund nicht
einzuschreiten in der Lage ist. Sie regelt im weiteren vor
allem auch die Rechtsstellung der ausserkantonalen Poli-
zeikräfte, die Haftung, die finanziellen Konsequenzen und
die Aufsicht bei gemeinsamen Einsätzen. Sie darf als ein
bedeutsamer Schritt in der interkantonalen Zusammenar-
beit gewertet werden. Sie kann jedoch, wie schon er-
wähnt, nicht diejenigen Aufgaben, die eindeutig verfas-
sungsmässig dem Bund übertragen sind, übernehmen.
Hier bedarf es unmissverständlich einer bundesgesetzli-
chen Regelung.
Verschiedentlich wurde in den letzten Wochen auch die
Frage aufgeworfen, ob die sicherheitspolizeilichen Aufga-
ben nicht durch einen befristeten Bundesbeschluss zu lö-
sen wären. Diese Frage wurde nicht nur auf Bundesebene
geprüft, sondern muss auch von den Kantonen aus ver-
neint werden. Wir müssen uns bewusst sein, dass die Zu-
sammenarbeit zwischen Bund und Kantonen nur zum Tra-
gen kommt, wenn auch eine klare bundesgesetzliche Lö-
sung besteht. Ich erinnere Sie dabei daran, dass vor al-
lem bei der Ausbildung der Kontingente wie bei der Be-
waffnung und der Anschaffung von technischen Hilfsmit-
teln die heutige Lösung die Koordination zwischen dem
Bund und den Kantonen klar regeln lässt. Mit einem befri-
steten Bundesbeschluss wäre aber vor allem auch den
Kantonen nicht gedient, und das Zusammenspiel könnte
euf die Dauer gar nicht befriedigend gelöst werden. Es
braucht dazu vor allem eine systematische und langfristige
Zielsetzung.
Es ist in dieser unsteten Zeit unsere erste Pflicht, alles
vorzukehren, damit in kritischen Phasen, wo die Ord-
nungsdienste in Bund und Kantonen in Funktion treten
müssen, die Koordination einwandfrei zum Spielen kommt.
Mit der heutigen Gesetzesvorlage fördern wir nicht nur die
ständigen Kontakte zwischen den zuständigen Bundesin-
stanzen und den kantonalen Polizeidirektionen und -kom-
mandos, sondern wir helfen auch, dass in bezug auf die
technischen Hilfsmittel wie die Bewaffnung die Einheitlich-
keit gefördert wird.
Ein Wort zum Polizeistaat: Wie Sie den Schlagzeilen ent-
nehmen, sind auch bei uns Stimmen laut geworden, die
mit der heutigen Gesetzesvorlage den Zug zu einem Poli-
zeistaat sehen. Dabei wird verkannt, dass, wenn der Staat
nicht in der Lage ist, die in der Verfassung und im Gesetz
niedergelegten Bestimmungen durchzusetzen, nicht nur
der Rechtsstaat ins Wanken gerät, sondern auch das Zu-
sammenleben innerhalb der Gemeinschaft auch in unserer
Demokratie mehr und mehr in Frage gestellt wird.
Professor Schmid hält dazu unter anderem fest: «Der mo-
derne Rechtsstaat will, dass die staatliche Zwangsgemein-
schaft die Entfaltung der Persönlichkeit des einzelnen, die
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Würde und die Freiheit des Menschen respektieren. Dies
führt für den einzelnen zu einer staatsgewaltsfreien Sphä-
re. Gemäss Zweckartikel der Bundesverfassung geht es
nur um die öffentliche Ordnung und Sicherheit, die Pri-
vatsphäre bleibt grundsätzlich unangetastet.» EEine Sicher-
heitspolizei kann und darf nie zum Selbstzweck werden.
Polizeistaat: Wenn der Polizeibeamte in der Erfüllung sei-
ner Pflicht vielfach der härtesten Kritik ausgesetzt ist, so
sei auch hier festgehalten, dass seine Dienstaufgaben
nicht Selbstzweck sind und sein können, sondern dass die
Polizei eine Dienstleistungsaufgabe im Rahmen unserer
rechtsstaatlichen Organisation zu erfüllen hat. Die Erfül-
lung dieser Aufgabe erfordert nicht nur Mut und Einsatz-
freudigkeit, sondern sie verlangt in erster Linie auch hohe
Charaktereigenschaften und eine konsequente Schulung.
Dabei sei nie verkannt, dass auch der Polizeibeamte eine
Privatsphäre und ein Privatleben hat. Wie wir alle hat auch
er seine Familienangehörigen, seinen Freundeskreis und
ist ein Glied unserer Gemeinschaft. In der Erfüllung seiner
Pflicht setzt er sein Leben für die Gemeinschaft oder für
den einzelnen aufs Spiel. Es ist daher bedauerlicherweise
in der Erfüllung seiner Aufgabe oft noch einer unsachge-
mässen Kritik ausgesetzt. Die Pflichterfüllung im Dienste
unseres Rechtsstaates und unserer Gemeinschaft muss
daher auch ihre Wertung durch Anerkennung der Verant-
wortung finden. Wir müssen uns daher auch bewusst sein,
dass wir auch für das Leben unserer staatlichen Funktio-
näre und unserer Mitarbeiter verantwortlich sind. Wir müs-
sen sie in der Schulung so vo'bereiten und ihnen diejeni-
gen Mittel in die Hand geben, die auch die grösstmögliche
Schonung ihres Lebens gewährleisten. Denn nur so kön-
nen sie in diesen kritischen EEinsatzphasen ihre Aufgabe
gegenüber dem Staat und seinen Bürgern erfüllen.
Die Dringlichkeit wie die Notwendigkeit der heutigen Ge-
setzesvorlage sollte aufgrund der kritischen Phase, die wir
alle heute durchmachen, nicht umstritten sein. Ihre Korn-
mission hat am 18. November die Vorlage durchberaten.
Mit 15 gegen 3 Stimmen beschloss sie, auf die Vorlage
einzutreten. Mit einer Ausnahme hat sie durchweg dem
bundesrätlichen Entwurf und zugleich den Anträgen des
Ständera'tes zugestimmt. Es wird auch ein Minderheitsan-
trag auf Nichteintreten gestellt werden.
So wollen wir auch heute diese zeitgemässe Vorlage, um
mit Jakob Burckhardt zu sprechen, mit erhobenem Sinn in
Beratung ziehen. Ich ersuche Sie namens der Kommis-
sionsmehrheit, auf die Vorlage einzutreten.

Ordnungsantrag - Motion d'ordre

M. Bonnard: Notre collègue M. Aider a proposé tout à
l'heure que l'on renvoie l'objet à la session du mois de
janvier, parce qu'il s'agit d'un projet qui pose un certain
nombre de questions de principe et qu'il faut lui vouer le
temps nécessaire. Je crois qu'on peut trouver - M. Aider a
été tout à l'heure battu devant le plénum - une solution
intermédiaire, parce qu'effectivement le problème est as-
sez important .pour qu'on y voue tout le temps nécessaire.
Cette solution intermédiaire consisterait à ce que nous
commencions nos débats cet après-midi à 15 h 30 au lieu
de 16 h 30. Une heure de plus, une quinzaine d'orateurs
inscrits à l'entrée en matière, nous aurions ainsi le temps
nécessaire en commençant une heure plus tôt. Je fais
cette proposition au plénum.

Abstimmung - Vote
Für den Ordnungsantrag Bonnard
Dagegen

77 Stimmen
8 Stimmen

Le président: Notre séance de relevée débutera donc à
15 h 30.

M. Zblnden, rapporteur: Je remercie tous les fidèles qui
restent dans la salle pour écouter également le rapporteur
romand traitant de l'entrée en matière.

La Confédération a, entre autres, pour but de maintenir la
tranquillité et l'ordre à l'intérieur et de protéger la liberté
et les droits des Confédérés (art. 2 de notre constitution).
Notre pays est tout d'abord un Etat de droit, où les droits
fondamentaux et les libertés de l'individu sont garantis par
la Confédération et les cantons. Or, dans toute commu-
nauté humaine, ces droits et ces libertés risquent d'être
menacés par la violence et la terreur. Notre constitution
mentionne expressément certaines tâches particulières
confiées à la Confédération. Il y a d'abord le droit non
écrit qui oblige tout Etat souverain à sauvegarder la sé-
curité publique et à assurer la paix. L'article 16 impose au
Conseil fédéral de prendre les mesures nécessaires en
cas de troubles à l'intérieur - avec ou sans réquisition
d'un canton - notamment lorsque les troubles compromet-
tent la sûreté de la Suisse. L'Assemblée fédérale est com-
pétente pour garantir les constitutions et les territoires
des cantons et cécider les mesures pour la sûreté inté-
rieure de la Suisse (art. 85, ch. 7, de la constitution). Selon
l'article 102, chiffres 8 à 10, de la constitution, le Conseil
fédéral veille à l'observation des rapports internationaux, à
la sûreté extérieure et intérieure de la Suisse et au main-
tien de la tranquillité et de l'ordre. La compétence, voire
l'obligation de la Confédération de se donner les instru-
ments nécessaires pour garantir l'ordre public et la paix
est donc évidente. Reste à savoir avec quels moyens la
Confédération doit atteindre ce but.
D'abord l'armée, instrument classique pour assurer la dé-
fense du pays contre l'étranger. Lorsqu'il s'agit d'assurer
notre indépendance et notre souveraineté à l'égard de
l'étranger, la Confédération dispose d'une armée qui doit
écarter tout ennemi aux frontières et, le cas échéant, aus-
si à l'intérieur du pays. La mission de l'armée est donc
claire et nette. Dans certains cas extrêmes, où les forces
policières des cantons ne suffisent plus, les articles 85 et
102 autorisent l'Assemblée fédérale et en cas d'urgence le
Conseil fédéral à disposer de la troupe pour maintenir la
tranquillité et l'ordre à l'intérieur du pays. Or l'intervention
de l'armée contre des troubles à l'intérieur du pays est
souvent inopportune et psychologiquement pénible, non
seulement pour la population mais aussi pour le soldat-
citoyen. L'appel à l'armée doit donc constituer une excep-
tion et un moyen ultime mais décisif. La troupe ne doit, en
principe, être engagée ni contre la population ni contre
une partie de cette population, mais pour la défense de
l'ensemble de notre population.
Autre élément, la police, instrument classique pour assurer
la tranquillité, l'ordre et la paix à l'intérieur du pays. Nous
devons constater que la paix, la tranquillité et l'ordre à
l'intérieur sont parfois menacés par la violence et la ter-
reur, par des attentats et des actes de terrorisme qui doi-
vent être combattus par les forces de police. Mais force
est d'admettre que de telles attaques et de tels troubles à
l'intérieur ne peuvent être combattus avec efficacité par les
moyens traditionnels des polices cantonales. Les mé-
thodes de ces agresseurs à l'intérieur du pays sont de-
venus plus dangereuses et leurs groupements intervien-
nent sans aucun scrupule. Ils agissent souvent sur un plan
intercantonal et international. Les polices cantonales ne
sont pas en mesure, ni sur le plan des effectifs, ni sur le
plan technique, ni souvent sur le plan psychologique, de
combattre efficacement ces menaces et ces actes de ter-
rorisme, d'où nécessité d'une police de sécurité sur le
plan fédéral. La Confédération a donc besoin d'un instru-
ment efficace et centralisé pour contrecarrer les attaques
contre notre indépendance à l'intérieur, contre la tranquil-
lité et l'ordre dans notre pays.
Les moyens actuels de la Confédération se révèlent insuffi-
sants. Notre système de sécurité a des lacunes graves; la
police fédérale actuelle ne dispose ni des effectifs, ni des
moyens technique« pour accomplir cette tâche très sou-
vent difficile et délicate. Il n'est pas possible de faire ga-
rantir cette tranquillité et cet ordre public exclusivement
par les cantons, qui ne peuvent assurer la sécurité sur le
plan fédéral.
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II y a eu d'abord le projet de la police mobile intercanto-
nale. Les cantons envisagèrent en 1968 de'créer, par la
voie du concordat, une police mobile intercantonale, la
fameuse PMI, afin de renforcer sur le plan fédéral les me-
sures policières de sécurité. L'Assemblée fédérale avait
consenti d'accorder son aide, mais certains cantons ont
finalement refusé ce corps de police centralisé et perma-
nent, qui ne tenait pas assez compte des exigences fédé-
ralistes et ce projet dut être abandonné.
Envisageons quelques caractéristiques de la police de sé-
curité de la Confédération, qui vous est proposée. Le Con-
seil fédéral prévoit une police de sécurité caractérisée par
des solutions plus souples et plus fédéralistes que la PMI.
Afin d'accomplir les tâches fédérales en matière de police
de sécurité, le projet de loi envisage la mise sur pied
d'une police de sécurité de la Confédération, constituée
par des contingents cantonaux non permanents, mais dis-
ponibles en tout temps. Les agents de police restent des
policiers cantonaux, incorporés dans les corps de police
cantonaux. Un certain nombre de policiers seront ins-
truits et équipés par la Confédération et groupés en cas
d'engagement sous un commandement unique. Il ne s'agit
donc nullement d'un corps de police permanent de la
Confédération, mais d'une police composée de policiers
cantonaux, mis sur pied en cas de besoin par la Confé-
dération. La souveraineté cantonale en matière de police
est sauvegardée. Les contingents cantonaux ne seront en-
gagés et mis sur pied en qualité de police de sécurité de
la Confédération que dans la mesure où il y a lieu d'ac-
complir une tâche fédérale. En cette matière - cela res-
sort d'ailleurs clairement des considérants tels qu'ils ont
été ajoutés et précisés par le Conseil des Etats - pour
l'accomplissement des tâches cantonales, les cantons res-
tent seuls compétents, à moins que des troubles ne com-
promettent la sûreté de la Suisse ou qu'un canton n'ap-
pelle la Confédération à l'aide.
L'article 1er du projet de loi mentionne spécialement la
lutte contre le terrorisme, ce qui marque bien qu'il s'agit
là d'une tâche de la Confédération. C'est volontiers que
votre commission a maintenu la lettre f de l'article 2, qui
permet des interventions de la police de sécurité de la
Confédération pour garantir l'ordre public conformément à
l'article 16 de notre constitution.
L'engagement de cette police pour le maintien de l'ordre
public appelle une précision. La police de sécurité n'est
évidemment pas destinée, comme certains le soupçon-
nent, à réprimer des minorités ou des couches de popula-
tion qui utiliseraient des moyens légaux d'expression et
d'action. Cette police pourrait par contre être engagée
pour éviter des confrontations violentes et graves au sein
de la population ou des troubles publics.
L'article 3 règle la mise sur pied de l'engagement des
contingents cantonaux. Le Conseil des Etats a décidé à
juste titre que les cantons mettent sur pied eux-mêmes
leurs contingents, cela évidemment sur ordre du Conseil
fédéral. Cette autorité désigne donc les contingents à met-
tre sur pied et les cantons convoquent leurs policiers.
Votre commission s'est ralliée à cette modification.
Comme le Conseil des Etats, nous vous proposons à l'arti-
cle 5 que le statut de fonctionnaire et le droit disciplinaire
des agents de police seront réglés conformément aux dis-
positions cantonales. Sur ce point aussi, la souveraineté
est mieux respectée. Il en est de même en ce qui concer-
ne l'exécution de la loi: le Conseil fédéral devra non
seulement entendre mais consulter les gouvernements
cantonaux. En outre, c'est encore le Conseil fédéral lui-
même mais ni le Département fédéral de justice et police,
ni le Ministère public fédéral qui sera chargé de
l'exécution de cette loi. En effet, les problèmes existant
dans la phase de la réalisation et de l'engagement de
cette police de sécurité sont délicats et ils devront être
discutés et résolus à l'échelon du Conseil fédéral.
Voilà les éléments essentiels d'appréciation de ce projet
de loi. Votre commission estime qu'une police de sécurité
à l'échelon de la Confédération est indispensable. Le sys-

tème qui nous est proposé est conforme à l'esprit confé-
déral. Il est très pratique et évite en même temps le dan-
ger de rétablissement d'un Etat fédéral policier.
La commission est entrée en matière par 19 voix contre 3
et elle s'est prononcée en faveur de la loi telle qu'elle a
été modifiée par le Conseil des Etats par 15 voix contre 3.

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 12.35 Uhr
La séance est levée à 12 h 35
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M. Bonnard: Me voici pris un peu à mon propre jeu. Je
vous ai proposé d'être là à 15 h 30, je suis le premier
à parler!

Le projet qui nous est soumis me paraît poser trois ques-
tions fondamentales. La première: Est-ce que la situation
actuelle, dans le domaine de l'ordre et de la sécurité pu-
blique, au sens le plus large du 'terme, et son évolution
possible exigent que l'on prenne des mesures allant au-
delà de ce qui existe aujourd'hui? Deuxième question: Si
oui, ces mesures doivent-elles être prises par les cantons
seulement ou aussi par la Confédération? Troisième ques-
tion: Les mesures proposées sont-elles adaptées aux buts
visés, autrement dit conformes au principe de proportion-
nalité, ou vont-elles au-delà de ce qui est nécessaire et
sont-elles liberticides soit à l'égard des cantons, soit à
l'égard du citoyen?

En ce qui concerne la première question, relative à la né-
cessité de mesures nouvelles, différentes constatations
s'imposent. Tout d'abord les pays qui nous entourent con-
naissent une aggravation importante de la menace qui
pèse sur la sécurité publique. Tel est le cas notamment en
Allemagne et en Italie, où les prises d'otages, les attentats
à l'explosif, les hold-up se succèdent à un rythme préoc-
cupant. Notre propre pays n'est pas confronté, pour l'ins-
tant, à une situation aussi grave. Il faut néanmoins consta-
ter un certain nombre de phénomènes qui méritent d'être
pris au sérieux.

La criminalité augmente, sinon en nombre, du moins en
violence, en complexité et en danger, elle change de
visage. Elle s'internationalise. Des délinquants étrangers
viennent chez nous commettre des infractions graves - en
particulier des hold-up. La population pénitentiaire com-
prend une proportion sans cesse croissante d'étrangers
dangereux. Des phénomènes nouveaux sont apparus,
comme la drogue, la criminalité «en col blanc», les vols
d'armes et d'explosifs, les attentats à l'explosif. L'ordre,
dans la rue, est troublé plus souvent. Des manifestations
de toute nature ont lieu. Au départ, elles sont générale-
ment autorisées par l'autorité compétente, mais plus fré-
quemment qu'il y a dix ans, elles dégénèrent de manière à
compromettre la paix et la tranquillité publiques aux-
quelles chaque citoyen a droit. Elles dégénèrent - et je
l'ai constaté de mes propres yeux - parce qu'elles sont
conduites par des hommes et des femmes qui savent les
organiser, les encadrer, les commander et qui, visible-
ment, ont appris ce métier. La liberté d'expression qui est
reconnue et protégée - elle mérite de l'être - entre plus
souvent en conflit, à cause des abus qui en sont faits,

avec le droit de chaque citoyen à la sécurité des per-
sonnes et des biens.
Jusqu'à maintenant les cantons ont pu maîtriser cette si-
tuation en constante évolution, ils ont pris les mesures
nécessaires: augmentation des effectifs, acquisition de
nouveaux matériels, adaptation et approfondissement de
l'instruction, développement de la coopération intercanto-
nale. La Confédération a participé à cet effort, notamment
en mettant à disposition, dans des cas déterminés, du
personnel spécialisé, un matériel particulier ou des lo-
caux.
Que se passerait-il, en revanche, si la situation devait
s'aggraver et devenir comparable à celle qui existe chez
nos voisins? D'abord une telle aggravation est-elle possi-
ble? Sans doute, à plusieurs égards, notre pays ne repré-
sente pas un terrain aussi favorable que nos voisins pour
le développement du terrorisme ou du désordre. Cepen-
dant, rien ne permet d'affirmer que la Suisse restera long-
temps encore à l'abri de ces phénomènes. La transforma-
tion très rapide et importante de la criminalité dans notre
pays au cours de ces dernières années incline au con-
traire à la prudence. Des mesures supplémentaires sont
dès lors indispensables. Les criminels, les terroristes, les
fauteurs de troubles perfectionnent sans cesse leur pro-
pres techniques. Si nous n'adaptons pas les nôtres, nous
constituerons un point faible et, par conséquent, une cible
attirante.
Des mesures supplémentaires étant nécessaires, j'en viens
à la seconde question. Ces mesures doivent-elles être
prises par les cantons ou par la Confédération? A nos
yeux, elles doivent être prises tant par les premiers que
par la seconde. Nous n'avons pas à dire ici ce que les
cantons ont à faire. Ils le savent, ils le font et ils le feront.
Ils l'ont suffisamment démontré au cours de ces dernières
années. Néanmoins, malgré les efforts des cantons, d'im-
portants problème« subsistent.
Tout d'abord, dans la situation actuelle, certains cantons
assument des charges particulièrement lourdes pour assu-
rer la sécurité de; la Confédération, de ses agents ou de
ses hôtes, alors que d'autres y échappent dans une très
large mesure. Si, dans des circonstances normales, cette
situation est à la rigueur acceptable, elle cesse de l'être
lorsque les mesures de sécurité à prendre doivent être
spécialement importantes. Le concours de tous les can-
tons est alors nécessaire pour assurer la sécurité de la
Confédération. Il appartient à la Confédération de l'organi-
ser puisque c'est de sa propre sécurité qu'il s'agit.

D'autre part, la Confédération doit être en mesure d'assu-
rer l'ordre public lorsque celui-ci est menacé ou troublé
dans un canton et que ce dernier n'est plus en mesure de
faire face seul au danger. Dans cette situation, l'affaire
devient une affaire fédérale, même si les troubles ne
s'étendent pas à d'autres cantons. Les articles 2 et 16 de
la constitution fédérale ne laissent aucun doute à cet
égard. La Confédération ne saurait, aujourd'hui, se con-
tenter de recourir, en pareille hypothèse, à l'armée. Celle-
ci n'est ni équipée ni instruite pour cela. Son intervention
doit être Vultima ratio. La Confédération ne saurait davan-
tage se reposer entièrement sur les cantons, dont il ne
serait pas raisonnable d'exiger qu'ils s'équipent tous de
manière à pouvoir faire, en tout temps, face aux situations
les plus graves. Ici encore, le concours de tous les can-
tons est nécessaire. S'agissant d'une affaire fédérale, il
appartient à la Confédération de l'organiser. Et cela
m'amène au troisième problème.
La Confédération devant prendre des mesures de police
de sécurité supplémentaires, celles qu'elle propose sont-
elles conformes aux buts visés, ou sont-elles excessives
et, partant, dangereuses ou pour les cantons ou pour le
citoyen? Le recours à l'armée devant être en principe ex-
clu, la Confédération avait au premier abord le choix entre
deux solutions extrêmes: créer de toutes pièces une po-
lice fédérale suffisamment forte, première solution, ou, au
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contraire, seconde solution, laisser les cantons prendre
les mesures de sécurité nécessaires.
Les cantons ont refusé la première solution et le Conseil
fédéral a eu la sagesse de se ranger à leur avis. La créa-
tion d'un véritable corps de police fédérale eût peut-être
été juridiquement possible. Elle aurait en revanche consti-
tué une faute politique. Elle aurait en effet contenu en elle
le germe d'une atteinte grave au principe, que le message
confirme et souligne à plusieurs reprises, selon lequel le
maintien de l'ordre et de la sécurité publics est au pre-
mier chef l'affaire des cantons. Il saute aux yeux en effet
que ce corps de police fédérale de sécurité se serait ra-
pidement transformé, dans les faits, en une police tout
court, que des missions de police judiciaire, actuellement
exercées par les cantons dans l'intérêt de la Confédéra-
tion, lui auraient été confiées, que sa sphère d'activité se
serait progressivement étendue à des domaines d'activité
aujourd'hui proprement cantonaux. Une telle transforma-
tion aurait été dangereuse pour les cantons et pour les
citoyens. Elle l'aurait été pour les cantons auxquels une
des responsabilités les plus importantes attachées à leur
qualité d'Etat, aurait été peu à peu enlevée. Mais elle l'au-
rait été aussi pour les individus. Si, à la différence de plu-
sieurs polices étrangères, nos polices cantonales sont res-
tées à la fois intègres et humaines, cela tient avant tout au
fait qu'elles sont de petite dimension. Dès lors, les rap-
ports entre chefs et subordonnés, facilités par des rencon-
tres quasi quotidiennes, reposent sur une bonne connais-
sance réciproque, propre à engendrer la confiance et l'es-
time mutuels et à favoriser une discipline rigoureuse mais
librement consentie. Recrutées sur un territoire générale-
ment limité, nos polices cantonales en connaissent par-
faitement la population. Elles en sont proches et en con-
naissent les mœurs parce qu'elles les partagent. Enfin, et
ce n'est pas la moindre des choses, elles sont proches
des juges, qui sont recrutés dans la même population res-
treinte, ces juges qu'elles côtoient quotidienement et
avec lesquels elles ont des rapports de confiance. Tout
cela est dans l'intérêt primordial du justiciable. Une police
fédérale, recrutée dans une population beaucoup plus
étendue, peu familière des mœurs locales, sous-estimée
par les juges, comme c'est le cas à l'étranger, n'eût pré-
senté aucune de ces garanties.
La création d'un véritable corps de police fédérale étant
inopportune, fallait-il que la Confédération s'en remît en-
tièrement aux cantons quant aux mesures à prendre? Pa-
reille solution n'aurait pas été juste non plus. La Confédé-
ration, cela est incontestable, a des tâches de police de
sécurité énumérées à l'article 2 du projet. En laissant
purement et simplement aux cantons le soin de les exécu-
ter, la Confédération assumerait le risque que ces tâches
ne soient pas accomplies. Ce risque n'est pas théorique.
Pour qu'il se réalise, il suffit, et cela est arrivé, que cer-
tains cantons se dérobent à leur devoir de solidarité con-
fédérale. Démunie d'une véritable police fédérale, la Con-
fédération doit dès lors, dans le domaine de la police de
la sécurité, légaliser le principe non écrit de la solidarité
confédérale des cantons et en régler les modalités. C'est
en somme l'objet de la loi qui nous est aujourd'hui sou-
mise.
Celle-ci impose aux cantons l'obligation de fournir des
contingents de police à la Confédération et confère à
cette dernière le droit d'en disposer, même contre le gré
des cantons. Bien sûr, cela va loin. Cependant, du moment
que la Confédération a des tâches de police de sécurité,
qu'on ne veut avec raison ni d'une police fédérale ni de
l'intervention de l'armée, et qu'il est exclu d'abandonner
purement et simplement l'affaire aux cantons, il n'y a pas
d'autres solutions possibles. Les cantons d'ailleurs dispo-
sent de garanties extrêmement sérieuses. La Confédéra-
tion ne saurait procéder, par des diktats successifs, à
l'égard des cantons. Elle est au contraire tenue, en vertu
même de la loi, de collaborer avec eux. Elle est tenue de
les consulter et, dans la réalité, c'est bien avec ces mé-

thodes-là seulement que des résultats positifs seront pos-
sibles. Il faut bien voir que la Confédération ne disposera
d'aucun moyen réel de contrainte pour forcer un canton à
envoyer contre son gré un contingent que celui-ci estime-
rait devoir garder à disposition. Comme aujourd'hui, il y
aura discussion. Les expériences que j'ai vécues me le
confirment et c'est cela qui est l'essentiel.
Le projet ne constitue donc pas une atteinte inadmissible
à la souveraineté cantonale en matière de police. Il ne
constitue, à mes yeux, pas davantage une atteinte au droit
des citoyens. Ceux qui usent de leur liberté en tenant
compte de celle des autres n'ont rien à craindre de cette
loi. Seuls ceux qui entendent imposer leur point de vue
par la force, la violence ou d'une façon contraire aux rè-
gles de la démocratie, se heurteront en fait au corps de
police intercantonal qui nous est proposé, mais ils n'au-
ront alors à s'en prendre qu'à eux-mêmes. Il n'est pas
question de limiter ni la liberté d'expression, ni la liberté
de manifestation. Il convient seulement d'en empêcher les
abus qui sont eux-mêmes liberticides. La mission du main-
tien ou du rétablissement de l'ordre que l'on confère à la
police n'est jamais une mission agréable. Elle est toujours
difficile. En revanche, elle n'a rien ni de méprisable ni de
vil; elle est imposée par la nécessité de protéger les liber-
tés dans leur ensemble et non pas certaines d'entre elles
seulement.
Ainsi, la Confédération est tenue de prendre certaines
mesures supplémentaires en matière de police de sécuri-
té. Celles qu'elle nous propose sont adaptées au but re-
cherché, elles ne constituent pas une atteinte inadmissible
aux libertés et aux droits des cantons ou des citoyens.
Le groupe libéral et évangélique vous invite dès loçs à vo-
ter l'entrée en matière et à accepter le projet de loi tel
qu'il est sorti des délibérations de la commission.

Baumann: Die SVP-Fraktion ist von der Zweckmässigkeit
und Notwendigkeit dieser Vorlage überzeugt. Das Modell für
die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen stellt ei-
ne optimale Lösung dar. Es ist unbestritten, dass dem Bund
sicherheitspolitische Aufgaben obliegen. Eine Alternative
wäre die Bundespolizei gewesen, die vermutlich mit einem
anderen Wirkungsgrad hätte eingesetzt werden können.
Der Entwurf sieht keine zahlenmässige Beschränkung der
Kräfte vor, so dass - wenn sich ein Bedürfnis aufdrängt -
der Verstärkung des Bestandes nichts im Wege steht.
Wenn die Sicherheit im Lande bedroht wird, muss sie auf
Kosten einer gewissen Freiheit geschützt werden. Mit
Blick auf den Terrorismus kann von einer Bedrohungslage
gesprochen werden. Es ist nun dringend notwendig gewor-
den, entsprechende Massnahmen zu treffen. Die Schweiz
rnuss hinsichtlich des grenzüberschreitenden Terrors ihr
Interesse an der internationalen Solidarität in bezug auf
die Bekämpfung von Verbrechen beweisen. Bei der vorge-
schlagenen Lösung dürfen wir nicht übersehen, dass sie
gewisse Risiken birgt. Das sogenannte Baukastensystem
setzt voraus, dass alle Kantone in bestmöglicher Weise
mitarbeiten und die maximale Bereitschaft für einen ra-
schen Einsatz garantieren. Die Verfassungsmässigkeit der
Vorlage ist auf Artikel 15, 16 und 105 BV abgestützt. Der
Bund hat im sicherheitspolizeilichen Bereich eine Reihe
von Aufgaben zu erfüllen. Die Rechtsgrundlage dafür bildet
die Verfassung. In bezug auf die Führung der Sicherheits-
polizei des Bundes, die durch interkantonale polizeiliche
Vereinbarungen geregelt werden soll, hat die Fraktion
noch gewisse Bedenken, fragt man sich doch, ob sich
diese Vereinbarungen in das System eingliedern lassen.
Anderseits sind wir überzeugt, dass wir mit der Einführung
vereinter kantonaler Polizeikräfte den Grenzwert für den
Einsatz der Armee erhöhen. Die Bedenken, wir würden mit
diesem Gesetz eine Stufe näher zum Polizeistaat schrei-
ten, können wir nicht teilen, weil sie in keinem Masse zu-
treffen. Das Bundesgesetz regelt die Daueraufgabe des
Bundes. Mit Rücksicht auf eine eventuelle Volksabstim-
mung muss sich der Bürger bewusst sein, dass er im Falle
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einer Ablehnung des Gesetzes auf wesentliche Einrichtun-
gen für seinen Schutz verzichten muss.
Zusammenfassend empfiehlt Ihnen unsere Fraktion, auf
die Vorlage einzutreten und die Minderheitsanträge Gass-
mann und Fontanet abzulehnen,

M. Vincent: Nous voici donc revenus sur un sujet maintes
fois débattu depuis 1969, depuis le refus de plusieurs can-
tons, le vote largement hostile de Genève, le 6 décembre
1970, par 2 voix contre 1. C'était alors la police mobile
intercantonale qui était en question. Or le problème qui se
pose dans le débat d'aujourd'hui est de savoir s'il y a des
raisons majeures, péremptoires, d'y revenir. Les hésita-
tions, les réticences, les réserves, voire même les répu-
gnances ont-elles disparu ou se sont-elles atténuées,
qu'elles soient de nature fédéraliste ou qu'elles soient des
résistances de principe? Nous ne le pensons pas et c'est
la raison pour laquelle nous nous rallierons à la proposi-
tion de la minorité de non-entrée en matière, puis de refus
de l'ensemble du projet, évidemment sans préjudice
d'amendements, indispensable à tous égards en cas d'ac-
ceptation de ce projet.
Le message nous précise que la sauvegarde de la sécurité
intérieure est une tâche essentielle de l'Etat. C'est un
truisme, une banalité. Certes, il faut lutter contre le terro-
risme, les attentats criminels et odieux de Kloten, Würen-
lingen, de Zerka le démontrent, personne n'en disconvient
mais pourquoi créer une police nouvelle dont les buts ne
se limiteraient certainement pas à la lutte antiterroriste.
Nous nous sommes prononcés très clairement sur ce pro-
blème du terrorisme et ce, même avant les événements
d'Allemagne, quand, dans notre propre journal, citant le
Journal de Genève, lequel voyait dans la fraction «Armée
rouge» «des fils de bourgeois dévoyés, des voyous sans
conscience, ni foi ni loi, des enragés avec lesquels il ne
peut être question de composer», nous avons souligné le
fait que ces propos revêtaient certes une part de vérité
mais qu'ils étaient encore très insuffisants.
Que veut la fraction «Armée rouge»? En mettant le feu à
des grands magasins, en faisant éclater des bombes à
grande puissance ou en assassinant froidement, elle veut
- et elle le répète à satiété - obliger l'Etat à montrer sa
véritable nature fasciste, donc à se fasciser. Ce qu'ils es-
pèrent, ce qu'ils préparent, c'est la renaissance du fas-
cisme allemand, de préférence d'un fascisme hitlérien,
puisque cela en est la forme la plus odieuse. Or, ce qui
est monstrueux dans cette sorte de froid calcul, c'est que
tout y est faux. Dans cette stratégie de la provocation, on
mobilise en Italie «le camarade» P 38, l'un des meilleurs
revolvers, paraît-il, un des plus sûrs et des plus précis. Il
est utilisé pour mettre en pièce la société italienne, y com-
pris et surtout le Parti communiste et les syndicats qui
font partie de l'Establishment. Notre prise de position est
donc tout à fait claire, précise, constante.
Aussi, si l'on nous déclare que l'on doit renforcer la police
fédérale, telle qu'elle est, nous sommes d'accord. Si l'on
nous dit que l'on doit créer des contingents et des bri-
gades spécialisées dans les polices cantonales - Lucerne,
Zoug, Schwyz, Uri, Obwald et Nidwald en possèdent déjà
depuis deux ans - nous sommes d'accord. Si l'on prétend
qu'il faut renforcer les polices spécialisées d'aéroports et
de frontières, nous l'admettons de même que la création
de contingents spéciaux pour la protection des confé-
rences internationales et des représentations diplomati-
ques. Tout cela, M. Gut le demandait dans son interpella-
tion du 6 octobre 1977. Le Conseil fédéral lui a répondu
par toute une série de considérations qui n'ont pas trait à
la police de sécurité de la Confédération.
Cependant, ce qui nous est proposé maintenant est tout
différent. C'est inacceptable. En effet, l'on en vient à insis-
ter non seulement sur la lutte contre le terrorisme, mais
aussi sur ce qu'on nomme «la défense de l'ordre public»
et, par conséquent - disons-le tout net - sur la création
de CRS suisses, qui interviendraient dans les luttes politi-
ques ou plus exactement dans ce qui devrait être et rester

des luttes politiques. Or les luttes politiques doivent se
mener d'abord, surtout et seulement sur le terrain démo-
cratique. Il convient de s'élever ici à des considérations
qui n'ont rien à voir avec les techniques policières, Mon-
sieur Bonnard. C'est ce que nous voulons faire en prenant
deux exemples: celui de Bologne récemment et celui de
Genève qui est un peu plus ancien. Certes, la terreur en
Italie pose des problèmes: quand un rédacteur de la
Stampa se fait assassiner et que le professeur Carlo Cas-
tellano, communiste italien de 41 ans, chargé de la direc-
tion de l'Ansaldo à Gênes, se fait grièvement blesser, le
secrétaire du Parti communiste italien lui adresse un télé-
gramme en ces termes: «Tu as fait l'objet d'un infâme at-
tentat, commis par de vils criminels, saboteurs de la dé-
mocratie, ennemis du Parti communiste. En t'exprimant
l'indignation qui nous fait tous frémir, nous voulons te re-
nouveler notre esïime pour ton œuvre.» La classe ouvrière
de Gênes a riposté par la grève générale des fabriques et
du port, par des centaines d'assemblées sur les lieux de
travail, bref par une mobilisation populaire contre le terro-
risme. Or celle-ci ne peut dépendre uniquement de la po-
lice et de la magistrature. «Pour les forces populaires,
comme pour l'Etat, disait l'organe du Parti communiste, le
terrorisme est un ennemi qu'il faut combattre par tous les
moyens.» Ainsi donc, ici, la position de principe est par-
faitement claire et extrêmement précise.
Cependant, à Bologne, les 23, 24 et 25 septembre entrait
en action une sorte de mouvement anonyme: il convoquait
un mouvement international contre la répression, il faisait
l'apologie de la violence armée - appelée en Allemagne et
en Italie la «stratégie de tension» -, il tentait de s'emparer
de la «place forte» du communisme. Or la riposte du Parti
communiste italien a consisté à avoir des nerfs solides: il
a mobilisé 30000 militants afin que Bologne «la rouge»
reste une ville décrispée, qu'elle montre son visage nor-
mal, que les magasins puissent demeurer ouverts. Au bout
de ces trois jours, le journal Republica a écrit: «Les com-
munistes ont tenu leur pari.» L'expression n'est pas heu-
reuse; ce n'était pas un pari... Il y a eu certes des polémi-
ques entre les manifestants mais on a pu neutraliser les
«apôtres du P38», le pistolet de gros calibre. Comme le
déclarait un journal français: «Les communistes de Bolo-
gne se sont montrés assez sûrs d'eux-mêmes pour ac-
cueillir la plus exaspérée et la plus redoutable des contes-
tations, celle qui se sent orpheline.» Il n'y a pas eu d'hys-
térie, mais au contraire une constante disponibilité au
dialogue. Comme le disent nos amis italiens: le tissu dé-
mocratique a tenu et beaucoup mieux que la répression
policière. Ainsi, au même moment, se tenait à Catanzaro
un procès à propos du massacre à la Banque de l'Agricul-
ture à Milan. Qu'a-t-on découvert? Que le général Miceli et
le général Malizia, ce dernier arrêté pour faux témoignage
et pour faux serment et puni d'un an de prison sur-le-
champ et, tout cela témoignait d'obscures intrigues et de
rivalités interpolicières dont nous n'avons que faire. Voilà
le premier exemple.
Le second, je dois le prendre chez nous. Il remonte à
deux ans environ. Nous avons convoqué à Genève le
«Gran Mitin», comme disent les Espagnols. Vingt mille à
25 000 personnes arrivent. La Pasionaria et Cariilo sont
frappés d'une interdiction de parole, à peine «ébréchée»
l'interdiction de parole. Après le meeting, ils sont frappés
d'une interdiction d'entrer, qui a été rapportée depuis lors
par votre département, Monsieur le Président. Ce n'est
même pas à notre demande I Je ne sais pas si c'est à la
demande des intéressés mais enfin tous les deux sont
aujourd'hui députés. Gallego, qui était à leur côté au meet-
ing de Genève, est vice-président des nouvelles Cortes.
Ici, on nous a refusé la discussion sur l'interpellation
Schwarzenbach - et c'était dommage - car nous aurions
pu, par l'expérience et par les faits, montrer comment on
peut maîtriser une énorme manifestation de 20000 à
25000 personnes. Avec une interdiction de parole mala-
droitement prononcée au dernier moment, c'était une mu-
selière inefficace - même les journaux de Suisse alémani-
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que ont dit «unnützer Maulkorb». Sur la base d'une loi
dépassée, garder le silence, c'était un effort absolument
surhumain a dit le journal 24 heures. Cariilo a demandé
dans ce meeting qu'on donne «ein Beispiel an Disziplin
und Würdigkeit. Et le Bund de déclarer: «Die zahlreichen
Besucher» - ils étaient plus de 20000 - «verhielten sich
ausserordentlich diszipliniert.» Le 7'âges-Anzeiger a écrit:
«Polizisten glücklicherweise überflüssig», et les orateurs
ont adressé, si j'en crois la Tat, un appel «für die natio-
nale Versöhnung». Les discours, nous les avons remis à
M. Fontanet. Nous avons pris contact avec la police - et je
vous dirai tout à l'heure ce que nous a dit le chef de la
police, au soir de cette journée, mais je ne voudrais pas
trop contrister M. le président de la Confédération!
Cependant, le lendemain, voilà ce que dit le journal La
Tribune de Genève à propos de cette manifestation: «Pen-
dant plusieurs minutes, l'ovation devient un cri d'amour.
C'est une émotion qui donne la chair de poule, une os-
mose de joie quand arrive la Pasionaria.» Je ne voudrais
pas vous choquer mais, d'après M. Patrice Pottier, qui dit:
«Oui, c'est la grande messe populaire, c'est la commu-
nion. Dieu, ce dimanche matin est communiste.» Voilà
l'impression d'un journaliste genevois. «C'est une foule
joyeuse, heureuse, passionnée, fraternelle et même fami-
liale. Je suis avec eux, je fais partie d'eux, pendant trois
heures, je suis communiste.» Voilà ce que dit le journa-
liste de la Tribune de Genève et pour vous consoler, Mon-
sieur le Président de la Confédération, citons un journal
qui vous est plus proche, le Courrier de Genève, l'organe
du Parti démocrate-chrétien, qui titre en gros: «20000 Es-
pagnols à Genève pour le meeting antifranquiste dans l'or-
dre et dans la dignité.» «Tout s'est déroulé, dit-il, dans
l'ordre et la dignité. Les faits ont ainsi montré combien
étaient fausses, tendancieuses et dangereuse les prévi-
sions apocalyptiques de certains groupements et partis
politiques qui ont mené campagne contre la manifesta-
tion.»
Nous avons ainsi, en cette occasion, démontré l'inutilité
totale de la répression. Il ne s'est rien passé, vous m'en-
tendez, absolument rien, pas un incident d'aucune espèce,
d'aucune sorte et j'en prends à témoin, encore une fois,
notre collègue M. Fontanet. Le soir, j'ai conversé avec des
dirigants de la police qui m'ont dit: «Vous êtes content,
Monsieur Vincent?» A quoi, je leur ai répondu: «Oui»; ils
ont ajouté: «Nous aussi.» Que voulez-vous de plus? Il n'y
a même pas eu un ivrogne, ni un incident si minime soit-il.
Cela prouve quoi? Cela prouve qu'il faut d'abord tabler
sur la discipline, sur la confiance, sur le crédit qu'on fait
au peuple, au nôtre et aux autres peuples; cela, Monsieur
le Président, vaut tous les gendarmes du monde, cela vaut
toutes les polices, même cantonales et surtout fédérale!
Bien sûr, en ce qui concerne l'Allemagne, c'est un cas
difficile. L'Allemagne a une histoire, il y a des précédents.
Un film récent de Hans Jürgen Syderberg vient de paraî-
tre. On y entend Himmler lui-même exposer la logique de
destruction et d'extermination. Himmler dit: «Tout cela est
abject. Qui ne le sait pas, ne serait pas digne d'être Alle-
mand. Mais tout cela est nécessaire. Celui qui ne le fait
pas est indigne d'être Allemand.»
Tout récemment, on a publié les mémoires de Josef Goeb-
bels avant qu'il, ne tue ses six enfants et se suicide avec
sa femme dans le «Bunker» de la Chancellerie du Reich,
où Goebbels clame: «J'éprouve un mépris sans borne
pour la personne humaine.» Evidemment, là, il y a un
lourd passé. Malgré les apparences, le tissu démocratique
semble moins solide en République fédérale allemande
qu'en Italie. Est-ce parce que le peuple italien a lutté
longtemps et héroïquement et a grandement contribué à
la libération de la République? Cela se peut, mais la con-
clusion c'est que la police, la force, la répression ne sont
jamais que des accessoires.
Rien n'est pire que la terreur et les contre-terreurs! Nous
ne voulons pas voir des listes de suspects et de tueurs.
Nous ne voulons pas voir les appels à la dénonciation.
Nous ne voulons pas voir les garanties à l'anonymat. Nous

ne voulons pas voir la promesse de primes. Tout cela est
abominable.
Le Monde disait, en évaluant à une centaine le nombre
des terroristes engagés dont seize figurent sur l'affiche
distribuée aux quatre coins du pays: «Faut-il vraiment,
pour venir à bout de ces extrémistes, lever des légions de
cerbères improvisés, passer des lois d'exception généra-
trices inévitables d'abus et d'absurdités?» C'est aussi no-
tre point de vue. Nous ne voulons pas, quant à nous,
d'une troupe de police spéciale aux ordres du gouverne-
ment. Nous ne sommes pas les seuls du reste. M. Bonnard
s'est exprimé ici mais dans son journal, dans le Journal
de Genève et la Gazette de Lausanne, dans un editoria!,
on a invité à «trouver le style qui convient en matière poli-
cière, mélangeant vigilance et discrétion», à «veiller aux
problèmes de communications, de langues», on ne pour-
rait «mettre sans précaution une police vaudoise ou gene-
voise sous les ordres d'un policier fédéral sorti des rangs
des grenadiers bernois»! Je cite le Journal de Genève et
la Gazette de Lausanne.
Nous souhaitons donc ardemment - je le dis à M. le prési-
dent de la Confédération - qu'on ne nous réponde pas par
une polémique facile, qu'on ne cultive pas la peur et la
frayeur qui sont, on le sait, méchantes et mauvaises con-
seillères. Il faut s'élever plus haut. L'un de nos amis fran-
çais, examinant la situation en Allemagne, invitait à ne
jamais «se replier dans les casemates du désespoir». Il
avait une position très claire sur et contre le terrorisme
puisqu'il disait: «Séquestrer, torturer, assassiner, c'est - et
le mot est horrible - facile. Il est plus difficile d'entraîner
des millions d'hommes au combat.» Aux Etats-Unis, par
exemple, on a nourri l'opinion publique des actions de
l'armée symbionaise, les exploits de la fille du milliardaire
Patricia Hearst et on a ignoré totalement les grandes
grèves des ouvriers agricoles de Californie, des mineurs
du Kentucky. Répondre au terrorisme individuel par le
terrorisme d'Etat, c'est jeter de l'huile sur le feu. La démo-
cratie est la seule réponse efficace aujourd'hui et demain,
et cet ami français concluait par ces mots: «II faut faire
reculer les colères d'impuissance.» Eh bien! oui, c'est
bien cela le vrai but, le premier: faire reculer les colères
d'impuissance et pour cela, il faut avoir confiance dans le
peuple et, bien entendu, mériter cette confiance. Quand le
Conseil fédéral parle de la sauvegarde de la sécurité inté-
rieure, elle est là cette sauvegarde. Elle est là d'abord,
elle est là surtout. Permettez-nous d'affirmer cette convic-
tion; c'est une conviction raisonnée, raisonnable et, dans
le même temps, si l'on peut oser le dire, irrépressible et
absolue.

Le président: Notre collègue Allgöwer demande que soit
contrôlé le nombre des membres présents dans la salle.
Je demande aux scrutateurs de bien vouloir procéder à ce
contrôle. (Il est procédé au dénombrement des membres
présents)
Les scrutateurs ont dénombré 112 membres présents. La
discussion continue.

Vetsch: Nach diesem lebhaften und abschweifenden Vo-
tum von Kollege Vincent wollen wir nun wieder zu dem
zurückkehren, was uns hier zum Entscheid vorgelegt wird.
Seinem Appell, nicht in Polemik zu machen, kann ich mich
anschliessen, aber nicht an die Adresse von Herrn Bun-
despräsident Purgier, sondern an die seinige. Ich zitiere
gerne aus der Botschaft zwei entscheidende Sätze, die
auch er angedeutet hat: «Die Gewährleistung der inneren
Sicherheit ist eine der ersten Aufgaben des Staates. Erfüllt
er sie nicht oder nicht mehr, so gibt er sich selbst auf und
damit auch jede Sicherheit für seine Bürger.» Um das geht
es hier, also um recht viel. Dem Bund sind sicherheitspoli-
zeiliche Aufgaben gestellt; ihm sind dafür auch die ent-
sprechenden und wirksamen Mittel zur Verfügung zu stel^
len. Der Bundesrat stellt fest, dass eine geeignete und
besonders geschulte Polizeitruppe, namentlich auch für
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die Abwehr von Gewaltakten und Terror, fehlt und diese
Lücke sobald wie möglich geschlossen werden müsse.
Seit 15 Jahren befasse er sich mit dem Problem der Ver-
stärkung der polizeilichen Sicherheitsmassnahmen. Es sei
an die Bemühungen für eine «Interkantonale Mobile Poli-
zei» erinnert. Inzwischen hat sich die Lage auch durch
den weltweiten Terror verschärft. Wir müssen jetzt han-
deln; was uns der Bundesrat vorschlägt, ist notwendig.
Man muss sich sogar fragen, ob die vorgesehenen Mass-
nahmen genügen, ob für die Abwehr der Bedrohung unse-
rer Ordnung und Sicherheit Wirksames vorgekehrt wird.
Wird nicht zu sehr auf föderalistische Wünsche und Be-
denken Rücksicht genommen? Müsste nicht eine bundes-
eigene Polizei geschaffen werden, die ausschliesslich dem
Bund zur Verfügung steht?
Die vorgesehene Lösung zeigt einen gangbaren und
zweckmässigen Weg auf. Ihr haben die Kantone zuge-
stimmt. Wir müssen darauf vertrauen, dass Bund und Kan-
tone in dieser Aufgabenteilung gut zusammenarbeiten
werden. Wir glauben hiermit eine gute Lösung zu treffen,
die einerseits den Erfordernissen der Zeit Rechnung trägt
und anderseits die föderalistischen Wünsche berücksich-
tigt. Denjenigen, die dieser Vorlage mit mehr oder weniger
grosser Zurückhaltung begegnen oder sie gar ablehnen,
muss gesagt werden, dass es sich um eine Minimallösung
handelt. Diese Meinung vertritt auch der Bundesrat, der
für die Erfüllung der sicherheitspolizeilichen Aufgaben des
Bundes verantwortlich ist. Die Bewohner dieses Landes
erwarten, dass das Nötige vorgekehrt wird, um ihnen die
Sicherheit und Ordnung im Rechtsstaat bestmöglich zu
gewährleisten. Sie sind auch bereit, dafür die erforderli-
chen Mittel zur Verfügung zu stellen. Das an die Adresse
derjenigen, die bereits das Referendum angekündigt ha-
ben.
Wir haben uns in der Kommission mit einem Nichteintre-
tensantrag befasst, der auch hier im Rat von einer Minder-
heit gestellt wird. Er veranlasst uns, zusätzlich das Vorge-
schlagene auf seine Notwendigkeit hin ganz besonders
gründlich zu prüfen. Dass nun aber anhand dieser vorsich-
tigen und angemessenen Massnahmen die Gefahr des Po-
lizeistaates heraufbeschworen wird, ist doch unbegreiflich.
Das kann bei sachlicher Prüfung und mit gutem Willen
niemand im Ernst tun. Nicht durch diese Polizeikräfte wer-
den die Freiheit und die Bürgerrechte bedroht, es sind
andere Kräfte, die den Menschen und den Rechtsstaat in
der freiheitlichen Demokratie schweizerischer Prägung ge-
fährden, die Angst und damit Unfreiheit verbreiten. Zum
Schütze gegen diese und zur Gewährleistung der inneren
Sicherheit, die zu den vordringlichen Aufgaben des Staa-
tes gehört, brauchen wir ein gewisses Minimum an Polizei-
kräften - und um diese geht es hier. Diese sind auch Men-
schen, die im Rechtsstaat für ihre Mitmenschen eine wich-
tige und schwierige Aufgabe zu erfüllen haben. Dafür ver-
dienen sie unseren Dank. Niemand will einen Polizeistaat,
niemand hat einen solchen durch das vorliegende Gesetz
zu befürchten. Auch werden wir ob dieser leider unent-
behrlichen Vorkehren nicht vergessen, dass unsere An-
strengungen primär auf die Bekämpfung der Ursachen von
Unruhe und Gewalt ausgerichtet sein müssen. Die feste
Hoffnung, sie - eben diese Polizeikräfte - nie einsetzen zu
müssen, darf uns aber nicht hindern, das Nötige vorzukeh-
ren.
Föderalistische Bedenken haben angesichts der schreckli-
chen Vorkommnisse und der damit gestellten Aufgaben
zurückzutreten. Die Kantone begrüssen die vorgeschlage-
ne Lösung, weil sie sie für notwendig und mit der kantona-
len Polizeihoheit vereinbar halten. Der Bund wird sich
nicht ohne Not in den Ordnungsdienst der Kantone einmi-
schen; er hat aber bezüglich Sicherstellung der öffentli-
chen Ordnung einen verfassungsmässigen Auftrag gemäss
Artikel 16 der Bundesverfassung. Daher ist Artikel 2 Absatz
1 Litera f gerechtfertigt. Deshalb von einer Antidemonstra-
tionspolizei des Bundes oder gar von einer nationalen Re-
pressionspolizei, die sich in die Belange der Kantone ein-

mischt und mehr schaden soll als nützen, zu sprechen und
zu schreiben, ist unbegründet. Wer sich an Recht und
Ordnung hält, sich zur Durchsetzung seiner Begehren un-
serer vielfältigen demokratischen Mittel und Rechte be-
dient, hat weder diese Polizeitruppe noch ihre Ausrüstung
zu fürchten. Es wäre schön, allzu schön, wenn das Zusam-
menleben der Menschen in Ordnung und gegenseitiger
Rücksichtnahme und Hilfe ohne Gesetze und ohne Vor-
schriften möglich wäre. Wir wissen aber alle, das ist eben
leider nicht möglich. Ebenso wissen wir, dass wir ohne
Polizei - ich möchte sagen als unser Freund und Helfer -
nicht auskommen,
Ich beantrage Ihnen namens der freisinnig-demokrati-
schen Fraktion Eintreten und Zustimmung zu den Anträ-
gen der Kommission.

Webcr-Arbon: Sicherheitspolizei des Bundes: Ein neuer,
ein neuartiger Begriff! Man kann die Argumentation über
die Notwendigkeit und Richtigkeit dieser neuartigen Ein-
richtung sehr kurz halten: Aufrechterhaltung von Ruhe und
Ordnung: Hauptaufgabe des Bundes. Sie können den Arti-
kel 2 unserer Verfassung nachlesen. Werden Ruhe und
Ordnung gestört, muss die Polizei her. Für die Erfüllung
oieser Bundesaufgabe braucht es also eine Bundespolizei.
Dem Bundesrat wäre nach dieser Argumentation bloss
vorzuwerfen, dass er mit dieser Idee solange zurückgehal-
ten hat und dass er sie jetzt auch nicht konsequent ver-
wirklicht. Diese extreme «Law and Ordern-Mentalität ist in
der nationalrätlichen Kommission recht deutlich vertreten
worden. Der Bundesrat - taktisch nicht ungeschickt -
kann angesichts der auch grundsätzlichen Gegnerschaft
zu diesem Gesetz elegant erklären: «Seht, unsere Lösung
- die Lösung des Bundesrates - beschreitet den gut eid-
genössischen Weg der Mitte.»
Wir Sozialdemokraten gehören nicht zur Gruppe dieser
pointierten «Law and Ordern-Anhänger. Das Spektrum un-
serer Fraktion bewegt sich von einem gewissen Unbeha-
gen, vielleicht auch von einer gewissen Resignation, unter
dem Eindruck der Arglist der Zeit - Herr Vetsch, nicht der
Forderung der Zeit! - bis zu einer grundsätzlichen Geg-
nerschaft gegenüber diesem neuen Gesetz! Auch bei oder
trotz der Arglist der Zeit haben wir die Gretchenfrage zu
stellen, nicht wie bei Goethes Faust: «Heinrich, wie hast
Du's mit der Religion?», sondern: «Bundesrat und Parla-
ment: Wie habt Ihr es mit der Verfassungsmässigkeit die-
ser neuen Gesetzesvorlage?» Die Antwort des Bundesra-
tes ist auf Seite 9 der Botschaft etwas diffus ausgefallen.
Es wird dort erklärt, der Grundsatz, dass die Polizeihoheit
den Kantonen verblieben sei, müsse differenziert betrach-
tet werden. Der Elund werde sich aus staatspolitischen -
also nicht etwa aus staatsrechtlichen Gründen bei der Be-
anspruchung von Polizeikompetenzen Zurückhaltung auf-
erlegen. Also die These des Bundesrates: Wir im Bund
hätten viel weitergehende Polizeikompetenzen, könnten sie
in viel weitergehendem Masse beanspruchen, aber wir ver-
zichten darauf, sie weiter oder voll auszunützen. Man kann
meines Erachtens noch weitergehen und sich fragen: Ist
es nicht geradezu paradox, ist es nicht eine widersprüchli-
che Situation, wenn in Artikel 2 der Verfassung steht, es
gehöre zu den primären Bundesaufgaben, die Handhabung
von Ruhe und Ordnung im Inneren zu sichern und wenn
anderseits eben gerade diese Handhabung von Ruhe und
Ordnung bei den kantonalen Polizeiorganen liegt?
Der Widerspruch ist aber nur ein scheinbarer. Immer wie-
aer finden wir materielle Gesetzes- oder Verfassungsbe-
stimmungen im Bundesrecht, deren Vollzug, deren Hand-
habung, deren Betreuung den Kantonen obliegt. So be-
trachtet, könnte natürlich ein Bundesgesetz jederzeit in
jedem Ausmass unter diesem Titel «Handhabung von Ruhe
und Ordnung» einen eidgenössischen Polizeiapparat auf-
ziehen.
Wir spüren alle sofort: So geht es nicht. Wo ist also - fra-
gen wir weiter - die Grenze zwischen der Polizeihoheit der
Kantone einerseits und einer direkten Polizeihoheit des
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Bundes? Wir haben - wir wissen das auch aus der Bot-
schaft - bereits eine Bundespolizei als Polizeidienst bei
der Bundesanwal'tschaft. Der Begriff ist also nicht ein No-
vum, aber dieses Institut existiert lediglich als Fahndungs-
und Informationshilfsdienst.
Mit dem neuen Bundesgesetz will der Bundesrat einen
Schritt weiter gehen und eine direkte eidgenössische Poli-
zeikompetenz im Bereich der sogenannten Sicherheitspoli-
zei beanspruchen. Der Ausdruck «Sicherheitspolizei» hört
sich gut an, ich gebe zu: sehr gut sogar. Kann schon je-
mand dagegen sein, dass unsere Polizei für unsere Si-
cherheit sorgt? Ist denn das nicht eine primäre Aufgabe
der Polizei schlechthin? Ist nicht der Ausdruck «Sicher-
heitspolizei» vielleicht sogar eine Tautologie, eine Wieder-
holung von zwei Substantiven, die genau dasselbe sagen?
Polizei hat doch immer - so ist zu überlegen - Sicher-
heitsaufgaben in diesem oder jenem Bereich.
Der Bundesrat ist in seiner Botschaft jede nähere Um-
schreibung oder Definition dieses Begriffes, der den Titel
des Gesetzes zu tragen hat, schuldig geblieben, die Ant-
v/ort auf die Frage nämlich, was er unter Sicherheitspoli-
zei versteht. Ich gebe zu: Ich verstehe anderseits den
Bundesrat, wenn er der Antwort auf diese Frage ausgewi-
chen ist, weil er nämlich unter diesem Begriff verschiede-
ne Dinge gelten lassen will. Typisch für diese offene Hal-
tung ist beispielsweise der Ingress des Gesetzes. Wir sind
uns als Gesetzgeber gewohnt, das jede Gesetzesnorm
auf eine ganz bestimmte, klare Verfassungsnorm abge-
stützt wird. Wir suchen in diesem Gesetz umsonst nach
einer derartigen klar umschriebenen Verfassungskompe-
tenz des Bundes.
Ein anderes Beispiel für diese Haltung des Bundesrates
ist, dass er in Artikel 2, in welchem die Aufgaben dieser
Sicherheitspolizei umschrieben sind, die Aufzählung aus-
drücklich nicht abschliessend regeln will. Beachten Sie, es
heisst hier in Absatz 1: «Zu den sicherheitspolizeilichen
Aufgaben des Bundes gehören namentlich ...», und dann
kommt ein Katalog.
In diesem Katalog ist einmal eine erste Gruppe zusam-
menzufassen mit all dem, was rein unter Bewachungs-
schutzfunktion verstanden werden muss. Wir können hier
von einer gewissen Bereitschafts-, von einer Bewachungs-
polizei reden. Sie findet sich in diesem soeben erwähnten
Artikel 2 Absatz 1 in den Literae a bis d! Schutz von aus-
ländischen Botschaften, Schutz bei Staatsvisiten, sogar
eine Art eidgenössische Prätorianergarde wird uns unter
L'itera e versprochen. Man kann wohl die Logik der Dinge
nicht bestreiten, dass derartige spezifische, direkte Bewa-
chungsaufgaben auch direkte Belange des Bundes sind.
Eine zweite Gruppe derartiger sicherheitspolizeilicher Auf-
gaben segelt unter der heute leider aktuellen und auch
populären Flagge «Bekämpfung des Terrors». Im Artikel 1,
dem Programmartikel des Gesetzes, wird diese Motivation
klar zum Ausdruck gebracht, verschwindet aber eigenarti-
gerweise im Aufgabenkatalog in Artikel 2. Spuren dieser
grundsätzlichen Motivation finden wir im Katalog lediglich
unter Artikel 2 Litera e, wo von der Bekämpfung von An-
schlägen gegen die Luftfahrt die Rede ist. Wenn aber -
nehmen wir ein derart makabres Beispiel - durch einen
Terrorakt der schweizerische Präsident des Arbeitnehmer-
oder des Arbeitgeberverbandes ein ähnliches Schicksal
erleiden sollte wie Hanns Martin Schleyer in Deutschland,
so erkennen wir, dass dieser Fall nach dem Wortlaut von
Artikel 2 des Aufgabenkatalogs dieser Sicherheitspolizei
eigentlich nicht abgedeckt wäre. Man kann sagen: Des-
halb haben wir ja eine nicht abschliessende Aufzählung im
Aufgabenkatalog; Unter dem Wort «namentlich» wäre auch
ein solcher Tatbestand zu subsumieren.
Ich habe nun vorgeschlagen - das wird in der Detailbera-
tung zur Sprache kommen -, diese zweite spezifische Si-
cherheitsaufgabe des Bundes im Katalog von Artikel 2
expressis verbis zu erwähnen. Eine nicht unwesentliche
Unzulänglichkeit bleibt indessen bestehen, nämlich die
Frage, die wir uns stellen müssen: Was ist denn eigentlich
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Terror? Was haben wir unter der Bekämpfung dieses Phä-
nomens zu verstehen? Diese Frage blieb auch in der vor-
beratenden Kommission unbeantwortet, weil sich die Er-
scheinungsformen des Terrors laufend ändern oder än-
dern können. Wir müssen also davon ausgehen, dass die-
ser Ausdruck sich nicht normativ präzis einfangen lässt.
Wenn wir ja sagen zu dieser zweiten Gruppe polizeilicher
Kompetenzen des Bundes, so müssen wir uns aber auch
hewusst sein, dass damit das dem Bund zur Verfügung.
stehende Elitekorps der kantonalen Polizei den bestehen-
den, mehr oder weniger gut ausgebauten kriminalpolizeili-
chen Organen ins Gehege kommen kann. Die Folgen wer-
den Reibungsflächen und Kompetenzabgrenzungsschwie-
rigkeiten sein, mit denen wir uns auseinanderzusetzen ha-
ben werden.
Ich habe jetzt von zwei Gruppen gesprochen, die unter
dem Begriff «Sicherheitspolizei» zu verstehen sind. Es ist
ein dritter Bereich sicherheitspolizeilicher Tätigkeit des
Bundes - nach Auffassung des Bundesrates - zu erwäh-
nen. Mit der dritten Umschreibung geht der Bundesrat
einen wesentlichen Schritt weiter. Gewissermassen im
Vorbeigehen wird in Artikel 2 Litera f die Anwendung des
Artikels 16 der Bundesverfassung erwähnt. Ich bitte Sie
sehr, den Artikel 16 der Bundesverfassung genau nachzu-
lesen. Hier ist nicht die Rede von Bewachungs- oder
Schutzfunktionen, auch nicht von einer notwendigen Be-
kämpfung des Terrors. In Artikel 16 der Bundesverfassung
geht es vielmehr um die sogenannte eidgenössische Inter-
vention, die vor allem in der zweiten Hälfte des letzten
Jahrhunderts öfters hat stattfinden müssen. Es wäre
eigentlich zu begrüssen gewesen, dass uns der Bundesrat
in einem kleinen historischen Exkurs über die bisherige
Praxis dieses politisch recht brisanten Artikels informiert
hätte. Wir hätten dann beispielsweise erfahren können,
öass es im Kanton Tessin mehr als einmal eigentliche
Staatsstreiche gegeben hat, indem die Regierung abge-
setzt oder fortgejagt worden ist, so dass militärische Inter-
ventionen von Bern aus organisiert werden mussten. Ein
letzter Fall unseliger Erinnerung ist die militärische Inter-
vention vor 45 Jahren, am 9. November 1932, in Genf, wo
10 oder 12 Todesopfer zu beklagen waren.
Was soll geschehen, wenn eine kantonale Regierung mit
ihrer Polizei in ihrem eigenen Lande einer Situation nicht
oder nicht mehr Herr und Meister wird oder glaubt, nicht
mehr Herr und Meister zu werden? Sie kann nach dem
zitierten Artikel 16 der Bundesverfassung die Hilfe des
Bundesrates anrufen. Hier erhebe ich nun in der Eintre-
tensdebatte den Warnfinger: Sollen wir unter dem Stich-
wort «Sicherheitspolizei» überhaupt eine Polizeikompetenz
des Bundes in unsere Bundesverfassung einführen, wo-
nach ein Kampfkorps des Bundes nicht nur für eidgenössi-
sche, sondern auch für kantonale Aufgaben bereitzustellen
ist? Wir gelangen hier an einen ganz heikein Punkt mit
einer entsprechenden politischen Brisanz. Das gebe ich
ohne weiteres zu. Ich könnte es auch politisch brisant
formulieren: Soll, könnte man fragen, zur Lösung sozialer,
gesellschaftspolitischer oder staatspolitischer Konflikte
eine derartige Bundespolizei eingesetzt werden können?
Ist das nicht Gin trojanisches Pferd, das wir in unserer
Eidgenossenschaft mit ihrem Demonstrationsrecht, das
verfassungsmässig verankert ist, einem Freiheitsrecht ge-
genüber satteln? Viele unserer Fraktionsmitglieder können
nicht ja sagen zu einer derartigen «Lösung», weil es keine
ist. Wir werden uns in der Detailberatung zu Artikel 2 Lite-
ra f noch eingehender über diese Frage unterhalten müs-
sen.
Nun aber noch ein paar Bemerkungen zum Konzept des
Bundesrates über die Ausgestaltung dieser Sicherheitspo-
lizei. Der Bundesrat will ja keine eigene Bundespolizei,
sondern ein helvetisches Eigenfabrikat oder eine «föderali-
stische Bundeslösung» - ein wunderbarer Ausdruck in un-
serer politischen Terminologie, ein Ausdruck, der in der
vorberatenden Kommission von einem Kommissionsmit-
glied verwendet worden ist -, eine Verwischung, eine Ver-
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flechtung - dieses Wort stammt nicht von mir -, eine Ver-
filzung von kantonalen und eidgenössischen Polizeikompe-
tenzen, eine Lösung, die doch eigentlich wie eine Faust
aufs Auge passt zu dem kürzlich vom Eidgenössischen
Justiz- und Polizeidepartement veröffentlichten Vernehm-
lassungsverfahren zum Problem einer neuen und klaren
Ausscheidung der Kompetenzen zwischen dem Bund und
den Kantonen. Die Idee des Bundesrates geht davon aus,
die kantonale Polizei als Institution beizubehalten, jedoch
vom Bund aus drei grosse A zum Konzept dieser kantona-
ler: Elitepolizeitruppe beizusteuern: 1. die Ausbildung,
2. die Ausrüstung, 3. das Aufgebot. Das grosse B (die
Besoldung) bleibt - auch charakteristisch für den Lö-
sungsversuch - bei den Kantonen. Soweit, so gut; stimmen
wir zu. Aber passen Sie auf: Lieber kurz oder lang wird in
diesem Bereich der polizeilichen Tätigkeit des Bundes
sich eine Eigenständigkeit, eine Eigengesetzlichkeit entwik-
keln, im Sinne einer eidgenössischen Polizei-Eli'tetruppe,
versehen mit den entsprechenden Infrastrukturen, welche
wir aus der Botschaft kennen. Es geht also letzten Endes
um die Macht im Staate, diesen etwas heimlich-unheimli-
chen Begriff. Es ist eine Erfahrungstatsache, dass das
gerade im Bereich der Polizei dieses Phänomen beson-
ders deutlich in Erscheinung tritt.
Ich beantrage Ihnen im Namen der sozialdemokratischen
Traktion Eintreten auf diese Vorlage, aber unter dem Vor-
behalt, dass diese eidgenössische Elite-Polizei in Schran-
ken gehalten werden muss; sie soll und darf unsere ange-
stammten Freiheitsrechte nicht beeinträchtigen.

Rüttlmann: Es wäre für einen ebenso ausgezeichneten Ju-
risten wie Herrn Rolf Weber nun 'natürlich interessant, mit
ihm die Klingen zu kreuzen. Ich bin dazu leider nicht im-
stande. Ich darf Ihnen den Standpunkt der CVP-Fraktion
bekanntgeben, die sich mehr aus praktischen Gründen
geschlossen hinter diese Vorlage stellt.
Ich akzeptiere voll und ganz die formaljuristischen Ueber-
legungen des Herrn Rolf Weber, glaube aber doch, dass
es auch noch Ueberlegungen der Praxis gäbe, ebenso
solche des Vertrauens bzw. Misstrauens gegenüber dem
Bundesrat. Wir halten die Vorlage für ausgewogen; sie ist
politisch und psychologisch vernünftig und nimmt insbe-
sondere auf der ganzen Linie Rücksicht auf die Einwände,
die 1969 von den Kantonen her gegenüber der IMP erho-
ben wurden, deren Plan dann wieder in sich zusammenge-
fallen ist. Die kantonale Polizeihoheit wird gewahrt. Wir
sind der Auffassung, dass auch die Verfassungsmässigkeit
dieser Vorlage gegeben sei. Sie geht zurück - mindestens
in bezug auf die Dringlichkeit - auf den momentan dro-
henden Terrorismus, der bekanntlich an den Landesgren-
zen nicht haltmacht; er hat sogar in unserem Land bereits
Wurzeln geschlagen; ich erinnere an die Waffenkäufe im
Zusammenhang mit den Terrorakten in unserem nördli-
chen Nachbarland. Sie werden wohl alle mit mir einig
sein, dass der gegenwärtige Waffenstillstand nur ein vor-
übergehender ist; diese Leute haben sich zurückgezogen,
um dann um so heftiger zuzuschlagen, wenn ihre Kräfte
wieder gesammelt sind. Es gilt also, unser Abwehrdisposi-
tiv zu verstärken und zu vervollständigen.
Es ist meines Erachtens die eigentliche und vornehme
Aufgabe unseres Staates, seine Bürger vor Gewalttaten zu
schützen. Zu diesem Zweck muss ihm ein nützliches und
wirksames Instrument in die Hand gegeben werden. Bis
hierher sind wir uns wohl alle - oder doch die meisten in
diesem Saale - einig. Wie wir soeben gehört haben, gehen
die Meinungen - insbesondere in der sozialdemokrati-
schen Fraktion - auseinander darüber, ob die Aufgabe
dieser Sicherheitspolizei allenfalls auch auf die Aufrecht-
erhaltung von Ruhe und Ordnung im Lande ausgedehnt
werden solle oder nicht, ob allenfalls (ein Antrag geht dar-
auf hinaus) auch diese subsidiäre Einrichtung des Schut-
zes von Ruhe und Ordnung weiterhin gewährleistet sei
oder nicht. Ich bedaure ausserordentlich, dass die Herren
Schnyder und Zehnder heute nicht da sind; sie haben sich

in der Kommission ausdrücklich hinter diese Lösung ge-
stellt, wahrscheinlich aus der Erfahrung in ihren Kantonen
heraus. Der Einsatz der Sicherheitspolizei für die Aufrecht-
erhaltung von Ruhe und Ordnung soll nach Auffassung
dieser Opposition den Kantonen überlassen und in diesem
Gesetz nicht statuiert werden.
Auch unsere Fraktion ist sich bewusst, dass wir damit
Neuland betreten. Soeben wurde gesagt, es sei eine gut
eidgenössische Lösung. Auch wir sind uns bewusst, dass
gewisse Schwierigkeiten nicht zu umgehen sein werden,
beispielsweise wenn wir daran denken, dass hier Bündner
und Basler, Genfer und Schaffhauser Polizisten bei diesem
Baukastensystem zusammenkommen werden, mit all den
verschiedenen Mentalitäten. Wir glauben aber, das sei
eine Frage der Führung dieser Polizeitruppe, vor allem
eine Frage der Psychologie des Leiters. Wir sind der Auf-
fassung, diese Vorlage sollte nicht dazu benützt werden,
unser Abwehrdispositiv zu schwächen, sondern vielmehr
ru verstärken. Wir haben das Vertrauen in den Bundesrat,
dass er (wie er das in der Botschaft erklärte) zum Beispiel
c'en Einsätz von Militär wirklich als ultima ratio vorsehen
will.
Herr Weber hat soeben den Fall aus Genf in den dreissi-
ger Jahren geschildert; wir geben alle zu, dass es dort
wahrscheinlich eindeutig an der Psychologie gefehlt hat.
ich erinnere Sie aber an die neuesten Fälle auf den Flug-
plätzen von Kloten und Genf, wo unsere Armeebewachung
doch sicher gute Dienste geleistet hat. Warum wollen wir
dann diese Möglichkeit von vorneherein ausschalten? Es
ist schwer zu verstehen, weshalb die Leute, die die Oppo-
sition hier in den Saal tragen - was ihr gutes Recht ist -
hier föderalistischer sein wollen als die Kantone selber.
Diese haben sich nämlich in der Vernehmlassung prak-
tisch übereinstimmend dafür eingesetzt, dass ihnen die
Möglichkeiten erhalten bleiben (gemäss Artikel 16 der
Bundesverfassung), insbesondere auch die Sicherheitspo-
lizei für diese Aufgabe einsetzen zu können. Wir wehren
uns dagegen, wenn offen oder versteckt unserem Justizmi-
nister oder dem Qesamtbundesrat die Absicht unterscho-
ben werden soll, er wolle diese Gelegenheit benützen, um
die Polizeigewalt an sich zu reissen, um die Polizei zentra-
listischer zu gestalten, zwecks Bekämpfung von Aufstän-
den, von Demonstrationen usw. Wir alle wollen wahr-
scheinlich keine zentrale Polizeigewalt; dafür haben wir
zuviele ungute Beispiele in anderen Ländern gesehen, ins-
besondere wenn wir uns nach Osten ausrichten.
Wir sind also für Eintreten in der uns unterbreiteten Form
und anerkennen die Absicht des Bundesrates, dem Terror
energisch zu Leibe zu rücken, und, wie das der Herr Bun-
despräsident bereits äusserte, ein neues Waffengesetz in
Angriff zu nehmen, durch das der Waffenhandel in der
Schweiz in den Griff genommen werden soll. Der Terror
selbst ist ja eigentlich ein Mittel zum Zweck, unsere frei-
heitliche Gesellschaftsordnung umzustossen, das heisst
die Störung von Ruhe und Ordnung. Wir lehnen daher die
Abänderungsanträge ab, die darauf ausgehen, dieses Ge-
setz abzuschwächen. Wir lehnen auch den Antrag der
Minderheit, der vertreten wird durch unseren Kollegen
Fontanet, mehrheitlich ab. Wir haben auch hier die Auffas-
sung, dass der Bundesrat das notwendige Fingerspitzen-
gefühl haben wird, um am rechten Ort den rechten Mann
für das Kommando dieser Polizeitruppe einzusetzen. Ich
glaube also, wir sollten hier nicht nur formaljuristisch, son-
dern auch praktisch denken. Es geht darum, dass wir diese
Truppe möglichst rasch wirksam und effizient als Instru-
ment in den Griff bekommen. Es wäre falsch, hier ein
Feindbild dieser Polizeitruppe aufzustellen; wir haben uns
vor diesen Polizisten nicht zu fürchten. Wir haben uns
aber zu fürchten vor den Leuten, die mit einer Hand voller
Sprengstoff, einer Zündschnur und vielleicht ein paar
Kenntnissen, die sie sich im Militärdienst angeeignet ha-
ben, imstande sind, uns gewaltige Schäden zuzufügen.
Wir fürchten uns auch nicht vor dem Referendum. Die Re-
ferendumsdrohung ist bereits erwähnt worden. Es wäre
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sogar zu begrüssen, wenn das Schweizervolk zu dieser
Frage Stellung nehmen müsste; ich persönlich bin über-
zeugt, dass es sich eindeutig für den Schutz, für diese
sicherheitspolizeiliche Aufgabe einsetzen wird. Ich hatte
heute morgen Gelegenheit, eine Gewerbeschulklasse zu
führen. Mir hat ein Gewerbeschüler die Frage gestellt:
Warum ist dieser polizeiliche Schutz im Bundeshaus nicht
stärker, obwohl er ausgerechnet heute verstärkt wurde.
Sie sehen also, dass das Volk hier klar und eindeutig
denkt und eine saubere Handhabung dieser sicherheitspo-
lizeilichen Aufgaben gewährleistet haben will.
Ich bitte Sie daher, auf die Vorlage einzutreten und sie in
der Detailberatung nach Vorlage des Bundesrates zu über-
nehmen.

Aider: Wir sind der Auffassung, dass sich die sicherheits-
politische Lage seit dem Scheitern der Bemühungen zur
Schaffung der sogenannten IMP grundlegend geändert
hat. Sie wissen alle, welche Aktivitäten die international
organisierte Terrorszene seit einigen Jahren entfaltet und
welche Methoden dabei entwickelt werden. Wir sind in
unserem föderalistisch organisierten Land nicht in der La-
ge, mit den herkömmlichen, kantonalen Polizeimitteln die-
ser neuen Geissel der Menschheit wirksam genug zu be-
gegnen. Die möglichen Folgen eines Andauerns dieser Si-
tuation sind bekannt. Staaten, die in Ermangelung der not-
wendigen Mittel nicht in der Lage sind, dem Terror mit der
erforderlichen Härte und Entschlossenheit entgegenzutre-
ten, setzen sich durch Nachgiebigkeit fortlaufend weiteren
Erpressungen aus, die letztlich in der davon betroffenen
Bevölkerung selbst zu unkontrollierten Reaktionen führen
können. Das sollte sich eigentlich auch Herr Vincent mer-
ken, von dem ich nicht annehme, dass er die Gründung
von Bürgerwehren und solchen Dingen zum Schütze der
Bevölkerung begrüssen würde. Die hier zur Diskussion ste-
hende Vorlage gibt nach unserer Meinung eine mögliche
Antwort auf die neue Bedrohung der Sicherheit unserer
Bevölkerung. Ob sie sich bewähren wird, ob sie genügt:
wir wissen es nicht. Sicher aber wäre es unverantwortlich,
auf die zeitlich, personell und materiell dringliche Verstär-
kung der Terrorabwehr zu verzichten.
Herr Gassmann und seine Kollegen wollen dennoch hie-
von nichts wissen. Aus mir nicht ganz verständlichen
Gründen konnte Herr Gassmann seinen Nichteintretensan-
trag bisher nicht begründen, so dass ich ein wenig im Ne-
bel herumdiskutiere. Immerhin hatte ich Gelegenheit,
Herrn Gassmann in der Kommission zu hören. Ihren Voten
entnahm ich, dass Sie den Eindruck haben, die Sicher-
heitspolizei sei ein Instrument, das nur geschaffen werde,
um Repression im Inneren zu üben. Herr Vincent gar
sprach von einer politischen Polizei. Aufhänger dieser Vor-
würfe bildet, wie Sie hörten, die im Gesetz enthaltene Be-
stimmung, dass die Sicherheitspolizei auch bei gestörter
Ordnung im Inneren eingesetzt werden könne. Andere ge-
hen noch weiter. So wetzt - Sie hörten es bereits - ein
sogenanntes Komitee gegen die angebliche Schaffung
einer nationalen Repressionspolizei bereits tüchtig seine
Messer gegen das Gesetz. Diesem Verein - ich glaube, es
ist interessant, das zu wissen - gehören offenbar unter
anderem an: verschiedene Regionalgruppen des Demokra-
tischen Manifests, mehrere Anti-AKW-Gruppen, GAGAK,
SAG - ich kenne diese Abkürzungen zu wenig -, Soldaten-
komitees, Frauenbefreiungsbewegung, die jurassischen
Bewegungen, der Typographenbund, die PdA und - wen
wundert's - die Revolutionäre Marxistische Liga sowie
weitere. In bereits bekannter Art versuchen diese Leute,
die nun hier in Herrn Gassmann und Herrn Vincent ihre
Sprecher gefunden haben, dem Volk das Gruseln beizu-
bringen. Ich habe zufällig ein solches Papier erhalten. Da
ist die Rede «von einem direkten Angriff des Bundesrates
gegen jede Oppositionsbewegung in unserem Land, die
die demokratischen Rechte wie zum Beispiel das Demon-
strationsrecht und das Streikrecht für sich in Anspruch
nimmt». Oder es wird gesprochen von der «Niederhaltung
von Volksbewegungen», die mit dieser Polizei bezweckt

werde, oder gar von einer «Spitze eines Eisberges». Sie
müsse im Zusammenhang mit der Repression auf allen
Ebenen und dem Abbau der demokratischen Rechte gese-
hen werden usw. Ich habe sehr den Eindruck, dass hier
mit allzu grossem Kaliber auf eine Vorlage geschossen
wird und frage zurück, woher eigentlich diese Prophétie
der Verfasser solcher Papiere, woher diese Unterstellun-
gen? Sind sie bloss Ausdruck - ich sage das hier ganz
offen - gewisser Neurosen, wofür man an sich noch Ver-
ständnis haben könnte, oder aber demagogisch aufgezo-
gene Taktik? Ich meine, wir müssen die Dinge auf den
realen Boden zurückführen und festhalten, dass das De-
monstrationsrecht in unserem Land verfassungsrechtlich
gewährleistet und geschützt ist, ja geschützt werden muss
unter Umständen genau von dieser Polizei, die wir hier zu
schaffen im Begriffe sind. Ich wäre der letzte - das neh-
men Sie mir ab -, der sich nicht für die Wahrung dieses
Demonstrationsrechtes einsetzen würde. Man komme mir
nun - Herr Vincent - nicht mit Beispielen aus dem Aus-
land! Wir wissen alle, dass auch wir in unserem Land
nicht vollkommen sind, dass unsere Strukturen nicht voll-
kommen sind und sie immer wieder veränderten Verhält-
nissen angepasst werden müssen. Aber wir dürfen doch
einigermassen mit gutem Grund festhalten, dass in keinem
Land der Welt die politisch interessierte Bevölkerung so
viele Möglichkeiten hat, ihre Meinungen kund zu tun. wie
bei uns, angefangen beim Stimmzettel auf allen Ebenen
unserer staatlichen Strukturen bis hin zu organisierten De-
monstrationszügen und Kundgebungen, bis hin zu Kundge-
bungen in Genf, Herr Vincent, die, wie Sie sehr treffend
bemerkt haben, absolut ordnungsgemäss verlaufen sind,
und das ist in unserem Land glücklicherweise ja auch die
Regel. Demonstrationen sind eines; Krawalle, mit denen
letztlich nur andere Bürger in der Ausübung ihrer Freihei-
ten beeinträchtigt werden, ein anderes.
Was will das Gesetz in diesem Zusammenhang? Wir mei-
nen etwas sehr Vernünftiges. Man will die Armee als Ord-
nungsmacht gewissermassen auf den letzten Platz verweb
sen, in der richtigen Erkenntnis, dass die Wiederherstel-
lung einer gestörten Ordnung - ich zitiere Artikel 16 der
Bundesverfassung - im Innern soviel spezielle Ausbildung,
soviel Einfühlungsvermögen erfordert, dass Armee-Einhei-
ten dazu nicht ohne weiteres in der Lage sind. Ihre Ausbil-
dung hat zu Recht eine andere Zielrichtung. Ihr Einsatz im
Innern soll deshalb ultima ratio bleiben. Eigentlich sollten
das auch die Herren Gassmann und Vincent anerkennen
und dem zustimmen. Warum tun sie es nicht? Ich werde
den Eindruck nicht los, dass andere Ziele verfolgt werden,
wenn diese Vorlage hier so vehement bekämpft wird. Um
irgendeiner fixen Idee willen nehmen Sie in Kauf, dass
unserem Staat weiterhin auch ein Minimum an Mitteln vor-
enthalten wird, dessen er zur Erfüllung seiner Aufgaben
beim Schutz der Bevölkerung gegen Terror - darauf liegt
ja der Akzent in diesem Gesetz - bedarf.
Wenn sich eine echte Kritik an der Vorlage des Bundesra-
tes aufdrängt, dann diese, dass der Aufgabenbereich der
zu schaffenden Sicherheitspolizei zu eng gefasst und zu
einseitig auf gewisse Bundesanliegen und die berühmte
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im Inneren
ausgerichtet wurde. Herr Kollege Weber-Arbon hat bereits
in dieser Hinsicht Bemerkungen vorgebracht.
Dann ist die Rede vom Schutz diplomatischer Missionen,
vom Schutz fremder Staatsoberhäupter, vom Schutz der
Bundesbehörden usw. Das sind Aufgaben, die erfüllt wer-
den müssen. Es gibt aber Dinge, die die Bevölkerung ohne
Zweifel noch mehr beschäftigen: die Sicherheit der Stau-
mauern, der Kraftwerke, der Oeltanklager, der Hafenanla-
gen, der Trinkwasserversorgungsanlagen usw., also alles
Einrichtungen unserer wirtschaftlichen Infrastruktur, deren
Schutz weiterhin nur Sache der kantonalen Polizei sein
soll, wo doch gerade hier der Einsatz der Sicherheitspoli-
zei bzw. die Unterstützung der Kantone durch einheitlich
ausgebildete und ausgerüstete Spezialeinheiten besonders
wünschenswert wäre, wünschenswert schon deshalb, weil
nachgewiesenermassen und Unbestrittenermassen die vor-
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handenen kantonalen Polizeimittel nicht genügen, um die-
sen Schutz im gegebenen Fall hinreichend zu gewährlei-
sten. Wir bedauern, dass der Antrag, den ich in der Kom-
mission gestellt habe, das Pflichtenheft in diesem Sinne zu
erweitern, von Herrn Bundespräsident Purgier und der
Kommissionsmehrheit abgelehnt worden ist. Ich glaube,
die Vorlage hätte bei einer Annahme dieser Ergänzung
mehr dazu beigetragen, die Kritik zu entschärfen, die hier
von gewisser Seite vorgetragen wird. Nach wie vor bleiben
wir dabei, dass - nach unserer Auffassung - das Volk im
Zusammenhang mit der Terrorbekämpfung mehr daran in-
teressiert ist, dass die Sicherheitspolizei wichtige Anlagen
unserer Infrastruktur vor Anschlägen schützt, als beispiels-
weise dem Kaiser Bokassa bei seinen Ferienaufenthalten
am Genfersee Geleitschutz bietet. In diesem Sinn befrie-
digt uns das Konzept nicht. Es ist sinnlos, die kantonalen
Polizeieinheiten auszubauen und aufzubauschen, um die-
sen zusätzlichen Bedrohungen unserer Infrastrukturanla-
gen gerecht zu werden. Wir wollen gerade keinen über-
mässigen Ausbau, sondern wir wollen einen optimalen Ein-
satz unserer Polizeikräfte im ganzen Land. Damit können
Sie auch feststellen, dass wir nicht etwa in Polizeieuphorie
machen, wenn wir für dieses Gesetz sind. Wir sind der
Meinung, dass es in einzelnen Teilen nicht genügt und in
arideren Teilen seine Gefahren zu Unrecht an die Wand
gemalt werden. Die Fraktion ist auch der Meinung, dass es
mitunter schon aus finanziellen Gründen richtig ist, dass
die Sicherheitspolizei nicht als selbständige Bundespoli-
zeitruppe konzipiert wurde, sondern dass man auf den
bestehenden kantonalen Polizeieinheiten aufbaut und auf
diese zurückgreift. Wichtig aber bleibt, dass diese Einhei-
ten einheitlich ausgebildet und geführt werden. Hier müs-
sen föderalistische Erwägungen zurücktreten. Das ist ent-
scheidend für den Erfolg dieses Instrumentes, das zu
schaffen wir eben im Begriff sind.
In diesem Sinn empfiehlt Ihnen unsere Fraktion Eintreten
auf die Vorlage, vorbehaltlich unserer Stellungnahme zu
einzelnen Anträgen im Detail.

Vizepräsident Generali übernimmt den Vorsitz
M. Generali, vice-président, prend la présidence

Präsident: Das Wort hat Herr Gassmann zur Begründung
seines Nichteintretensantrages.

M. Gassmann: Pour reprendre un schéma de pensée plu-
sieurs fois utilisé dans cette enceinte, je me permettrai de
faire d'abord trois remarques préliminaires, puis de parler
du fond du problème.
Première remarque: je crois pouvoir affirmer que M. Aider
est promis à un très brillant avenir politique. C'est pro-
bablement le seul parlementaire à pouvoir interpréter des
propos que je n'ai pas encore tenus.
Deuxième remarque: la procédure utilisée aujourd'hui ne
me semble pas la plus judicieuse et me paraît en tout cas
manquer de sécurité.
Troisième remarque: ayant franchi sans armes et sans
encombre les différents barrages de police, vous comme
moi, nous avons pu constater que la sécurité des parle-
mentaires est aujourd'hui déjà parfaitement assurée.
Permettez-moi maintenant de défendre devant vous la pro-
position de la minorité de la commission.
Même si les textes sont flous, les buts de la loi sur la po-
lice de sécurité sont clairs: d~une part lutter contre le ter-
rorisme, d'autre part garantir l'ordre public conformément
à l'article 16 de la constitution fédérale.
Actuellement, l'organisation de la lutte contre le terro-
risme est laissée au soin des cantons, notamment des
cantons de Genève et de Zurich. Ceux-ci reçoivent cepen-
dant une aide financière appréciable qui a coûté, de 1970
à 1976, 106 millions de francs à la Confédération. La flam-
bée de terrorisme qui s'est manifestée ces dernières an-
nées, notamment dans les pays hautement industrialisés -
au Japon, en Allemagne - a fait, semble-t-il, perdre son

sang-froid à la plus haute autorité de notre pays. Le projet
qui nous est soumis est porté en quelque sorte par la va-
gue d'émotion et d'indignation, parfaitement justifiée d'ail-
leurs, soulevée par les récents attentats, enlèvements et
prises d'otages auxquels les «mass média» accordent une
attention toute particulière, sans malheureusement en dé-
montrer et en démonter les mécanismes pour en dénoncer
les causes.
Or les actes de violence individuels ou en groupuscules
sont très souvent la réaction à une «violence» légale, à
une «violence» d'Etat, s'exerçant à l'égard des citoyens
qui cherchent à exprimer leur opposition au pouvoir en
place. Celui-ci, au nom du droit, limite parfois les libertés
d'expression et de manifestation et viole également
les libertés d'expression et de manifestation ainsi
que les libertés individuelles. Cet exutoire est donc néces-
saire à l'opposition qui doit pouvoir s'exprimer librement.
C'est dans l'intérêt même de nos institutions.
Certes, il serait exagéré de prétendre que, chez nous,
nous en sommes là, même si quelques événements ré-
cents ont montré que le pouvoir faisait preuve, depuis
quelque temps, d'une certaine nervosité à l'égard de
mouvements pacifiques et n'hésitait pas à recourir, par-
fois, à l'intervention des polices cantonales pour maintenir
l'ordre intérieur. Or c'est ce deuxième aspect du problème
qui m'incite à vous proposer de ne pas entrer en matière.
Je pourrais me rallier très facilement, moi aussi, à une
proposition visant à renforcer la lutte contre le terrorisme;
en revanche, mettre sur pied une police fédérale de sécu-
rité de 1300 hommes pour garantir l'ordre public est une
démarche inutile et dangereuse.
Je reviendrai sur son inutilité. Quant au danger de la mise
sur pied d'une troupe de 1000 hommes casqués, masqués,
armés et entraînés à maintenir l'ordre dans la rue, il est
incontestable. Il est bien connu que, dans la plupart des
cas, c'est l'apparition de la police qui déclenche la vio-
lence. Plutôt que d'assurer le déroulement régulier d'une
manifestation d'opposants, le pouvoir intervient pour l'in-
terdire ou alors fait donner la police qui sort les matra-
ques et lâche les gaz lacrymogènes.
Créer un corps de police entraîné spécialement à ce gen-
re d'exercice, c'est créer peut-être une force de dissua-
sion, mais c'est créer sûrement une force d'intervention
qui a sa propre dynamique et qui, une fois sur le terrain, a
un effet provocateur difficilement contrôlable. C'est bien
connu, en tout pompier sommeille un incendiaire en puis-
sance, et par exigence professionnelle, tout pompier a le
sommeil léger.
Ma crainte est donc de voir cet outil servir essentiellement
à intervenir pour le maintien de l'ordre public. D'ailleurs,
le président de la commission du Conseil des Etats a dé-
claré «... qu'il est nécessaire d'améliorer pratiquement la
mise en œuvre des dispositions qui découlent de l'article
16 de la constitution.» Cette crainte est donc parfaitement
fondée. Or cette troupe de choc ne doit servir à mater,
Monsieur Aider, ni les Jurassiens, ni les antiséparatistes,
ni les ouvriers, ni les grévistes, ni les opposants au nu-
cléaire. Pour ceux-là, la constitution et les lois doivent
permettre le dialogue; or la discussion n'est pas possible
sous la menace.
Mon opposition est une opposition de principe. Je n'ai
donc pas l'intention de revenir à cette tribune pour discu-
ter des détails. D'autres collègues, plus pessimistes que
moi quant au succès de ma proposition, interviendront
pour démontrer que si la mise en place de cette police ne
se justifie pas au niveau de la politique générale de la
Confédération, elle doit également être combattue pour
d'autres raisons que je cite très brièvement.
Sur le plan du droit constitutionnel, par exemple - notre
collègue Weber y a fait allusion tout à l'heure - au Conseil
des Etats, la constitutionnalité même d'une telle loi a été
mise en doute par un affreux gauchiste, infiltré sournoise-
ment dans cette docte assemblée. M. Egli, conseiller aux
Etats de Lucerne, a notamment déclaré: «II est dangereux
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de prétendre que tout ce qui est politiquement approprié
est également légal. Nous craignons que, dans ce cas, la
légalité ne soit sacrifiée à l'opportunité.»
Sur le plan de la défense d'un fédéralisme bien compris, il
semble aussi que certaines dispositions du projet laissent
fort à désirer. Au Conseil des Etats, M. Reverdin y a fait
allusion et, au sein de la commission, MM. Bonnard et
Fontanet ont également exposé leurs craintes, eux qui,
dans leurs cantons, portent la casquette du chef de la
police. Ils expliqueront eux-mêmes ici leur souci.
Enfin, sur le plan financier, cet objet peut également être
considéré comme fort discutable. En plus des charges
nouvelles qui incomberont aux cantons, la Confédération
aura à supporter des frais supplémentaires qui pourraient
bien s'élever de 8 à 10 millions par an, plus 10 millions
pour les frais d'acquisition du matériel, sans compter les
20 millions qu'elle supporte déjà pour la sécurité du trafic
aérien. Or le message nous dit que «les dépenses seront
couvertes grâce aux économies qui seront faites dans
d'autres secteurs». Que voilà donc une forme étrange de
fédéralisme qui consiste à réduire de plus en plus les
quotes-parts des subventions aux cantons et à utiliser l'ar-
gent ainsi économisé pour mettre en place un appareil
policier fédéral qui échappera pratiquement au contrôle
du pouvoir cantonal!
Mais j'ai dit que cette loi était inutile et que je reviendrai
sur ce qualificatif. J'ai trouvé depuis quelques jours un
allié de poids, c'est M. Pierre Graber, conseiller fédéral
sortant de charge, qui a déclaré ici même à l'occasion de
son départ: «Ce pays a manifestement tout ce qu'il faut
pour assurer son sort et pour s'assurer un sort heureux. Il
dispose d'institutions qui sont solides, le peuple ne l'est
pas moins et ne s'en laisse pas compter. Rien ne menace
les libertés individuelles, que faudrait-il de plus?» Vous-
même, Monsieur le Conseiller fédéral, vous avez applaudi
ces conclusions. M. Graber a fini par faire l'éloge du sys-
tème collégial. Je voudrais que, en applaudissant aux pa-
roles de M. Graber, vous n'ayez pas seulement fait la part
des choses, comme il l'évoquait, c'est-à-dire celle des
bons usages.

Je vous propose donc d'adopter la proposition de la mino-
rité qui refuse l'entrée en matière.

Oehen: Ich hoffe, dass sich hier eine breite Zustimmung
zur Vorlage ergeben und der Nichteintretensantrag der
Kommissionsminderheit sehr klar abgelehnt werden wird.
Dies ist nötig, denn seit Wochen werden in gewissen Krei-
sen die Messer gewetzt, um die Neugeburt einer Polizei-
truppe unter Hoheit des Bundes sobald wie möglich abzu-
stechen. Ich gebrauche bewusst diese brutale Formulie-
rung, um Ihnen zum Bewusstsein zu bringen, dass sich die
Gegnerschaft mit wenig wählerischen Behauptungen und
Mitteln zusammenrauft, um dem Gesetz den Kampf anzu-
sagen. Das «Schweizerische Komitee gegen die Schaffung
einer nationalen» - wie sie sagt - «Repressionspolizei»
sagt in seiner Plattform u. a.:
«Wir betrachten die vorgesehene nationale Repressionspo-
lizei als einen direkten Angriff des Bundesrates gegen
jede Oppositionsbewegung in unserem Land, die die de-
mokratischen Rectite, wie zum Beispiel das Demonstra-
tionsrecht und das Streikrecht, für sich in Anspruch
nimmt. Die vorgesehene Repressionspolizei soll offensicht-
lich zur Niederhaltung von Volksbewegungen, die nichts
mit Terrorismus gemeinsam haben, eingesetzt werden.
Dies wurde in der Debatte vom Ständerat und von Bun-
desrat Furgler ausdrücklich geäussert. Moutier und Gös-
gen sind aktuelle Beispiele dafür. Auch die vorgesehene
Truppenstärke, die Organisation und die Ausrüstung zei-
gen es deutlich. Beim Aufbau einer nationalen Repres-
sionspolizei werden die Kosten nicht gescheut, während
an sozialen Einrichtungen gespart wird.»
Dieses Zitat stammt aus der Plattform des genannten Ko-
mitees. In wenn möglich noch hemmungsloserer Demago-

gie macht die Gruppe «légitime défense», wenn sie in
einem sogenannten Informationsblatt behauptet:
«Für einmal sorgt sich der Bundesrat sogar um unsere
Sicherheit. Leider hat er aber nicht - wie man gerne an-
nehmen möchte - beschlossen, auf den Bau aller geplan-
ten Atomanlagen zu verzichten. Er ist einfach zur Ansicht
gelangt, die kantonalen Polizeikräfte von Drognens und
der Zentralschweiz genügten nicht mehr. Nachdem heute
- wie jedermann weiss - die Schweiz Schauplatz von Un-
ruhen geworden ist, will nun der Bundesrat seine eigene
Polizei... Im Juni/Juli 1977 war die Grossinszenierung von
Gösgen. Gestützt auf Artikel 16 der Bundesverfassung
wurden 1000 Mann aus den Polizeikorps von mehreren
Kantonen aufgeboten, um den AKW-Gegnern den nötigen
Respekt vor dem Rechtsstaat (das Recht des Stärkeren ist
immer das bessere) beizubringen. Polizeihunde, Tränen-
gas, Knüppel und Gummigeschosse gegen zwei gewalt-
freie Demonstrationen: Furgler durfte sich rühmen. Dies
genügt ihm aber noch nicht. Der Bundesrat will seine
Gardes Mobiles. Wenn Misstöne aus dem Volk ihr Konzert,
das aus Eigenlob besteht, einmal stören sollten, so heisst
es zwar noch nicht: «Henker tue deinen Dienst», aber
doch schon bald befehlen diese Herren: «Vertreibt uns
den Pöbel»... Wir sind übrigens nicht die einzigen, welche
durch die Bundespolizei bedroht sind. Alle jene, die sich
irgendwie gegen die Politik der Herrschenden auflehnen,
sind bedroht. Das jurassische Volk hat dies in Moutier
bereits erfahren müssen.» Soweit die sogenannte «légitime
défense», die übrigens bei dem obgenannten Referendums-
komitee mit dabei ist.
In der Einladung zu der jüngsten Sitzung des Komitees
vom 10. Dezember in Ölten konnte man u. a. lesen: «Es ist
selbstverständlich, dass sich kein Bührle und kein Kohn
gegen die nationale Polizei zur Sicherheit ihrer Profite
wehren, sondern diejenigen Kräfte, die von ihr bedroht
sind (AKW-Gegner, Gewerkschaften usw.).» Aufschluss-
reich ist zu wissen, wer am 4. Dezember diesem Komitee
bereits angehörte. Es sind 23 AKW-Gegner-Organisatio-
nen, 2 Frauenbefreiungsbewegungen, 6 demokratische Ma-
nifeste, 5 Soldatenkomitees, 3 Gewerkschaften, dann poli-
tische Parteien: die Parti socialiste romand de Bienne, Parti
socialiste Jurassien, Parti socialiste autonome Jurassien,
VIVA-Kollektiv Graubünden, Kommunistischer Bund ML
Zürich, Maulwurf, Bresche, PdA, Kommunistischer Jugend-
verband. Dann Organisationen: ASTRA, Rassemblement
Jurassien, Jeunesse Sud, Groupes Béliers. In Beratung
zum Beitritt waren am 4. Dezember die POCH, die Jungso-
zialisten, der Schweizerische Friedensrat und das Demo-
kratische Manifest Biel.
Insbesondere bei den AKW-Gegnern, die nach ihrer Mit-
gliederzahl sicher den Hauptharst ausmachen, handelt es
sich nicht einfach um «Linksaussen-Organisationen». Sie
lassen sich aber durch eine Sammlung linker und linkester
Organisationen einspannen, deren Ziel die Zerstörung un-
serer Gesellschaftsordnung und einer selbständigen
Schweiz überhaupt ist.
Gestatten Sie mir eine Klammerbemerkung: Für mich ist
es recht aufschlussreich, dass im gleichen Bunde das
Rassemblement Jurassien, die Jeunesse Sud und die
Groupes Béliers sind. Sie wissen weshalb, wenn Sie sich
an mein Votum in dieser Session erinnern. Immerhin, die
AKW-Gruppierungen scheinen sich nicht einfach gängeln
zu lassen, hat doch das Referendumskomitee die Organi-
sation einer Demonstration gegen das Gesetz abgelehnt.
Aber einmal mehr demonstrieren die «Linksaussen-Grup-
pierungen» ihr Demokratieverständnis einfach dadurch,
dass sie unbekümmert um den demokratisch gefassten
Beschluss des Komitees ein gesondertes Aktionskomitee
für eine nationale Demonstration gegen die Sicherheitspo-
lizei ins Leben gerufen haben. Im Aufruf für die Demon-
stration am kommenden Samstag hier in Bern lesen wir so
bezeichnende Absätze wie etwa den folgenden:
«Schon im April hatte der Bundesrat seine Spezialpolizei
in Moutier vorgestellt. Mit 1000 Grenadieren und erhebli-
chem Aufwand an Material wurde die Stadt besetzt, um
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eine Versammlung separatistischer Organisationen zu ver-
hindern. Auch beim Scheel-Besuch in Bern wurden Poli-
zeistaat-Methoden zur Schau gestellt. Gleichzeitig nehmen
auch die Provokationen von Polizeistreifen und zivilen
Fahndern zu: willkürliche Kontrollen von Jugendlichen,
brutale Festnahme von «Verdächtigen», abenteuerliche
Jagdübungen nach Linken. (Haben die Herren etwa vor,
den gezielten Todesschuss und damit praktisch wieder die
Todesstrafe einzuführen?)... Der Schritt zur zentral ge-
steuerten Polizei ist für die Machthaber besonders wichtig
zur Absicherung ihres wirtschaftlichen und politischen
Notstandes. Das Kapital hat seine Krise der letzten Jahre
in perfider Weise dazu ausgenützt, Arbeiter, Angestellte
und Jugendliche wirtschaftlich und politisch zu erpres-
sen.» Wenn Sie dann noch Zwischentitel lesen, wie «Fur-
glers Schläger in Aktion» usw., dann bekommen Sie einen
guten Eindruck über die Gegner dieser Vorlage. Trösten
Sie sich bitte nicht mit der spöttischen, auch schon gehör-
ten Bemerkung, dass vor allem die Zahl der Organisatio-
nen, viel weniger aber die von ihnen repräsentierte Zahl
Menschen beeindruckend sei. Es zeichnet sich hier eine
bewährte kommunistische Kampftaktik ab, die ernstzuneh-
men ist. Die höchst bedauerliche Entwicklung auf dem Ge-
biet der Nutzung der Atomkraft, wo mit einer geradezu
bewundernswerten Kaltblütigkeit aufgrund wirtschaftlicher
Ueberlegungen über alle Bedenken hinweggegangen wird,
die wiederholten höchst nebensächlichen Behandlungen
von Petitionen, mit Zehntausenden, ja Hunderttausenden
von Unterschriften, durch unser Parlament, und andere
Umstände haben eine Stimmung in breiten Kreisen unse-
rer Bevölkerung geschaffen, die ich als höchst unerfreu-
lich, ja gefährlich taxiere, weil sie für die Aktionen zielbe-
wusster Extremisten die gewünschte Ausgangslage bilden.
Ich versuchte, mit braven Leuten das Thema Sicherheits^
polizei zu diskutieren, die den unverhältnismässigen Poli-
zeieinsatz in Gösgen über sich ergehen lassen mussten.
Glauben Sie ja nicht, dass in diesen Kreisen noch der
Glaube an unsere Behörden vorhanden sei.
Im Zusammenhang mit den Atomkraftwerken führte kürz-
lich Professor Dr. Erich Huster, Direktor des Institutes für
Kernphysik der Universität Münster in Westfalen, in einem
offenen Brief an den deutschen Bundespräsidenten aus:
«Zu der von uns allen beklagten Staatsverdrossenheit hat
gerade die bisherige Behandlung dieser Frage» - gemeint
die A-Werk-Frage - «durch zuständige und nicht zuständi-
ge Staatsorgane ihr gerüttelt Mass beigetragen. Fast alles,
was dem Volke über die Kernenergie amtlich mitgeteilt
wurde und wird, ist einfach nicht wahr.»

Präsident: Herr Gehen, Ihre Zeit ist abgelaufen.

Oehen: Ich bitte Sie, mir die benötigten zwei Minuten
noch zu gewähren, die ich noch brauche, um meinen Vor-
trag zu beenden.

Präsident: Ich gebe Ihnen eine Minute, Herr Oehen.

Ordnungsantrag - Motion d'ordre

Oehen: Ich bitte das Parlament zu entscheiden, ob ich
zwei oder eine Minute erhalte. Ich glaube, dass die Ge-
danken, die ich Ihnen hier vortrage, nicht nutzlos sind.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag auf zwei Minuten Stimmenmehrheit

Oehen: Ich habe Ihnen Professor Huster zitiert. Ich muss
Sie darauf aufmerksam machen, dass neben den AKW-
Gegnern viele andere Kreise durch die Ereignisse der Jah-
re 1950 bis 1970 sehr viel Vertrauen in unsere Regierung
verloren haben. Wenn dann noch in ausländischen Zeitun-
gen, wie am letzten Samstag, Inserate erscheinen, wo mit
dem Titel «Ihr Stück Schweiz» weiterhin Ausverkauf der
Heimat betrieben wird, müssen Sie sich über die Staats-
verdrossenheit nicht wundern.

Der Bundesrat hai: in seiner Botschaft darauf aufmerksam
gemacht, dass eine hochtechnisierte und hochspezialisier-
te Gesellschaft wie die unsrige auch hochgradig verwund-
bar sei. Wir teilen diese Meinung des Bundesrates vollum-
fänglich und wissen auch, welch hohes Gut Ruhe und
Ordnung in einer Gesellschaft für die Entwicklung und das
Glück der einzelnen Menschen bedeutet. Wir treten des-
halb für die Sicherheitspolizei des Bundes ein. Wir warnen
aber gleichzeitig eindringlich davor, unserer Gesellschaft
durch weitere, Schicksalshaft akzeptierte Technisierung
und Konzentration der Produktionsstätten die Freiheit der
Entscheidung zu rauben. Wir bitten die verantwortlichen
Behörden, die drohenden Gefahren zu erkennen, die unse-
re freiheitliche eigenständige- Schweiz tatsächlich bedro-
hen, nämlich von Linksextremisten ebenso wie von Wirt-
schaftsdiktatoren, von frankophonen Kulturimperialisten
ebenso wie von doktrinären Internationalisten, von rein
materialistischen Wachstumsaposteln und «Après nous le
déluge»-Politikern. Nicht weniger tragen aber auch die
ewigen Nachgeber gegenüber eindeutigen Rechtsverlet-
zern dazu bei, dass ein Klima der Unsicherheit geschaffen
wird. Die weiche Welle im Strafvollzug trägt ebensowenig
zur Festigung des Rechtsstaates bei wie die übergrosse
Toleranz gegenüber konsequenten Verleumdern - von de-
nen ich Ihnen Beispiele zitiert habe - von Behörden und
Politikern oder umgekehrt konsequenten Irreführern des
besorgten Volkes.

Die Sicherheitspolizei Ist notwendig geworden; aber eben-
so notwendig ist es, uns darauf zu besinnen, wieso diese
Polizei zu einem echten Bedürfnis geworden ist. Ich habe
Ihnen einige Gründe angedeutet. Wir tagen heute unter
verstärktem Polizieschutz; wir haben diese Woche schon
eine Lektion über den Kampfstil kommunistischer Jugend-
organisationen bekommen. ( P r ä s i d e n t : Zwei Minuten
sind vorbei!) Sie sind durch zahlreiche Demonstrationen
sicher mit mir überzeugt, dass es auch in unserem födera-
listischen Lande dringend notwendig geworden ist, eine
Polizei zu schaffen, die dem Bund zur Erfüllung seiner
Aufgaben zur Verfügung steht.

M. Chavanne: II y a dix ans environ, le peuple suisse dis-
cutait de la police militaire intercantonale (PMI). Quels
étaient les buts de la PMI? C'était de protéger les repré-
sentations diplomiatiques, de maintenir déjà la tranquillité
et l'ordre et d'intervenir aussi en cas de catastrophe. Il y a
dix ans, un certain nombre de votes - dont celui du can-
ton de Genève évidemment un des plus intéressés, en
raison de notre devoir de protéger les personnalités politi-
ques qui venaient à Genève pour discuter de problèmes
politiques - ont fait capoter le concordat en question. Que
s'est-il passé depuis? Est-ce qu'on a vu une recrudes-
cence des attentats contre les chefs des diplomaties
étrangères, voire les chefs de gouvernement étrangers qui
viennent dans notre pays? Est-ce qu'on a eu plus de diffi-
cultés pour maintenir la tranquillité et l'ordre, l'aide en
cas de catastrophe étant abandonnée maintenant? Nous
devons dire non. Durant ces dix ans, je dois le dire, nous
n'avons rencontré aucun danger particulier quant à ces pro-
blèmes. Par définition, il est toujours dangereux d'organi-
ser la police, parce qu'on peut envisager des solutions ex-
trêmes, soit les meilleures, soit les plus terribles. Par con-
séquent, il est très difficile aux magistrats, qui ont la
tâche de défendre la police, de fixer des limites. A l'école
on peut fixer des limites. On peut dire qu'il y a tant d'en-
fants, il y a tant de maîtres, en discutant sur le nombre
d'enfants par classe. Mais dans la police? Alors qu'est-ce
qu'on a vu? On n'a rien vu de très spécial arriver malgré
le refus très net du peuple et de certains cantons dont les
plus intéressés à la fameuse PMI et Dieu sait si à l'époque
les arguments en faveur de la PMI ressemblaient à ceux
qu'on développe maintenant!
Nous avons réussi jusqu'à maintenant à ne pas avoir de
difficultés. Bien sûr que demain des situations nouvelles
peuvent se préparer: c'est ça le problème; mais enfin, on
doit quand même se baser sur l'expérience vécue. Mainte-
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nant on s'intéresse à une loi empêchant les cantons de
s'imposer en tant que canton individuel en raison du ter-
rorisme. Est-ce que la lutte contre le banditisme organisé,
le terrorisme, nécessite les 200 hommes casqués, avec
boucliers, et aptes à tirer rapidement demandés par la
Confédération? Pour appliquer les mesures de protection
imposées par le droit international public et lutter contre
le terrorisme, il faudra 200 hommes! Nous reviendrons aux
1000 nécessaires pour l'article 161

Je ne suis pas du tout compétent dans l'art de protéger le
pays contre le terrorisme. Mais encore une fois, je le rap-
pelle, il s'agit dans mon esprit de criminels. Que peuvent
faire 200 hommes dans ce cas-là? Si, demain pour des
motifs politiques, on prenait des gens en otages, on les
tenait en esclavage, on les torturait et on les tuait enfin,
que représenteraient ces 200 hommes musclés, armés et
équipés comme des grands? Tout ce que je lis dans les
journaux prouve que la lutte contre le terrorisme est une
lutte de type, je dirais de sécurité, qui découle d'une con-
naissance exacte de la situation et qui intervient au bon
moment grâce à une collecte de renseignements de type
policier, absolument nécessaire et certainement mainte-
nant déjà existante. Le terrorisme fleurit en ce moment,
probablement parce que les pays avec lesquels nous en-
tretenons les meilleures relations diplomatiques aident fi-
nancièrement l'entraînement de terroristes. On lit cela
chaque jour. Les 200 hommes de plus demandés par la
Confédération pour lutter contre ce terrorisme-là, je pose
le problème, que signifient-ils? Je reviens à la discussion
de ce matin: le vrai terrorisme international n'est pas dans
la bande à Baader qui est de nature criminelle mais il
loge fondamentalement dans une opération cent fois plus
vaste qui est l'arrestation injuste, la mise en prison injuste,
la torture, par principe injuste, et éventuellement l'assassi-
nat de gens. Est-ce que 200 hommes de plus, entraînés à
Drognens ou ailleurs, vont modifier nos obligations de lutte
contre le terrorisme international tel que nous le connais-
sons? On peut, sur ce point de vue, diverger totalement
d'avis. Je signale un incident relaté dans les journaux
d'aujourd'hui. Le cas de Mme Peter Krause suscite en ce
moment certaines difficultés pour les pays impliqués. On
voit qu'il s'agit là d'un problème qui n'a rien à voir avec
les 200 hommes prévus pour lutter contre ce type de ter-
rorisme qui encore une fois est absolument détestable.
Ce qui nous inquiète donc, ce sont les 1000 hommes
qu'exigerait l'application de l'article 16. Qu'est-ce que
nous avons vu depuis qu'on applique l'article 16 dans notre
pays? Notre ami, le conseiller Gassmann, a parlé bien
entendu d'un problème qui s'est posé dans sa propre ré-
gion, le Jura. A ce moment-là, on a parlé de l'armée qui
interviendrait, de la police qui interviendrait! Je vous de-
mande simplement - personnellement j'ai ma réponse -
que ce serait-il passé si, par malheur, à propos de la re-
vendication actuellement reconnue du Jura, on avait ame-
né l'armée ou des troupes supplémentaires? Pour moi
l'affaire est entendue, la situation aurait été bien pire. Nous
avons connu les bagarres, les groupes de gens qui sont
allés protester contre les chantiers - d'ailleurs d'intérêt
privé - de construction des centrales nucléaires. On peut
penser ce que l'on veut de cette action-là: qu'auraient
représenté des mesures excessives de répression menées
par des policiers qui n'auraient pas ou qui auraient mal
compris ces gens? Certes, les cantons ont envoyé des
gendarmes - cela est notoire - mais assez loin de l'en-
droit réel du déroulement de ces manifestations. Que se
serait-il passé si l'on avait envoyé les 1000 hommes de
troupe, admirablement formés et éduqués, que nous décrit
le Conseil fédéral dans son ordonnance notamment à la
page 16, sans oublier les hélicoptères? Que se serait-il
passé si avaient été présents à cette manifestation des
soldats venus d'ailleurs, ne comprenant pas la mentalité
des gens, n'usant pas de ce qui semble être essentiel
dans un pays comme le nôtre actuellement et ceci depuis
le refus de la fameuse PMI? Que se serait-il passé si l'on
n'avait pas joué le jeu essentiel qui est celui du ren-

seignement, celui de l'intelligence, celui de la déduction
logique? Même si cette méthode-ci a l'air d'abandonner la
proie pour l'ombre, je dirai que la formation de troupes
de choc n'a pas du tout été chose réaliste dans
un grand nombre de pays. Je ne suis pas sûr que les
Français les plus avancés à propos de ce grave problème
de la défense de l'ordre pensent que les CRS soient une
solution parfaite. L'application de l'article 16 - article diffi-
cile à appliquer, nous disent les constitutionnalistes - soit
la présence de 1000 hommes de plus, aurait-elle une signifi-
cation, ne serait-elle pas dangereuse, ne doit-on pas tra-
vailler, comme on l'a fait depuis 1968, avec des troupes
qui connaissent les gens, qui savent raisonner? Pour ma
part, je ne le crois pas.
Enfin, Monsieur le Conseiller fédéral, vous avez beaucoup
insisté, dans votre volonté de retrouver le fédéralisme à
tout prix, même dans cette affaire, sur le fait des excel-
lentes relations qui existent - à juste titre et fort heu-
reusement - entre votre Division de police et celle des
cantons suisses. Vous avez été très prolixe en la matière.
Il est possible que cette situation change. Je me deman-
dais en vous écoutant et en voyant les films sur les an-
nées trente à Genève, si l'accord entre M. le conseiller
fédéral Musy et M. le conseiller d'Etat Nicole était telle-
ment évident. Ce n'est pas sûr du tout. Pour ma part, à
considérer cette difficulté fondamentale qui est d'évaluer
le terrorisme, sa durée, sa signification, l'importance des
gens qui sont nécessaires et que l'on devra mettre en
place pour lutter contre le terrorisme car nous n'avons
pas le droit d'accepter cette criminalité, le problème des
1000 personnes que vous mettrez dans la lutte pour l'ordre
public à Gösgen ou au Jura, je pense que ce serait une
erreur que d'accepter cette deuxième proposition. Il vaut
mieux travailler avec ce que l'on a. Contrairement à ce qui
s'est dit depuis 1968 jusqu'à ce jour, ce que nous voulons
assurer en Suisse, c'est-à-dire l'ordre vis-à-vis des étran-
gers, vis-à-vis du terrorisme et vis-à-vis de ces mouve-
ments difficiles à comprendre, vis-à-vis des manifestations
de certains groupes qui veulent témoigner de leur opinion
même dans la non-violence, cet ordre a été maintenu.

Gerwlg: Meine Auseinandersetzungen mit Herrn Bundes-
präsident Purgier in diesem Rat sind ja seltener, die Gele-
genheit der Kritik im Bereiche des Justizdepartementes
rarer geworden. Ich muss - das wird der Grund sein -
neidlos die hervorragende Qualität des Justizministers an-
erkennen und tue das sehr gern. Um so mehr freue ich
mich, in der Sparte des Polizeidepartementes, wo noch
einige Vorbehalte bestehen, wiederum einmal mit dem un-
bestimmten Gefühl anzutreten, es könnte - es muss ja
nicht - das letzte Mal sein; denn niemand, vielleicht nicht
einmal die Betroffenen, wissen, wer am I.Februar dem
Justizdepartement vorsteht. Ich möchte die Gelegenheit
natürlich nicht verpassen.
Zu Beginn gerade eine Feststellung: Ich bin für eine Poli-
reitruppe, welche mithilft, den internationalen Terrorismus
r.u bekämpfen, aber nur das. Terrorismus hält sich nicht
an die Landesgrenzen, und der Bund verfügt nicht über
eigene Kräfte. Die 300 Mann wirken vielleicht etwas über-
trieben, schweizerisch-perfektionistisch, wenn man daran
denkt, dass Oesterreich 30 Mann und Japan 50 Mann be-
nötigen. Aber diese Zahlen sind relativ unwichtig. Es ist in
diesem Gesetz etwas anderes, das weder rechtlich, noch
politisch, noch psychologisch stimmt und gegen das ich
mich wehre. Ich trete zwar ein, aber ich lehne Absatz f
von Ziffer 2 ab. Das Gesetz steht eindeutig unter dem Mot-
to der Terrorbekämpfung, der sicherheitspollzelllchen Auf-
gaben des Bundes. Anderes wäre - Herr Weber hat es
gesagt - verfassungsrechtlich auch gar nicht möglich. Auf
Seite 11 der Botschaft wird noch speziell aufgeführt, dass
die kantonale Polizeihoheit in bezug auf den Ordnungs-
dienst nicht angetastet werde und dass die Kantone ihre
eigenen Polizeiaufgaben selbst, allenfalls mit Hilfe anderer
Kantone, erfüllen müssen. In seinem ursprünglich klaren
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Entwurf hat aus dieser Aufgabentrennung heraus der Bun-
cesrat die sicherheitspolizeilichen Massnahmen aufge-
zählt, vom Schutz der diplomatischen Organisationen bis
zur Bekämpfung von Anschlägen in der Luftfahrt. Niemand
weiss, warum der Bundesrat auf Ersuchen der Kantone
aann später Ziffer f in Artikel 2 aufgenommen und damit
aus der vorgeschlagenen Antiterroristenpolizei einen föde-
ralistisch bundespolizeilichen Ordnungsdienst gemacht
hat. Rolf Weber hat die rechtlichen Aspekte beleuchtet,
auf die ich deshalb nicht eintrete. Die Sicherstellung der
öifentlichen Ordnung in den Kantonen wird nach diesem
Gesetz plötzlich eine Aufgabe des Bundes, wohl mit Polizi-
sten der Kantone, aber Einsatz und Aufgebot bestimmt der
Bundesrat allein. Ich möchte Albert Rüttimann sagen:
Wenn der Bundesrat allein bestimmt, ist das keine Polizei-
hoheit mehr. Der Bundesrat könnte sogar gegen den Wil-
len der Kantone diese 1000 Mann einsetzen, wo und wann
er es für begründet hielte. Er würde es kaum tun, aber er
konnte es. Mit Terrorbekämpfung im Sinne des Gesetzes
hat dies aber auch gar nichts mehr zu tun.
Der Bundesrat hat - und dies scheint mir weder gut noch
fair zu sein, es ist schon gesagt worden - die Gunst der
Stunde, die Verunsicherung der Bevölkerung im Hinblick
auf den Terror in der Bundesrepublik Deutschland, benützt
und die alte IMP, die 1970 ordnungsgemäss «bestattet»
worden war, wieder zum Loben erweckt und in neuere,
härtere Formen gekleidet.
Bei mir sind es neben schwerwiegenden rechtlichen Be-
denken vor allem politische und psychologische Momente,
die mich veranlassen, Ziffer f zu bekämpfen. Im Juni 1969
wurde die IMP mit fast beschwörenden Worten - Herr
Schalcher ist noch hier, und er sprach in einem kurzen
Votum dreimal von Festigkeit, die nötig sei (mehr Festig-
keit als Voten); als absolut dringend hat er sie geschildert
- verteidigt. In der Zwischenzeit sind acht Jahre vergan-
gen, und Herr Schalcher wird mir zugeben, unser Staat
hat unter dem Fehlen der IMP überhaupt nicht gelitten. Es
gab deshalb auch bemerkenswerte Konkordate in der Ost-
schweiz, freundeidgenössische Hilfeleistungen für andere
Kantone. Die öffentliche Ordnung nach Absatz f wurde nie
bedroht; nie hätte der Einsatz: der IMP sich aufdrängen
lassen, auch nicht der Einsatz der heute vorgeschlagenen
Sicherheitspolizei. Mit ihren 14 Panzern und ihren 30 - es
heisst so schön - Präzisionsschützengewehren wird sie
sich ja nicht im Ernst gegen unsere Bürger richten kön-
nen. Vielleicht zeigt sich in der Schweiz etwas ganz be-
sonders Wichtiges. Die sogenannte Ruhe und Ordnung
hängt weniger von der Grosse des Polizeikorps oder von
dessen Bewaffnung ab als von der Verbundenheit der Be-
völkerung mit ihren Institutionen. Die ständige demokrati-
sche Verbesserung der Grundlagen unseres Staates - da-
zu gehören der Sozialstaat, der-Arbeitsfriede, die Mei-
nungsäusserungsfreiheit - bringt mehr als alles andere die
Gewähr, dass Machtmittel nur im aller-, allerletzten Fall
eingesetzt werden können. Das ist das Wesen des Rechts-
staates. Wir haben das in den dreissiger Jahren gelernt;
und vielen kalten Kriegern muss man sagen, sie sollten
sich mehr für diesen Rechtsstaat als für diese Sicherheits-
polizei (Abs. f) einsetzen. Das wäre dann eine freie, ange-
nehme, echte, wohnliche Ruhe und Ordnung. Ich möchte
das mal haben. Politisch und psychologisch brauchen wir
eine solche kantonale Truppe unter der Obgewalt des
Bundesrates nicht. Das minime Risiko, das wir auf uns
nehmen, ist besser als das Risiko, dass eine solche Trup-
pe auf Pikett besteht und irgendwie doch gebraucht wird,
ohne dass sie zu brauchen ist. Wie leicht wäre die Versu-
chung, eine vorhandene Truppe einmal im Zweifel einzu-
setzen! Wie würde ein solcher Einsatz aussehen? Eine
Truppe, die aus allen Kantonen zusammengewürfelt wäre.
Nehmen wir einmal an, im Jura, in Olten-Gösgen, in Kaiser-
augst, an ändern Orten - werden wir einmal konkret -
hätten wir unsere Spezialtruppe. Es wäre eine Krisentrup-
pe, deren Einsatz gerade krisenmässig wirken würde, die
Krise manifest machen würde, mit einheitlichen Uniformen

und Waffen, der Bevölkerung unvertraut, mit uneinheitli-
cher Mentalität. Schwerblütige Berner würden mit einsatz-
freudigen Ostschweizern, zurückhaltende Basler mit kräfti-
gen Wallisern kämpfen. Sie alle zusammen machen dann
die Truppe aus, welche der Bundesrat, vielleicht ohne Zu-
stimmung der Kantone, m Gegenden schicken kann, wo
selbst grösste schweizerische Geduld und Flexibilität Un-
ruhen nicht verhindern können. Es wird weniger auf die Zahl
und die Waffen ankommen als darauf, dass diese Truppe
subtil und psychologisch geschult ist; die unruhig sind, die
muss man nämlich verstehen. Das wird nicht möglich sein,
weil der Geist der gemischten Truppe kein einheitlicher
ist. Die kantonalen Truppen - hier haben wir sehr gute
Erfahrungen in Basel, dort glauben wir an die Polizei -
sind in der Lage, in ihrem eigenen Kanton oder im be-
freundeten, dessen Sprache, Kultur und Mentalität sie ken-
nen, beruhigend und schützend zu wirken. Kommen aber
Basler, Schaffhauser oder Zürcher im Gemisch nach Bern,
oder zackige Deutschschweizer nach Lausanne - Herr
Bonnard -, zeigt sich sofort das Heikle und Komplexe der
ganzen Situation. Die wichtigste Waffe, die psychologi-
sche, fällt dahin, und die Unruhe wird nicht besänftigt,
sondern noch angefacht. Was wäre in Kaiseraugst passiert
mit all den Folgen für unser Land? Schon allein die Frage
erregt Angst. Es waren dort die zivilen Behörden (Bundes-
rat Ritschard), die Lösungen fanden, und kantonale Polizi-
sten, die beruhigend wirkten, und es war im Jura ausge-
rechnet unser Bundespräsident Purgier, der völlig unbe-
waffnet zivile Vermittlung brachte. Ich möchte Herrn Bun-
aespräsident Purgier ganz konkret die Frage stellen. Wäre
in Kaiseraugst, in Olten-Gösgen, im Jura diese Polizei ein-
gesetzt worden? Und was wäre mit den Waffen gesche-
hen? Wären diese 30 Präzisions-Schiessgewehre auch ein-
gesetzt worden? Gegen Schweizer Bürger, nicht gegen
Terroristen? Der Einsatz kantonaler Polizisten als Bundes-
polizei kann aber auch die Kantone und die Menschen,
die Einsatz leisten müssen, stark belasten und sie in
schwere Gewissensnot bringen. Es kann sein - weil der
Bundesrat ja allein verfügt -, dass Kantone und Polizisten
gegen ihre Ueberzeugung, aber entsprechend ihrem Eid
Waffendienst leisten müssen, vielleicht sogar, man kann es
nie wissen, es kann sein, aufgrund einer Fehlleistung des
Bundesrates. Die Kantone können das besser, sie sind
betroffen, ihre Menschen sind betroffen, sie müssen letzt-
lich, wenn alle ändern Mittel versagen, ihre Polizisten ein-
setzen, sie müssen jene Kantone um Hilfe ersuchen, die
ihnen auch echte Hilfe bringen. Sie müssen es sein und
nicht der Bundesrat, der auf Seite 13 der Botschaft die
Voraussetzungen einer Bundesintervention nicht einmal
endgültig definieren kann oder will. Auf dem Papier - das
gebe ich zu - scheint die Sicherheitspolizei eine Möglich-
keil zum Schütze von Ruhe und Ordnung. In der Praxis
wird das in unserem Staate ungewohnte Gebilde - ich
nenne das jetzt einmal eine Art moderne eidgenössische
Söldnertruppe - das Gegenteil bewirken.

Als Bürger dieses Landes und als Sozialdemokrat - es
schüttelt einer den Kopf, Sie haben ja Herrn Cincera ver-
teidigt, Herr Reichling - traure ich eigentlich um die ver-
passte Chance der Mitwirkung des Bundes auf dem Ge-
biete der Terrorismusbekämpfung. Wir hätten diesem Ge-
setz zustimmen können, wenn es der ursprünglicher Fas-
sung entsprochen hätte. Dem Bundesrat darf aber kein
Instrument in die Hand gegeben werden, das er einmal
gar nicht braucht und das wohl in seiner psychologisch
politischen Konsequenz nicht der vom Bürger gewünsch-
ten Ruhe und Ordnung entspricht. Als Ordnungstruppe ist
diese bundesrätliche Sicherheitspolizei nicht geeignet
und als politisches Machtmittel unerwünscht.

Zum Schluss wäre ich dankbar, wenn der Polizeidirektor
Purgier seinem Justizminister Furgler antwortete, dem Ju-
slizminister, der ganz genau weiss, warum in der ur-
sprünglichen Vorlage auf Ziffer f von Artikel 2 verzichtet
worden ist.
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Bommer: Der Bundesrat hat die Notwendigkeit der Ver-
stärkung der Abwehrkräfte gegen die Gefährdung der Si-
cherheit rechtzeitig erkannt. Wir können ihm dafür nur
dankbar sein. Aus der Botschaft zum vorliegenden Gesetz-
entwurf glaube ich erkennen zu können, dass er nur nach
einigem Zögern auf die Bildung einer eigenen schlagkräfti-
gen Spezialtruppe des Bundes verzichtet hat. Ich bedaure
cas. Wenn er nun kantonale Poiizeikontingente für die
Erfüllung sicherheitspolizeilicher Aufgaben beansprucht,
so mögen verschiedene Gründe dafür sprechen. Diese Lö-
sung muss aber als absolutes Minimum betrachtet werden.
Besonders darf diese Lösung auch einer angemessenen
Verstärkung des Polizeidiens'tes der Bundesanwaltschaft
nicht im Wege stehen, wie das in der Antwort des Bundes-
rates auf die Interpellation unseres Kollegen Gut mit vol-
lem Recht angedeutet wird.
Wir wissen, dass sich die Terrorszene in den letzten Jah-
ren verändert hat. Sie hat sich «intellektuellisiert». Mit ge-
zielten Aktionen sollen die staatlichen und wirtschaftlichen
Strukturen desorganisiert werden. Es soll eine Atmosphä-
re von Angst und Schrecken geschaffen werden, die es
einer kleinen, aber entschlossenen Minderheit möglich
machen würde, ihre Ziele gewaltsam zu erreichen. An Bei-
spielen aus der neueren Zeit sind wir wahrhaftig nicht
verlegen. Dass es Aufgabe des Staates ist, dieser Situation
mit den geeigneten Mitteln zu begegnen, erscheint mir
zwingend notwendig. Der Staat ist verantwortlich für die
Sicherheit unserer Institutionen und für die persönliche
Sicherheit jedes einzelnen Bürgers.
Diese Vorlage steht übrigens im engsten Zusammenhang
mit einem Geschäft, das wir heute Vormittag mit grösster
Einmütigkeit behandelt haben, die Motion Werner Schmid
zum Schütze der politischen Häftlinge. Wenn wir uns heu-
te vormittag so eindeutig für die Opfer der Folter einge-
setzt haben, dann müssen wir ebenso geschlossen vorge-
hen gegen die Folterknechte. Zu diesen gehören ohne
Zweifel auch die Terroristen und Entführer, die ihre Opfer
kaltblütig unter Todesdrohung tage- und wochenlang fest-
halten oder sie sogar umbringen. Diesen Leuten das
Handwerk zu legen, ist u. a. der Zweck des vorliegenden
Gesetzes.
Um so mehr erstaunt es mich, dass eine Minderheit der
Kommission Nichteintreten auf die Vorlage beantragt. Wür-
den nicht achtbare Volksvertreter hinter diesem Antrag
stehen, wäre ich versucht zu sagen: Wer das Gesetz
nicht will, hat Angst vor der Ordnung. Ich glaube, dass
gerade Genf, als Sitz aller möglichen internationalen Orga-
nisationen, ein ganz besonderes Schutzbedürfnis empfin-
den müsste. Es hat denn auch die eidgenössische Hilfe
schon beansprucht. Der Kanton Genf mit einem schwer
kontrollierbaren Völkergemisch und mit dem Vorzug, den
Vertreter des Begriffs der doppelten Legalität beherbergen
zu dürfen, ist bestimmt nicht der Boden, auf dem extremi-
stische Aktivitäten in besonderem Masse auszuschliessen
wären. Herr Kollege Gassmann, es wird eines Tages einen
schönen Kanton Jura geben. Ich hoffe es sehr. Sie werden
dann eine eigene kantonale Polizei haben und für die Si-
cherheit Ihres Gebietes mit der grossen grünen Grenze
allein verantwortlich sein. Ich bin aber nicht so ganz si-
cher, ob Ihr Kanton nach den heftigen Geburtswehen so
schnell gefestigt sein wird, dass er zum voraus auf freund-
eidgenössische Unterstützung verzichten kann. Auf jeden
Fall wird auch er - wie die ändern Kantone - seine Ver-
pflichtungen gegenüber den sicherheitspolizeilichen Be-
dürfnissen des Bundes erfüllen müssen. Ich möchte Sie
deshalb bitten, meine Damen und Herren, die Minderheits-
anträge abzulehnen und Eintreten auf die Vorlage zu be-
schliessen.
Noch ein Wort. Wir haben in der Schweiz ja noch ein wei-
teres Element, das zur Aufrechterhaltung der inneren Ord-
nung eingesetzt werden kann: die Armee. Dazu eine Frage
an Herrn Bundespräsident Furgler. Ich habe seinerzeit bei
der Diskussion zum Armeeleitbild 80 darauf aufmerksam
gemacht - ich glaube, das entspricht übrigens der allge-

meinen Auffassung -, dass unsere Armee zur Erfüllung von
Polizeiaufgaben weder ausgerüstet noch ausgebildet ist.
Ich habe ausdrücklich darauf hingewiesen, dass heute die
Armee nicht in der Lage ist, ihren verfassungsmässigen
Auftrag zu erfüllen. Mein Wunsch ging dahin, es sei auch
in der Armee eine spezielle Einsatztruppe zu schaffen und
auf ihre Aufgabe vorzubereiten. Herr Bundesrat Gnägi hat
mir damals zugestimmt. Bis heute habe ich nichts von
einer entsprechenden Reorganisation gesehen oder ge-
hört. Es würde mich sehr interessieren zu erfahren, was in
dieser Richtung unternommen wird. Ich glaube nämlich,
wir sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass auch die Armee
ihren verfassungsmässigen Auftrag richtig erfüllen kann.

M. Soldini: Le 20 septembre dernier, j'avais déposé une
demande d'interpellation urgente sur le cas de l'anar-
chiste germano-italienne Petra Krause dont les démêlés
avec la justice helvétique on't défrayé la chronique tout au
long de l'été. Cette demande était motivée par l'absence
de l'intéressée au procès d'assises de Winterthour, à l'is-
sue duquel deux de ses complices ont été condamnés à
six ans et demi et cinq ans de réclusion. Je me proposais
alors d'obtenir du Conseil fédéral des explications sur sa
décision d'accorder l'extradition provisoire à une terroriste
ayant commis des délits qui mettaient en danger la popu-
lation suisse, selon les déclarations du président de la
Confédération lui-même.
Mais cette requête a été refusée par la conférence des
chefs de groupe de notre Conseil national sous le prétexte
qu'une telle interpellation ne présentait aucun caractère
d'urgence. Je pense aujourd'hui que les événements tragi-
ques qui se sont déroulés récemment dans un pays voisin
et auxquels la Suisse a été plus ou moins mêlée, ces
événements rendent plus actuelles que jamais les remar-
ques que je voulais faire et les questions que je voulais
poser à notre gouvernement lors de la dernière session.
Je regrette aussi que l'on n'ait pas pu ou pas voulu don-
ner l'occasion d'évoquer des faits qui se rapportaient di-
rectement à la lutte contre le terrorisme, terrorisme que
l'on dit vouloir combattre plus efficacement au moyen de
la loi sur l'accomplissement des tâches de la Confédéra-
tion en matière de police et de sécurité que l'on nous pro-
pose ici.
A ce sujet, le Conseil fédéral déclare, dans son message
du 20 juin 1977, que, depuis plus de quinze ans, il cherche
une solution au problème que pose le renforcement des
mesures policières de sécurité et que l'effort principal a
porté, au début, sur les mesures de protection imposées à
la Confédération par le droit international ainsi que par le
maintien de l'ordre public.
Dans le domaine plus particulier de la prévention et de la
lutte contre le terrorisme, force est bien de constater que
la volonté du Conseil fédéral s'est manifestée jusqu'ici
d'une manière très discrète. Qu'on se souvienne de l'at-
tentat dirigé contre un avion de la compagnie El Al le
18février 1969 à Kloten; de la chute tragique, le 21 février
1970, d'un avion de ligne de Swissair à Würenlingen qui a
fait 47 morts parmi nos compatriotes; du détournement
d'un autre appareil de Swissair vers Zerka le 6 septembre
1970. Nous n'oublions pas que, lors de ce dernier attentat,
nos édiles ont rapidement et honteusement baissé pavillon
devant le chantage exercé dans une ville jordanienne par
des feddayins palestiniens qui jouissent encore de cer-
taines sympathies sur quelques travées de ce Parlement.
Mais n'oublions pas non plus que, quelques mois plus tard
- au mépris de la séparation des pouvoirs régissant notre
Etat de droit et pour les besoins d'un exercice de haute
voltige politique - notre gouvernement a obligé les autori-
tés judiciaires responsables à relâcher trois bandits régu-
lièrement jugés et condamnés à Winterthour pour des ac-
tions terroristes.
Enfin, n'oublions pas non plus que, en l'été 1977, le Dé-
partement fédéral de justice et police a pris en charge
l'extradition en Italie de Petra Krause qui aurait dû répon-
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dre des délits de vols d'explosifs dans des dépôts militaires
et d'attentats contre des sièges de représentations étran-
gères, notamment Extradition accordée sous pression
étrangère alors que Petra Krause aurait dû répondre de
ses actes délictueux quelques semaines plus tard devant
la Cour d'assises de Winterthour.
Ainsi, de par la volonté du gouvernement fédéral, quatre
bandits «libérés» par la Suisse parcourent le monde et
sont prêts à recommencer leur œuvre. Et nous devons
bien admettre que, dans les régions les plus diverses de la
pianète, le laxisme des gouvernements a conduit à une
escalade de la violence qui n'épargne personne.
Même si l'on voit se multiplier les initiatives pour mettre
sur pied des conventions contre le terrorisme, comme
celle qui a été adoptée par le Comité ministériel du Con-
seil de l'Europe, en novembre 1976, ou celle qui a été
proposée par la France à la dernière réunion des gou^
vernements de la Communauté européenne, cette bataille
en ordre dispersé ne nous dit rien qui vaille. Tant que
certains Etats membres influents des Nations Unies ne
mettront pas un terme à leur politique d'accueil des terro-
ristes, tant que les pays dits civilisés ne montreront pas
clairement leur volonté de ne plus subir, nous resterons
sceptiques quant aux résultats positifs de cette activité
destinée à faire barrage à la subversion.
Cependant, Monsieur le Président de la Confédération,
tout en n'étant pas encore persuadé de la ferme volonté
du Conseil fédéral de mettre en échec le terrorisme inter-
national, nous sommes conscients de la nécessité de for-
mer et de développer un instrument prêt à renforcer nos
moyens de sécurité. A condition cependant que les
groupes antiterroristes existant chez nous en fait ou sur le
papier subissent l'entraînement intensif nécessaire à l'ac-
complissement de telles missions et que l'autorité s'en-
gage, sans a priori, à utiliser dès maintenant les contin-
gents mis à sa disposition, quitte à les faire constituer si
tel n'est pas encore le cas; qu'elle ose prendre ses res-
ponsabilités malgré les risques indéniables que de telles
actions comportent.
Quant à l'emploi de cette force pour le maintien de l'ordre
public, il faut bien comprendre que son engagement va
poser des problèmes délicats touchant aux principes de la
liberté d'expression chère à nos concitoyens, comme à
ceux qui régissent encore - et fort heureusement - nos
institutions fédéralistes. Dans cette optique, je crois que
nous pourrons faire confiance à ceux d'entre nous qui
assument des responsabilités dans le domaine cantonal et
qui ne manqueront pas d'intervenir lors de la discussion
de détail pour apporter les amendements nécessaires à la
loi qui nous est soumise.
C'est pourquoi, mes amis et moi, nous nous prononçons
pour l'entrée en matière, tout en réservant notre liberté
d'appréciation selon le tour qu'aura pris le débat, lors du
vote final.

M. Moser: Le problème dont nous débattons est très sé-
rieux parce qu'il est celui de la police et de la démocratie,
parce qu'il touche le fonctionnement de nos institutions. Il
convient en l'espèce que nous trouvions un double équili-
bre: un équilibre qui satisfasse à la fois au maintien de
l'ordre et au maintien de l'Etat, l'équilibre nécessaire entre
les tâches des cantons et celles de la Confédération.
Nous posons comme principe fondamental que la police
doit demeurer au service de l'Etat. Elle ne saurait être
considérée comme un pouvoir en tant que tel et les au-
teurs du projet qui nous est soumis se sont employés très
fermement à défendre ce principe.
Nous n'insisterons pas sur l'importance de la protection
que nous devons assurer s'agissant des missions diploma-
tiques, des chefs d'Etat, de la Confédération dans ses
corps et biens, ni sur l'importance de la prévention et de
la lutte contre le terrorisme. En revanche, nous tenons à
exprimer notre souci de la garantie de l'ordre public au
sens de l'article 16 de la constitution, qui est essentiel,

compte tenu du sens qu'il y a lieu de donner à la notion
d'intervention.
La première partis de l'article 16, 1er alinéa - un orateur
l'a rappelé tout è l'heure, il demandait même des exem-
ples - concerne les troubles généraux qui se sont produits
au cours de notre histoire et qui demandaient l'interven-
tion des contingents cantonaux.
La seconde partila de l'article 16, en vertu de laquelle le
gouvernement est autorisé, lorsqu'il y a urgence, en aver-
tissant le Conseil fédéral, à requérir le secours d'autres
Etats confédérés qui sont tenus de le prêter, est essen-
tielle. Elle constitue d'ailleurs la clé du système d'interven-
tion.
La situation est clairement définie: en cas d'urgence, il y a
devoir confédéral. Cette tâche d'importance majeure est
reprise à juste titre dans le projet de loi. La règle posée
veut que la police du canton demandeur se trouve au cen-
tre du dispositif: c'est respecter le principe selon lequel
les cantons qui sont appelés à porter secours intervien-
nent en second lieu. Il n'en demeure pas moins que mo-
ralement, politiquement et en fin de compte technique-
ment, la Confédération est désormais mieux et davantage
engagée dans l'opération. Elle l'est simultanément aux
cantons et parallèlement, leur souveraineté en matière de
police étant respectée.
Deux mots encore au sujet de l'armée, dont l'engagement
demeure réservé, son rôle étant expressément délimité.
Bien que nous en ayons eu de sérieux, nous avons été à
l'abri jusqu'ici de très graves problèmes. Nous voulons
souhaiter que l'armée n'ait jamais à intervenir même si,
hormis les cinq grands centres de Suisse et quelques can-
tons, nous avons et entendons maintenir dans notre pays
et dans un pays aussi pacifique que le nôtre des corps de
police limités.
Ces réflexions, qui sont aussi celles du gouvernement de
mon canton, engagent à voter l'entrée en matière.

Frau Meier Josi: Ich stehe vorbehaltlos zur Idee dieses
Gesetzesentwurfes, weil ich auf die drei folgenden wesent-
lichen Fragen mit Ja antworten kann: 1. Entspricht die
Vorlage einem Bedürfnis? 2. Ist sie verfassungskonform?
3. Nimmt sie eine unserem Bundesstaat angemessene Auf-
gabenzuweisung vor?
1. Zum Bedürfnis. Das Ausland darf uns wieder einmal
beneiden um die Tatsache, dass wir es überhaupt noch
diskutieren. Aufrührer und Gauner aller Art, Terroristen
jeder internationalen Herkunft werden darüber nicht stau-
nen, sondern schmunzeln. Unser Zögern garantiert ihnen
den so wertvollen technischen und zeitlichen Vorsprung
des Handelns. Bis bei uns dann einmal der Bund oder so-
gar ein kleiner Kanton alle übrigen Kantone zu Hilfe geru-
fen hat, bis die verschiedenen und verschieden ausgebil-
deten Trüpplein mit ihren verschiedenen Sprachen und
Ausrüstungen darin endlich aufgekreuzt und organisiert
sind, haben diese Leute ihren Coup längst gelandet, ha-
ben Kleinkrieger allfällige Flugplätze besetzt oder eine
wehrlose Bevölkerung in Schrecken versetzt.
Natürlich geht das Vertrauen zur Bevölkerung vor. Sicher
haben bestimmte, besonders extreme Gruppen in diesem
Land unnötige Feindbilder voneinander geschaffen. Wir
sollten hier aber nicht ein Feindbild der Polizei zeichnen,
auch nicht einer Elundespolizei. Mich stimmt es zwar trau-
rig, dass ich gestern relativ viel Polizei sah auf dem Weg
zu einer unserer Bundesratsfeiern, aber noch trauriger
stimmt es mich, dass es Drohungen gibt, die solche Ein-
sätze zur Folge haben. Wir sollten nicht länger die Ursa-
chen mit den Folgen verwechseln.
Ich erinnere Sie an die Behandlung der parlamentarischen
Initiative Weber-Arbon über die Reorganisation der Bun-
desanwaltschaft. Damals stellte der Bundesanwalt persön-
lich fest, eine se ner gegebenen Aufgaben könne seine
wegen des Personals auf Fahndung beschränkte Polizei
ganz einfach nicht erfüllen, nämlich jene der Sicherheits-
polizei, wie sie jetzt in Artikel 2 hier umschrieben ist. Na-
türlich haben wir schon bisher die Armee zur Verfügung
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gehabt, um in Notfällen Ruhe und Ordnung im Land wie-
derherzustellen oder zu sichern. Aber es genügt mir, die
Akten der Ereignisse von 1932 in Genf durchzulesen, um
zu begreifen, dass eine zur Erfüllung von Kampfaufträgen
geschulte Truppe beileibe nicht das taugliche Instrument
ist für sicherheitspolizeiliche Einsätze. Eine solche Truppe
weist dann eben alle die Mängel auf, auf die vorher Herr
Gerwig hingewiesen hat und vor denen er sich zurecht
fürchtet. Eine gut geschulte Polizei hingegen hat eben
auch die Zurückhaltung gelernt, die sie zum Stillhalten bei
einem Einsatz befähigt.
2. Zur Verfassungsmässigkeit. Es wäre nun verlockend,
zur zweiten Frage nach der Verfassungsmässigkeit der
Vorlage alle Koryphäen des Verfassungsrechtes zu zitie-
ren. Ich werde Ihnen diese Vorlesung schenken und nur
zusammenfassend noch einmal darauf hinweisen, dass
eine bundeseigene Polizei, soweit sie eben nur Bundesauf-
gaben löst, und darnach haben sich auch Einsätze nach
Artikel 2 Absatz 1 Litera f zu richten, von keinem Verfas-
sungsrechtler grundsätzlich verneint wird. Es ist auch
nicht einzusehen, weshalb die Verfassungsdeutung zu
einem anderen Schluss kommen sollte. Es würde ja nur
bedeuten, dass wir dem Bund für die Erfüllung der ihm
zugewiesenen Aufgaben unter heuligen Umständen - und
auf die muss eben auch abgestellt werden - nur untaugli-
che Mittel zur Verfügung stellen wollen. Die Frage, ob der
Bund da legiferieren kann, wo er Aufgaben hat, kann ohne
weiteres mit Ja beantwortet werden. Es nagen an uns ja
übrigens nicht in erster Linie Zweifel darüber, ob dem Bund
Kompetenzen zur Gesetzgebung fehlen oder das Recht,
eine Bundespolizei zu halten; er hat ja schon eine.
Das einzig echte Problem ist jenes des direkten Zugriffes
des Bundes auf kantonale Mittel bei der Erfüllung seiner
eigenen Aufgaben. Auf diese dritte und allein erhebliche,
weniger rechtliche als politische Frage gibt die Vorlage
nach meiner Auffassung eine taugliche, moderne Antwort.
Sie sucht nicht verzweifelt nach der theoretischen Abgren-
zung von Aufgaben, die gar nicht theoretisch abgegrenzt
werden können; sie stellt sich vielmehr der Wirklichkeit.
Diese aber zeigt, dass es den Bund nicht irgendwo losge-
löst für sich selbst gibt, sondern nur in der greifbaren
Form von 22 oder mehr Gebietskörperschaften, die wir
Kantone nennen. Deshalb ist für ein Verfassungsverständ-
nis, das sich an der Wirklichkeit orientiert, vorab zuzuge-
ben, dass die meisten Aufgaben gemeinsam gelöst werden
müssen, weil sie nur gemeinsam gelöst werden können.

Klarheit ist über die Abgrenzung innerhalb dieser Aufga-
benlösung zu schaffen. Der Einsatz von kantonalen Mitteln
zur Lösung von Bundesaufgaben ist weiss Gott nicht eine
neue Erfindung. Relativ selten ist bisher nur der direkte
Durchgriff, aber auch das ist nichts Revolutionäres. Was
bisher im Polizeibereich von Mal zu Mal nur improvisiert
wurde, soll künftig etwas sinnvoller geplant und mit besser
als bisher ausgestatteten Leuten erfolgen. Dem muss und
kann man zustimmen. Derartige Einsätze von kantonalen
Mitteln zur Lösung von Bundesaufgaben werden voraus-
sichtlich bei einer neuen Aufgabenteilung nicht einmal die
Ausnahme bleiben, sondern könnten eine der beliebteren
Formen eines zeitgemässen Föderalismus werden. Es
lohnt sich daher, das Modell unter diesem Gesichtspunkt
besonders sorgfältig zu entwerfen.

M. Wyler: Voterò la proposta di non entrata in materia per
tre ragioni che mi sembrano sufficienti a determinarmi. La
prima è la considerazione circa la limitatezza del pericolo
che noi abbiamo finora costatato a proposito del terrori-
smo. La seconda è un'opposizione, vorrei quasi dire, visce-
rale all'idea di una nuova polizia federate per difendere
l'ordine pubblico. La terza è la fiducia nello spirito demo-
cratico del popolo svizzero, fiducia che ahimè, ahimè per
via degli anni trascorsi, ho conosciuto nei giovani anni
della mia esistenza quando, adolescente, ho assistito nel
mio cantone alla crescita del fascismo ticinese e ho pre-
senziato sulla piazza di Bellinzona allo scontro avvenuto

fra questo meraviglioso popolo ticinese che era sceso in
piazza per difendere la democrazia quando appunto gli
squadristi ticinesi sono saliti a Bellinzona per un attacco,
dicevano,.al Governo del mio cantone; nevvero onorevole
Soldini? Ebbene questa fiducia l'ho portata in me dall'ora,
e son più di 40 anni, e mi dice che in fondo è li dove vera-
mente sta la possibilità di lottare in favore dell'ordine pub-
due interrogativi che mi frullano'in capo. Il primo concer-
blico. E potrei fermarmi qui nella mia motivazione, ma ho
ne l'efficacia del nucleo antiterroristo che si vuoi costi-
tuire. Penso in particolare all'abito d'arlecchino di questo
gruppo (e non faccio allusione al cappello di sceriffo di
cui la polizia ticinese è stata recentemente dotata), ma
penso che la mobilitazione immediata di un gruppo di
questa natura sarebbe difficile se pensiamo appunto al
fatto che bisogna ricorrere ai 25 nuclei cantonali o ai 22
nuclei cantonali o 23 domani, e quindi alla difficoltà di
avere immediatamente a disposizione questa gente. E so-
prattutto alla formazione tecnica, alla necessità, che mi
sembra indispensabile in un corpo di questa natura, di
avere la fiducia reciproca per delle aizoni contro i terrori-
sti, e questa fiducia non si può creare prendendo una set-
timana o due settimane ogni tanto dei poliziotti che vengo-
no da regioni diverse, con mentalità diverse, con reazioni
diverse. Quindi mi pare che sarebbe difficile avere uno
strumento efficace al momento opportuno da questo profi-
lo. Il secondo interrogativo è di altra natura. Mi chiedo
che cosa si intende da parte dei promotori quando si par-
la di garantire l'ordine pubblico. L'on. Aider ci ha detto
stamattina che desiderava sapere gli scopi dell'opposi-
zione, e l'on. Bormann ha detto addirittura che gli opposi-
tori erano quelli che non volevano l'ordine, che non vole-
vano assicurare l'ordine. Orbene, io capovolgo la doman-
da e dico: quali sono gli scopi invece che si perseguono
quando si vuoi costituire questo corpo per garantire l'or-
dine pubblico? Una risposta finora non è venuta e quindi
mi riconvinco nella necessità di appoggiare la domanda
di non entrata in materia.

Schnyder-Basel: Ich gehöre zur Minderheit der sozialde-
mokratischen Fraktion, d. h. zu denjenigen, die der Vorla-
ge mit Einschluss des umstrittenen Buchstabens f in Arti-
kel 2 zustimmen. Aus welchen Gründen? Artikel 16 der
Bundesverfassung bleibt einstweilen und wahrscheinlich
noch ziemlich lange in der Bundesverfassung stehen. Ich
bin ein prinzipieller Gegner - dies als Vorsteher eines Mi-
litärdepartementes - des Einsatzes von Truppen für den
Ordnungsdienst. Das Militär ist für den Ordnungsdienst
weder ausgebildet, noch einsatzfähig. Weil ich ein Gegner
des Truppeneinsatzes bin, nach Artikel 16 der Bundesver-
fassung aber Truppen eingesetzt werden müssen, befür-
worte ich den Einschluss des Artikels 16 in das vorliegen-
de Gesetz, denn im Grunde genommen geht es um nichts
anderes, als nun nachträglich in gewissem Sinne Ausfüh-
rungsbes'timmungen zu diesem Artikel 16 zu erlassen. Im
äussersten Notfall steht ja nach der gleichen Verfassung
der Truppeneinsatz doch noch zur Diskussion. Darum bin
ich - und hier befinde ich mich in Uebereinstimmung mit
der Fraktion - dafür, Absatz 2 in Artikel 2 zu streichen,
und zwar weil man damit nichts ändert, aber politisch -
und schliesslich muss man die Vorlage politisch durch-
bringen - doch eine gewisse Schärfe wegnimmt.
Es wird verlangt, keine Anti-Demonstrations-Polizei, keine
Polizei gegen Demonstranten einzusetzen; damit bin ich
im Grunde genommen einverstanden. Das Demonstrations-
recht soll weitestgehend, also bis zum Aeussersten, ge-
währleistet bleiben. In dieser Beziehung haben wir in Ba-
sel eine jahrzehntelange Praxis. Aber wie verhält es sich
bei einer sogenannt gewaltfreien Besetzung? Soll man
denn zusehen, wie in der ganzen Schweiz, von Basel über
Zürich, von Lausanne bis St. Gallen usw. Besetzer gesam-
melt werden durch Aufrufe, soll man weiter zusehen, wie
aus dem «grossen Kanton» (damit meine ich nicht den
Kanton Zürich, sondern das nördliche Nachbarland; als
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Vorsteher des Polizeidepartementes von Basel-Stadt weiss
ich, wieviele Teilnehmer aus unserem nördlichen Nachbar-
land jeweils zuwandern) auch Leute teilnehmen? Sollen
wir hinnehmen, wie nicht wenige dieser Besetzer und De-
monstranten - immer der sogenannte harte Kern - von
Schauplatz zur Schauplatz ziehen wie die Marktfahrer? Sie
ziehen überall dort hin, wo etwas los ist, und zwar in ver-
schiedener Hinsicht. Das kann eine AKW-Demonstration
oder irgend etwas anderes sein; man sieht auf diesen
Plätzen immer dieselben Leute.
Ich wende mich gegen den Begriff «gewaltfrei». Was
heisst hier gewaltfrei, wenn man dann die anderen, die
Behörden - in concreto die Polizei - zur Gewalt zwingt?
Nehmen Sie ein simples Beispiel: Bleiben Sie heute abend
im «Bürgerhaus», in der «Harmonie», im «Della Casa»,
oder wo immer Sie gemütlich beisammen sind, gewaltfrei
sitzen, und beschweren Sie sich dann morgen, wenn man
Sie mit Gewalt - in Ihrem Fall wahrscheinlich mit sanfter
Gewalt - von diesem gewaltfreien Sitzenbleiben getrennt
hat. Damit will ich nur ein simples Beispiel für die Be-
zeichnung «gewaltfrei» geben. Hier muss der Bund, zu-
sammen mit den Kantonen, Möglichkeiten haben, mit der
bestehenden Polizei (es wird ja keine zusätzliche Polizei
geschaffen) diesen Erscheinungen Herr zu werden.
Es ist nicht so, dass der Bund diese Polizei beliebig ein-
setzen kann. Nach Artikel 3 müssen die Kantone angehört
v/erden. Sie dürfen versichert sein, dass die Kantonsregie-
rungen - und vorgespannt die Polizeidirektoren - nicht
einfach auf den ersten Pfiff dem Bund eine Menge Polizei
Verfügung stellen werden, sondern sie werden sehr genau
prüfen, ob der Augenblick für eine Zurverfügungstellung
gekommen sei. Hier liegt ja der grosse Vorteil gegenüber
dem auch diskutierten Projekt einer stehenden Bundespo-
lizei, also einer in Bern stationierten Truppe, die nichts zu
tun hat, und die dann, wenn sie «aus dem Gatter gelassen
wird», so richtig dreinschlägt. Hier liegt der grosse Vorteil
dieses Modells, bei dem die Polizeieinheiten in den Kanto-
nen den ganz normalen Dienst versehen und nur im Be-
darfsfall eingesetzt werden. Die Frage, ob die Vorausset-
zungen nach Artikel 16 Bundesverfassung bei einem Ein-
satz vorhanden sind oder nicht, stellt sich unabhängig
oavon, ob Sie den Buchstaben^ Streichen oder ob Sie ihn
belassen. Hier bin ich mit allen Sprechern der Meinung,
dass man nicht leichtfertig gernäss Artikel 16 Polizeikräfte
einsetzt. Man kann allenfalls darüber streiten, ob der Arti-
kel 16 in Gösgen erfüllt gewesen sei. Meiner Meinung
nach ja; es gibt andere, die das Gegenteil behaupten.
Aber gerade mit Blick auf Gösgen: Wenn es 'tatsächlich
stimmt - ich weiss das nicht -, dass in Gösgen gewisse
Fehler in bezug auf den Einsatz vorgekommen sein sollten,
dann spricht gerade das für die Schaffung dieser Sicher-
heitspolizei des Bundes; denn die Gefahr, dass beim Ein-
satz etwas Dummes passiert, ist wesentlich kleiner bei
einer Truppe nach diesem Modell: Einheitlich ausgebildet,
jedes Jahr einen Wiederholungskurs, als wenn man ad
hoc aus 25 Kantonen Polizei zusammenzieht. Is't die Ge-
fahr vorhanden, dass mit dem Bestehen dieser Truppe
oann schneller ein Einsatz verfügt werden könnte? Ich
glaube nein, und zwar wieder darum, weil die Truppe ja
nicht in Bern steht, sondern weil sie bei den Kantonen
angefordert werden muss und die Kantonsregierungen ein
Mitsprach'erecht besitzen. Ich weiss, dass älteren Gewerk-
schaftern natürlich - und hierfür müssen Sie Verständnis
haben - noch die Angst in den Knochen steckt in bezug
auf den Einsatz dieser Polizei bei Streiks und Störung des
A.rbeitsfriedens. Hier muss man natürlich aufpassen. Aber
ich meine, dass man aus der Geschichte gelernt hat. Ich
habe ein gewisses Vertrauen in die Instanzen, und ich
meine auch, selbst wenn die Behörden einen Fehler bege-
hen würden, ist das Volk gesund genug und sind Faktoren
vorhanden, die, ohne dass ein unkorrigierbarer Schaden
entsteht, eingreifen. Mir geht es in die Knochen, wenn ich
höre - ich habe dreimal an verschiedenen Orten über die-
ses Projekt referiert - dass Linksintellektuelle erklären,

der Einsatz von Truppen sei besser als der Einsatz von
Polizei, weil nämlich das Militär Miliztruppe ist und weil
die Volksverbundenheit des Militärs grösser ist als bei der
Polizei. Hier hört es bei mir auf. Ich will auch offen zuge-
ben: Ich habe mit dieser Art von Demokratieverständnis
und mit dieser Art von Auslegung des Begriffes Volk und
Volkswillen Schwierigkeiten, gewisse Zeitgenossen zu ver-
stehen, nicht nur hier bei diesem Projekt.
Aus diesen Gründen bin ich der Auffassung, dass man
ohne Bedenken dieser Vorlage inklusive dem Buchstaben f
zustimmen kann, und ich bitte Sie, so zu beschliessen.

Waldvogel: Ich kann es so recht nicht verstehen, und ich
weiss mich da mit vielen meiner Schaffhauser Landsleute
einig, warum man sich gewissenorts so sehr gegen die
Bildung einer Sicherheitspolizei des Bundes sperrt oder
ihr mit so grosssm Misstrauen begegnet. Ich sage das
vom Grenzland aus, wo ich zu Hause bin und für die
Grenzlandbevölkerung. Und ich sage das deshalb, weil die
Bedenken in anderen Grenzgegenden des Landes am
giössten zu sein scheinen. Vielleicht macht das bei uns
die unmittelbare Nähe jenes Landes aus, das vom angeb-
lich politischen Terror fast am meisten gepeinigt wird.
Wir haben in Schaffhausen zu diesem Land eine sehr lan-
ge Grenze; sie ist weit über 100km lang, unverhältnismäs-
sig lang im Vergleich zur Grosse unseres Territoriums,
und wir haben lediglich einen Bruchteil dieser Grenzlänge
zu den Nachbarkantonen. Die Landesgrenze verläuft auf
weiten Strecken im Wald, d. h. sie ist nicht nur für Hasen
und Füchse und nicht nur nachts durchlässig. Wenn dann
der Terror wie im Juni dieses Jahres dieser Grenze so
nahe kam, wie kaum irgendwo ums Land herum, und wenn
man dann wahrnehmen musste, dass zwei bei Singen am
Hohentwiel nach einer Schiesserei festgenommene Terrori-
sten, die vermutlich an der Ermordung von Generalbun-
desanwalt Buback beteiligt waren, unterwegs nach der
Schweiz gewesen sind, und zwar durch den waldreich-
sten Kanton unseres Landes, dann können Sie sich vor-
stellen, dass wir für das Vorhaben einer Sicherheitspolizei
des Bundes bei uns viel Verständnis haben. Wir sind nicht
verängstigt, aber wir sind etwas verunsichert nach zwei
Jahrzehnten einigermassen problemloser nachbarlicher
Existenz, und wir haben in diesem Grenzkanton für Terrori-
stenfragen ein eigenes Positionsgefühl.

Eine andere Schaffhauser Erfahrung: Anfang September
weilte der baden-württembergische Ministerpräsident Fil-
binger in Schaffhausen, und das schweizerische Emp-
fangskomitee lächelte über die grosse Sicherheitseskorte,
mit der er nach dem Thurgau weiterreiste. Filbinger war
noch im Kanton "hurgau, als am gleichen Nachmittag die
Entführung von Hanns Martin Schleyer gemeldet wurde.
Und uns ist das Lächeln vergangen.

Eine weitere Erfahrung machte uns eine Sicherheitspolizei
ebenfalls eher schmackhaft. Die Ostschweizer Kantone, zu
denen neuerdings Schaffhausen wieder offiziell zählt, sind
durch eine einfache Vereinbarung zu einer engen Zusam-
menarbeit der kantonalen Polizeien gekommen. Diese geht
über beschleunigte Funkmeldungen weit hinaus und funktio-
niert dem Vernehmen nach dennoch klaglos und hilfreich.
Für unseren exponierten Kanton ist es wichtig zu wissen, bei
grösseren Verbrechen notfalls etwa auf die Thurgauer Poli-
zeibestände auf Abruf zurückgreifen zu können. Es geht
durchaus geordnet vor sich, aber sehr unkompliziert über
die Kantonsgrenzen, ja sogar über Prestigegrenzen hinweg.
Diese Kantone sind auch in einer gewissen polizeilichen
Sonderschulung anderen etwas voraus, wobei sie nicht et-
wa meinen, sie könnten die Sonderschulung, wie sie jetzt
das Gesetz vorsieht, ersetzen. Diese praktizierte Zusammen-
arbeit in einem Regionalverband fördert und behindert nicht
etwa das Verständnis für das Vorhaben einer Sicherheitspo-
lizei des Bundes für Aufgaben, die an sich über der Reiz-
schwelle einer regionalen Polizeizusammenarbeit liegen,
welche wohl auf Kapitalverbrechen und für Katastrophen-
hilfe, aber auch auf «kleine Dinger» angelegt ist, aber
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nicht vorerst die Ambition hat, Terroranschlägen und Ter-
roristen neuesten Stils beizukommen. Dafür kann sie allen-
falls Hilfestellung leisten. Sie, die ostschweizerische Poli-
zeizusammenarbei't, sieht sich nicht etwa in Konkurrenz
zum Vorhaben einer Sicherheitspolizei. Aber die enge Ko-
operation wurde als dringende Notwendigkeit empfunden,
weil vorn Bund aus nichts geschehe, wie damals an der
Pressekonferenz, als diese Neubildung bekannt wurde, ge-
sagt wurde. Diese regionale Vorgeschichte gibt dem Vor-
haben des Bundes für uns eine andere Perspektive. Ich
kann zwar nur für die Schaffhauser Polizeibehörden spre-
chen. Diese begrüssen dieses Gesetz und das, was es
bewirken und ermöglichen soll, ausdrücklich. Man versteht
bei uns auch nicht so recht die föderalistische Zwischen-
schal'tstelle, wie sie durch den Ständerat in Artikel 3 ein-
gebracht wurde.
Lassen Sie mich zum Schluss beifügen, dass ich Respekt,
mit verschiedener Gewichtung, habe vor subtilen und
handfesten föderalistischen, staatsrechtlichen und politi-
schen Bedenken und Vorbehalten wider den Drachen
einer allgewaltigen Bundespolizei, der dieses Projekt mei-
nes Erachtens aber nicht ist und nie werden wird. Aber in
unserem Grenzland, in unserem Umgelände setzt man in
dieser Zeit die Prioritäten, auch jene der «Bedrohungen»,
etwas anders.

Frau Morf: Als ich von der Botschaft zur Schaffung einer
Sicherheitspolizei erfuhr, dachte ich wie alle braven So-
zialdemokraten, die vor mir gesprochen haben, es werde
im heutigen Zeitpunkt nicht zu umgehen sein, dass wir
Massnahmen gegen den Terrorismus ergreifen - wohlver-
standen gegen den Terrorismus - trotz all den nicht sehr
schönen Folgeerscheinungen, die so etwas immer nach
sich zieht. Ich meine vor allem Machtballungen in Händen,
die nicht unbedingt immer für die Macht, die Handhabung
solcher Machtballungen geeignet sind; ich finde, dass es
überhaupt keine Hände gibt, die für Mactitballungen ge-
eignet sind.
Und ich meine auch, dass das Ganze verfassungsmässig
auf wackeligen Füssen steht. Wo stehen die Kompetenzen
dafür in der Verfassung? Nirgends. So etwas kann Folgen
haben.
Ich bedaure ausserdem, dass nirgends genau festgehalten
ist, ob da auch kriminalpolizeiliche Tätigkeiten Inbegriffen
sein sollen. Auch das ist ein Schönheitsfehler, der Folgen
haben kann.
Und wenn jemand angenommen hat, die Schaffung dieser
Sicherheitspolizei sei eine Art Distanzierung vom Mittel
der militärischen Intervention im Innern, von der wir wirk-
lich genügend Beispiele haben, die uns in schlechtester
Erinnerung sind, vor allem uns Sozialdemokraten, dann
erweist sich auch diese Annahme als Trugschluss. Der
Einsatz der Armee für Ordnungsdienste ist ja beibehalten
worden. Unter diesen Einsätzen - das muss wohl auch
festgehalten werden für manche Leute - sind nicht nur
Einsätze bei Unwetterkatastrophen gemeint. Auch solche
Einsätze können schlimme Folgen haben.
Trotz all diesen Fehlern und Folgen, die da entstehen kön-
nen, finde auch ich, dass wir etwas vorkehren müssen, um
bei Fällen von Terrorismus wirkungsvoll eingreifen zu kön-
nen.
Aber ich habe drei Fragen, und bevor ich für oder gegen
Eintreten bin, wäre ich schon sehr froh, wenn man sie mir
beantworten könnte. Zuerst hatte ich sogar vier Fragen,
aber dann habe ich draussen im Gang einen Sicherheits-
polizisten getroffen - es hat ja heute gewimmelt von Si-
chertieitspolizisten -, und eine dieser Fragen hat er mir
überzeugend beantworten können, so dass ich also jetzt
nur noch deren drei habe.
Da ist einmal das Problem einer zentralen Datenbank,
einer Art Polizeicomputer, von der ich hörte, dass sie
gleichzeitig bis 1980 eingerichtet und noch durch Angaben
aus dem zentralen Strafregister ergänzt werden soll. Von
der Kommission wusste offenbar niemand etwas von die-
sem Vorhaben. Es wäre nicht nur interessant, darüber et-

was zu erfahren, sondern ausserdem auch zu wissen: Wä-
re bei einem solchen Register die Einsicht für alle gewähr-
leistet und damit die Möglichkeit zur Korrektur von allfälli-
gen falschen Angaben?
Ebenso wichtig scheint mir die zweite Frage zu sein, die
sich kritische, aber durchaus demokratische Gruppierun-
gen stellen, auch wenn es nicht die von Gehen als brav,
aber enttäuscht bezeichneten Leute sind. Diese kriti-
schen Leute befürchten, mit so einer Sicherheitspolizei
würde jede auch noch so gewaltlose Organisation, die für
sich das Streikrecht oder das Demonstrationsrecht in An-
spruch nähme, brutal zusammengeknüppelt, falls die Poli-
zei von einem kleinen Grüppchen extremer Mitläufer sich
provozieren liesse, also von Karl Schnyders sogenanntem
harten Kern von Marktfahrern. Sie befürchten ausserdem,
diese Art Sicherheitspolizei wäre nur die Spitze eines Eis-
bergs. Sie müsste im Zusammenhang mit der immer grös-
ser werdenden Repression auf allen Ebenen gesehen wer-
den, also vor allem im Zusammenhang mit Berufsverboten,
der Kriminalisierung der Atomkraftwerkgegner und mit der
Bespitzelung durch private Organisationen.
Von den drei Fragen, die ich mir im Zusammenhang mit
der Sicherheitspolizei stelle, ist mir die letzte die wichtig-
ste. Wenn man jetzt für Eintreten wäre - könnte man dar-
auf zählen, dass der Bundesrat bereit wäre, den schlimm-
sten Schönheitsfehler, die Litera f in Artikel 2 des Ent-
wurfs, zu streichen? Jenen Abéatz nämlich, der den Ein-
satz von Schweizern gegen Schweizer im Namen von Ruhe
und Ordnung vorsieht? Es kann eben Ordnung und Ord-
nung geben, Herr Bommer! Ich meine jetzt die Ordnung
mit einem harten T und die Ruhe, die mit drei rollenden
und bedrohlichen R ausgesprochen wird.
Das ist die Gretchenfrage, die ich Ihnen, Herr Bundesprä-
sident, neben den beiden anderen Fragen stellen möchte,
bevor ich und bevor einige meiner Kollegen in der Frak-
tion hier mit besserem Gewissen für Eintreten stimmen
könnten.

Muheim: Entschuldigen Sie, wenn ich in so vorgerückter
Stunde noch das Wort ergreife; aber ich möchte doch auf
Aeusserungen einiger Votanten noch eintreten, um dies
und das, wie es mir scheint, richtigzustellen.
Mein verehrter Freund und Tischgenosse Rolf Weber hat
hier an diesem Pult zum Ausdruck gebracht, dass dem
Bunde eigentlich neue, direkte Polizeikompetenzen gege-
ben würden; er hat sogar, wenn ich mich nicht täusche,
von einer neuen Sicherheitspolizei des Bundes gespro-
chen und die Verfassungsgrundlage dieses Gesetzes in
Zweifel gezogen. Da möchte ich nun doch sagen: Artikel 2
unserer Bundesverfassung, Artikel 85 Ziffer 7 der Bundes-
verfassung, Artikel 102 Ziffer 10 der Bundesverfassung
sind nun doch Kompetenzgrundlagen. Ja, Kollege Gerwig
schüttelt seinen Kopf. (Zwischenruf G e r w i g ) . Sie kön-
nen bei Professor Eichenberger nachlesen, dass es hier
nicht nur um Organkompetenzen, sondern auch um die
Kompetenzen zugunsten des Bundes geht. Weiter gibt Ar-
tikel 16 BV, der von der eidgenössischen Intervention
spricht, eine klare Grundlage.
Es ist eigentlich heute unbestritten, dass der Bund sicher-
heitspolizeiliche Aufgaben hat, die aus seinen völkerrecht-
lichen Verpflichtungen kommen; das sind die Buchstaben
a und b im Artikel 2; dann der Schutz der Bundesbehör-
den (Lit. c und d in Art. 2), und dann ist auch die Bekämp-
fung des Terrorismus (Lit. e) eigentlich unbestritten, wobei
ich mich allerdings frage, ob man den Terrorismus nur in
der Luft, bei der Luftfahrt bekämpfen soll und nicht auch
zur Erde und wo er überhaupt auftritt. Da scheint mir die
Formulierung sogar eng zu sein. In Litera f ist Artikel 16
BV zitiert: die Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung
der öffentlichen Ordnung. Das ist sicher primär eine Sa-
che der Kantone, aber sekundär auch eine Aufgabe des
Bundes. Die Kantone haben die Polizeihoheit für ihr Terri-
torium. Wenn sie aber dieser Aufgabe nicht gewachsen
sind, so können sie in dringenden Fällen die Nebenkanto-
ne mahnen. Wenn es sich nicht um eine Sofortaktion han-
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delt, dann ist die Intervention des Bundes im Sinne von
Artikel 16 gegeben. Ich glaube, man kann hier die Kompe-
tenz und die Aufgabe des Bundes gar nicht in Frage stel-
len. Der Bund hat eben dann einzuschreiten, wenn der
betreffende Kanton in seinem Territorium seine Polizeiauf-
gabe nicht mehr erfüllen kann und wenn auch die anderen
Kantone ihm nicht genügend Hilfe bringen können. Man
darf deswegen wohl nicht von einer Verfilzung der Polizei-
hoheiten sprechen, sondern es ist eine gemeinsame Auf-
gabe von Bund und Kantonen; die Hauptverantwortung
liegt je nachdem beim Kanton oder dann beim Bund.
Es geht nur um die Frage: Welche Mittel soll der Bund ein-
setzen? Dass wir keine Bundespolizeitruppe wollen, ist
klar. Ich möchte aber allen Rednern widersprechen, die
von einer eigentlichen Sicherheitspolizei sprechen, die ge-
schaffen werden soll. Das stimmt nicht! Wir sind uns alle
einig - glaube ich -, dass die Armee für diese Aufgabe
der Aufrechterhaltung der Ordnung ungeeignet ist. Dieser
Auffassung sind übrigens auch die höchsten Militärs, die
mir das persönlich bestätigt haben, dass sie die Armee für
diese Aufgabe als nicht geeignet betrachten. So bleibt
dem Bund doch gar nichts anderes, als eben auf die kanto-
nalen Polizeikorps zu greifen. Da möchte ich sagen: Der
Einsatz dieser kantonalen Polizeikorps im Rahmen des
Bundes, im Rahmen einer Bundesintervention, ist absolut
nichts Neues, sondern es ist etwas, das bereits besteht.
Was wir heute machen, ist im Grunde genommen nur ein
Ausführungsgesetz zu diesem Artikel 16 BV, um bisherige
Unklarheiten, die bestanden, zu beseitigen.
Herr Vincent hat ausgerufen, wir sollen doch Vertrauen
haben zum Volk. Ja, wir haben Vertrauen zum Volk, und
dieses Volk verdient grosses Vertrauen. Nur ganz selten
muss interveniert werden. Nur ganz selten; da sind wir
sehr glücklich und froh, und wir danken dem Schweizer-
volk für diese Vernunft. Aber auf der anderen Seite muss
ich auch sagen: Dieses Volk verdient nicht nur Vertrauen,
es verdient auch Schutz, sei es nun eine schweigende
Mehrheit oder eine Mehrheit, die sich an den Urnen für
ein bestimmtes Regime und für eine bestimmte Sache aus-
gesprochen hat. Dieses Volk soll auch geschützt werden
gegenüber einer Minderheit, die gewalttätig diesen Ent-
scheid nicht anerkennen will.
Mit Kollega Weber - wir werden uns wieder versöhnen;
das ist ganz klar - bin ich völlig einig, dass die persönli-
chen Freiheiten nicht eingeschränkt werden dürfen. Es
sollen auch die demokratischen Rechte des Volkes nicht
eingeschränkt werden, sondern ich habe vielmehr die Auf-
fassung, dass mit der Wahrung der öffentlichen Sicherheit
gerade die Freiheiten des Volkes und der Bürger gewahrt
und das Funktionieren unserer demokratischen Einrichtun-
gen sichergestellt werden. Wir wollen gerade mit dieser
Friedensordnung, mit der öffentlichen Sicherheit bewerk-
stelligen, dass wir unsere sozialen und politischen und
anderen Konflikte, die wir austragen müssen, die wir lösen
müssen, auf dem Boden des Rechts und der Demokratie
lösen können.
Ich möchte Ihnen also empfehlen, auf dieses Gesetz ein-
zutreten und ihm zuzustimmen.

Schutz, Berichterstatter: Nach dem letzten Votum - Herr
Kollege Muheim hat Wesentliches in bezug auf die Rechts-
mässigkeit gesagt; und ich nehme an, dass Herr Bundes-
rat Purgier auch darauf zurückkommen wird - darf ich
doch feststellen, dass die grosse Mehrzahl der Votanten
die Rectitsmässigkeit anerkennt und für die Vorlage ein-
tritt. Das Votum von Herrn Kollege Weber hat mir zu den-
ken gegeben. Ich muss Ihnen gestehen: Ich bin von ihm
enttäuscht gewesen, weil er für Eintreten mit Vorbehalt ist
und Halbheiten sagt. Es gibt nur ein Eintreten oder ein
Nichteintreten, aber es gibt keinen Vorbehalt beim Eintre-
ten. Er anerkennt zum Teil die Notwendigkeit. Er ist wider-
sprüchlich gewesen in seinen Ausführungen. Ich möchte
Herrn Kollege Wyss wie Herrn Kollege Muheim danken:
Erinnern Sie sich jetzt an Gösgen? Wie war Ihr Parteikol-
lege Gottfried Wyss als Polizeidirektor von Solothurn froh,

als der Bund seine Bereitschaft erklärte, die Kantone zu
ermuntern, ihm Hilfe zu leisten! Er war in einer schwieri-
gen Situation. Bei soundso vielen Demonstrationen müs-
sen wir heute immer wieder feststellen, dass eine kleine
Minderheitsgruppe von geschulten Terroristen darunter
ist, die bei Massenveranstaltungen mit allen Mitteln ver-
sucht, ihre Interessen durchzubringen und die Masse zur
Eskalation zu mobilisieren.
Ich glaube, wir können die Verhältnisse, wie sie sich erge-
ben haben - und jeder Polizeidirektor hat in kleinerer oder
grösserer Form laufend damit zu tun - einfach nicht über-
sehen. Wir müssen uns bewusst sein, dass unsere Landes-
grenzen heute keinen Schutz gegen einen Uebergriff von
Terroristen mehr bieten. Herr Kollege Waldvogel hat es
aus der Sicht eines Grenzkantons richtig gesagt. Ich kann
Ihnen das gleiche von unseren Grenzübergängen nach
Italien sagen. Wir haben dort glücklicherweise Polizei, die
eine sehr gute Zusammenarbeit mit der Grenzpolizei von
Tirol, vor allem aber von Italien usw. pflegt. Aber Ich kann
Ihnen sagen, wir sind manchmal in den Kantonen kaum in
der Lage, die uns gestellten Aufgaben - und gerade im
Zusammenhang mit der Baader-Meinhof-Gruppe - mit un-
seren Kräften noch zu erfüllen. Was jahrelang fehlte, war
die Zusammenarbeit unter den Polizeikorps. Ich habe in
Graubünden zusammen mit St. Gallen das erste Mal im
Jahre 1971 die ersten Grossverkehrskontrollen durchge-
führt. Es brauchte verschiedene gemeinsame Einsätze, um
die Verkehrstruppen zu schulen, die Aufgaben zu koordi-
nieren und gemeinsam dann einen Ausbildungsmodus zu
finden. Wir streben es heute im Konkordat mit der Ost-
schweiz weiter an.
Wir sind daran, dies auch auf polizeilicher Ebene im krimi-
naltechnischen Dienst zu vervollständigen. Ich erinnnere
Sie aber auch an den Kanton St. Gallen, an die beiden
Morde an den Zöllnern usw. Effektiv war der Kanton
St. Gallen im Moment überrascht und überfordert. Leider
hat damals die Fahndungszusammenarbeit innerhalb unse-
rer Kantone nicht gespielt. Sie wissen, es hat Menschenle-
ben gekostet.
Noch eines: Man hat Angst vor einer Machtzusammenbal-
lung der Exekutivbehörden. Von wem werden die Exekutiv-
behörden gewählt? Entweder vom Volk oder von Ihnen,
von den Parlamentariern. Ich habe Angst vor einer Macht-
zusammenballung von Terroristen, wenn die Rechts-
schutzkräfte des Staates, der Kantone oder des Bundes
nicht in der Lage sind, diesen entgegenzutreten. Beispiele
haben wir in den Nachbarländern in dieser Hinsicht ge-
nug, und ich muss gestehen, die Vorbehalte, vorab die, die
Kollege Weber gemacht hat, haben mich befremdet. Ich
war nicht überrascht über die Ausführungen von Kollege
Vincent. Wir dürfen nicht nur das Negative von anderen
Regierungsformen, Staaten und Nachbarländern sehen
und indirekt auf uns anwenden, wenn es gegen unseren
Staat geht, sondern das Positive, das wir wollen, und un-
sere eigene Verantwortung, diesen Uebergriffen entgegen-
zutreten.
Wir wollen nicht eine Superpolizei, sondern wir wollen
eine Polizei, deren Organe, deren Mitglieder und deren
Führungskräfte geschult und in ihrer Tätigkeit aufeinander
abgestimmt sind und die, wenn es nottut, in der Lage sind,
ihrer Aufgabe gerecht zu werden: Sie haben den Schutz
des Bürgers und den Schutz der Verfassung von Bund,
Kantonen und Gemeinden zu garantieren. Das ist die Ziel-
setzung, die wir anstreben müssen. Ich glaube, der Herr
Bundespräsident wird nachher noch auf einige Rechtsfra-
gen zurückkommen, und Herr Kollege Zbinden wird mich
noch in bezug auf den Nichteintretensantrag ergänzen. Ich
ersuche Sie namens der Kommissionsmehrheit, auf die
Vorlage einzutreten und ihr zuzustimmen.

Präsident Bussey übernimmt wieder den Vorsitz
M. Bussey, président, reprend la présidence

M. Zbinden, rapporteur: Je me limiterai à trois remarques.
La première au sujet de celle de M. Weber qui a représen-
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té le groupe socialiste, puis de celle de M. Gerwig. Ces in-
terventions sont contraires aux propositions de deux mem-
bres du même groupe, MM..Schnyder et Muheim; ces deux
derniers, qui assument des responsabilités gouverne-
mentales vis-à-vis de la population et des citoyens, sa-
vent de quoi il s'agit et où et dans quelle mesure se fait
sentir un besoin urgent de cette police de sécurité. J'ai
été étonné de l'ambiguïté de M. Weber et de son groupe.
Certes, nous sommes favorables à «Law and Order» puis-
que le contraire c'est la violation des droits et l'anarchie.
Cependant, je ne pense pas que les réserves qu'ils font
soient utiles puisqu'ils favorisent l'insécurité et l'ambi-
guïté; elles me semblent encourager plutôt ceux qui sont
prêts à la violence.
En outre, M. Weber a soulevé la question de la constitu-
tionnalité et je suis étonné que d'éminents juristes comme
MM. Weber et Gerwig mettent en cause la consti'tutionnali-
té. M. Muheim vous l'a expliqué très clairement; la base
constitutionnelle est claire, elle est même établie dans
les articles 2, 85 et 102 de la constitution. Si maintenir
l'ordre, la tranquillité et la paix à l'intérieur est une tâche
de la Confédération, celle-ci peut, cela me semble évident,
demander la collaboration des cantons. A ce sujet, je suis
convaincu qu'il n'y a aucun doute.
J'irai un peu plus dans les détails au sujet de la proposi-
tion de non-entrée en matière de MM. Gassmann, Cha-
vanne, Wyler et Grobet. Ils refusent toute forme de police
de sécurité de la Confédération. J'ai beaucoup de peine à
comprendre leur point de vue. Ils risquent de faire le jeu
de ceux qui veulent systématiquement troubler notre tran-
quilité et notre ordre public. Toute personne bien
intentionnée n'a rien à craindre de cette police de
sécurité qui n'interviendra qu'en cas de conflit sérieux,
qu'en cas de violation grave et systématique des droits et
des libertés de la population. En s'opposant à cet instru-
ment indispensable à la Confédération, en ces temps où
les actes de terrorisme sont à l'ordre du jour, on risque de
«bagatelliser», de faciliter, voire de cautionner des trou-
bles. Ce n'est certainement pas là la volonté de M. Gass-
mann et de ses collègues, mais ils n'éviteront pas qu'on le
leur reproche.
Il est également très étonnant que deux Genevois refusent
à la Confédération la mise sur pied d'une police de sécu-
rité qui doit protéger, entre autres, les missions diplomati-
ques, les organisations et les conférences internationales,
si fréquentes dans ce canton. Comment peuvent-ils refuser
à la Confédération une police indispensable pour prévenir
et pour combattre le terrorisme dirigé, par exemple, con-
tre l'aviation civile, en particulier sur l'aérodrome de Coin-
trin, alors qu'ils nous est réclamé des subventions pour ces
service de police à Genève. Sans vouloir noircir la si-
tuation, il faut constater qu'aujourd'hui plus que jamais, la
sécurité à l'intérieur du pays est devenue aussi une tâche
de la Confédération: refuser à celle-ci l'instrument pour la
garantir, c'est mettre en péril cette même sécurité et avec
elle nos droits fondamentaux et nos libertés qui nous sont
chers. M. Gassmann a parlé de la violence de l'Etat ou de
la violence légale. Où se trouve-t-elle? Nos libertés, la
liberté d'opposition et la liberté de démonstration sont
garanties, elles sont tout au plus menacées par la violence
et c'est ici que la police doit intervenir. La menace ne
vient pas de la police elle-même, mais bien plutôt des
semeurs de troubles, des terroristes et des criminels.
Nous constatons également que certains milieux déclarent
d'emblée vouloir demander le référendum contre cette loi.
Cela ne doit pas trop nous impressionner, surtout si nous
savons apprécier les intentions de ces milieux. Malgré
cette opposition, nous pouvons, avec calme et sérénité,
rechercher la meilleure des solutions.
Je ferai une dernière remarque au sujet de l'intervention
de M. Vincent. Je pense qu'il est inutile de lui rappeler
que nous jouissons encore dans notre pays de cette liber-
té qu'il réclame. Nous avons même cette liberté de dé-
monstration. Or c'est justement pour sauvegarder ces li-

bertés-là que nous avons besoin de confier à la Confédé-
ration les moyens nécessaires à cette protection. Si M.
Vincent nous soupçonne d'introduire une police politique,
je pense que c'est tout simplement une calomnie vis-à-vis
des autorités et une calomnie vis-à-vis des policiers qui
devront exécuter cette tâche. Nous vous proposons donc
d'entrer en matière.

Bundespräsident Furgler: Ich bedanke mich beim Herrn
Kommissionspräsidenten, beim welschen Berichterstatter
und bei vielen Vorrednern für die positive Wertung dieser
Vorlage.
Wir alle wissen - wir hörten es nicht nur, sondern wir wis-
sen es -, dass uns die Zeichen der Zeit im Bundesrat zu
einer Lagebeurteilung gezwungen haben, die in diese Bot-
schaft ausmünden musste. Sie kennen die Terrorland-
schaft Europa und Welt. Die Zeit reicht nicht, um die Ter-
rorakte, welche die Schweiz betreffen, detailliert in Erinne-
rung zu rufen. Es ist auch nicht nötig, weil alle Damen und
Herren in diesem Saal diese kennen. Ich erwähne nur
stichwortartig: Anschlag auf eine Maschine der El AI in
Kioten 1969; Absturz einer Coronado in Würenlingen 1970;
Zerqa 1970; Bändlistrasse Zürich 1972; Anarchistenfall
1975; alles, was mit dem Prozess um Petra Krause zusam-
menhängt, die nicht etwa der Gerechtigkeit entzogen wor-
den ist, sondern sich entgegen der ersten Absicht eines
Richters - das zur Korrektur der Meinung von Herrn Soldi-
ni - in einem geordneten zwischenstaatlichen Ausliefe-
rungsverfahren auf Zeit in Italien befindet; dafür trägt die
italienische Regierung die volle Verantwortung, und Innen-
minister Cossida hat denn auch die volle Verpflichtung
übernommen, sie für den Prozess hieher zurückbringen zu
lassen. Ich erinnere im weiteren an DLZ Winterthur 1975
mit Sprengstoffanschlag auf ein Mitglied der Regierung
des Standes Zürich; Entebbe 1976 mit Erpressungsversuch
gegenüber unserer Regierung betreffend Petra Krause,
was - wiederum im Gegensatz zur Meinung von Herrn Soldi-
ni - vom Bundesrat abgelehnt wurde; Porcari-lberia 1977,
Flugzeugentführung mit Geiselnahme, gelöst in Zürich,
durch Polizeieinsatz einwandfrei durchgeführt in engster
Zusammenarbeit mit dem Krisenstab in Bern. Das sind
ganz wenige Stichworte, die aber - ich wiederhole es -
die Terrorlandschaft Schweiz, eingemitte't in die Terror-
landschaft Europa, unter Beweis stellen.
Einzelne Sprecher haben darauf hingewiesen - und ich
begreife Herrn Waldvogel, dass Sie das ganz besonders
bedrückt hat -, dass im Zusammenhang mit dem Buback-
Mord die Spurbreite aus Singen eindeutig in die Schweiz
führen solle. Gleiches wissen wir in bezug auf den Fall
Folkerts; und aus den Zusammenhängen mit Waffendieb-
stählen wissen wir, dass nicht nur unsere Waffengesetzge-
bung geändert werden muss, sondern dass Waffen, die bei
uns gekauft oder gestohlen wurden, dazu verwendet wur-
den, andere Menschen zu töten. Das kann uns als Regie-
rung, das kann Sie als Parlament nicht gleichgültig lassen.
Innenpolitisch gesehen haben wir, seit es diesen Bundes-
staat gibt, erkannt, dass Ruhe und Ordnung Voraussetzung
sind, um unsere Freiheit zu leben und dass Menschen, die
ihr eigenes Recht entfalten wollen, das Recht des Mitmen-
schen zu respektieren haben. Niemand vermochte - und
wird es vermögen -, einen Fall zu nennen, in dem ein
Mensch bei uns polizeilich bedroht werden kann, sofern er
nicht Rechte verletzt. Sollte das trotzdem je ein Polizist
tun, " so passiert das, was Polizeidirektor Schnyder hier
sagte: der Betreffende würde, weil er gefehlt hat, zur Re-
chenschaft gezogen. Machen wir doch den Mitbürgern in
diesem Staat mit Blick auf Artikel 16 BV nicht etwas vor,
das weder der Verfassungsnorm noch der Verfassungs-
wirklichkeit entspricht; ich komme später noch einmal dar-
auf zurück. Aber wenn Sie diese Verfassungsnorm in aller
Ruhe auf sich wirken lassen, dann wird nicht einmal der
diffuseste Jurist - und solche sollte es wenig geben - dar-
aus etwas anderes herauslesen können als das, was die
Verfassungsgeber mit diesem Artikel wollten. Sie sagten
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nämlich, dass «bei gestörter Ordnung im Innern, oder
wenn von einem anderen Kanton Gefahr droht, die Regie-
rung des bedrohten Kanlons dem Bundesrat » - und hier
schon die zwingende Querverbindung - «sogleich Kennt-
nis zu geben hat, damit dieser innert den Schranken sei-
ner Kompetenz die erforderlichen Massregeln treffen oder
die Bundesversammlung einberufen kann. In dringenden
Fällen» - Sie wissen es - «ist die betreffende Regierung
befugt, unter sofortiger Anzeige an den Bundesrat, andere
Kantone zur Hilfe zu mahnen, und die gemahnten Stände
sind zur Hilfeleistung verpflichtet.» «Wenn die Kantonsre-
gierung ausserstande ist, Hilfe anzusprechen, so kann,
und wenn die Sicherheit der Schweiz gefährdet wird, so
soll die kompetente Bundesbehörde von sich aus ein-
schreiten.» Das bedeutet nichts anderes, als dass schon
unsere Väter, die nicht in der Industriegesellschaft
Schweiz 1977 lebten, zu einer Zeit, als es noch ruhiger zu
und her ging, spürten, dass Unruheherde in irgendeinem
der Gliedstaaten den Gesamtstaat Schweiz krank machen
konnten. Ruhe und Ordnung, nicht im Nachtwächtersinn,
sondern als Rahmenbedingung verstanden, um unsere
Freiheit leben zu können, lassen wir uns nicht nehmen!
Das ist der Sinn des Verfassungsauftrags. Und nun muss-
ten wir innenpolitisch feststellen, dass in den jüngsten
Jahren einzelne, sogar grosse oder doch mittlere Kantone
mit gewissen Gefahren nicht mehr selbst fertig geworden
sind. In der letzten Osterzeit v/urde ich nach Bern zurück-
gerufen, weil - ich muss es Herrn Gassmann in aller Lie-
benswürdigkeit sagen - in Moutier eine akute Gefahr be-
stand, eine Gefahr, die auch bei nochmaliger sorgfältiger
Ueberprüfung aller tatbeständlichen Unterlagen die Regie-
rung des Standes Bern zwingend zu einer Art Hilfegesuch
an die Mits'tände durch den Bundesrat führen musste, um
mögliches Blutvergiessen zu vermeiden. Gott sei Dank kam
es damals nicht zum Blutvergiessen, und erfreulicherweise
haben die Mitstände ihre Solidaritätsverpflichtung im Sin-
ne von Artikel 16 BV erfüllt. Ich glaube, wir alle in diesem
Saale sind der Meinung - ich habe alle Sprecher so ver-
standen, ganz wenige Gegner, mit denen ich mich noch
kurz befassen werde, seien ausgenommen -, dass für uns
Schweizer ein Verfassungsartikel, der in die Verfassungs-
wirklichkeit übergeführt wird, kein Problem ist. Und im
anderen Fall, in Gösgen? Es ging und geht nie darum,
Kraftwerkgegner gleichsam zu kriminalisieren. Ich möchte
hier Frau Morf - ich danke für ihre Frage - mit Nachdruck
beruhigen: Weder der Bundesrat noch eine Kantonsregie-
rung denken je daran. Ich erinnere an Regierungsrat
Wyss, der ja Ihrer Partei angehört, wie er sich mit dem
Megaphon an den Tatort hinfahren liess, um die Mitbürger
aufzufordern, die besetzten Stellen - Stellen, die in rechts-
widriger Weise besetzt worden waren - zu räumen; wie-
derholt richtete er die dringliche Bitte an die Besetzer,
sie möchten nun bitte gehen, damit kein Polizeieinsatz
erfolgen müsse. Und wie dann später, nachdem die Beset-
zer nicht gingen, der gleiche Polizeidirektor sagte, die
Verbindungswege müssten nunmehr freigelegt werden,
da hat sicher nicht die Polizei - ich sage das auf den Ein-
satz bezogen; Einzelheiten bleiben zu untersuchen, wie
das schon Herr Schnyder gesagt hat - rechtswidrig gehan-
delt, sondern diejenigen unserer Mitbürger, die trotz mehr-
fachem Appel von der rechtswidrigen Handlung nicht ab-
gelassen haben.
Wir kommen nicht darum herum, Ursachen und Wirkungen
in eine sinnvolle Beziehung zu setzen, aber ich benütze
die Gelegenheit gerne, um Ihnen, verehrte Frau Morf, Ihre
Frage zu beantworten: niemals ist geplant, Menschen, die
in irgendeiner Weise Opposition machen wollen und sich
rechtmässiger Mittel bedienen, mit Hilfe einer solchen Po-
lizei nahezutreten bzw. diese - wie Sie sagten - zusam-
menzuknüppeln. Das wird nicht geschehen.
Stichwort Streikrecht: Ich bin ausserordentlich dankbar,
dass Sie das erwähnt haben, ich sagte schon bei anderer
Gelegenheit - ich beziehe mich dabei nicht auf Sie, son-
dern auf Leute, die das jetzt pamphletartig weitergeben -,

dass solche Behauptungen und Vermutungen, wie sie
bisweilen zu hören sind, eine üble Unterstellung darstel-
len, gegen die sich der Bundesrat mit Nachdruck zur Wehr
setzt. Diese Polizei wird nie in einer Streiksituation Arbei-
ter - ich verwende noch einmal Ihr Verb - zusammen-
knüppeln, nie zur Lösung von Sozialkonflikten eingesetzt
werden. Sie kennen die Praxis, wie sie bei uns besteht.
Für solche Konflikte wird diese Polizei nicht geschaffen.
Zu Ihre dritten Frage, Frau Morf: Sie sprechen vom Infor-
mationssystem, von der zentralen Datenbank. Das ist die
sogenannte KIS, das kriminalpolizeiliche Informationssy-
stem. Wir können in der heutigen Industriegesellschaft oh-
ne engstes Verbundsystem unter den Polizeien der ver-
schiedenen Rechtsstaaten gar keine Fahndung mehr be-
treiben. Die entsprechenden Feststellungen und Aufnah-
men müssen ze tverzugslos weitergehen. Folkerts hätte,
wenn das zwischen dem Bundeskriminalamt in Wiesbaden
und der holländischen Polizei nicht gespielt hätte, in Hol-
land nie gefasst werden können. Bei uns geschieht das
gleiche, alles im Dienst der Verbrechensbekämpfung, und
niemals gegen Menschen, die sich nichts zuschulden kom-
men Hessen oder in Opposition zu irgendeinem Bericht
oder einer Vorlage des Bundesrates oder sonst irgendei-
ner Instanz stehen. Das ist völlig undenkbar in unserer
Demokratie. Ich kann Sie also auch diesbezüglich beruhi-
gen. Wenn wir diese Informationssysteme nicht brauchten,
wenn wir diese Informatik nicht einführten, wären wir nicht
in der Lage, Menschen, die Sie und ich schützen wollen,
zu schützen, weil eben die Verbrecher ihrerseits sich der
modernsten Mittel unserer heutigen Technik bedienen. -
So viel zu Ihren drei Fragen, gleichsam als Vorbemerkung.
Eine zweite Vorbemerkung: Es gibt Gegner und Gegner.
Ich mache wesentliche Unterschiede. Mit einer gewissen
Freude - ich möchte gar nicht polemisch werden - habe
ich das, was Herr Vincent mit «crédit à notre peuple» um-
schrieben hat, aufgenommen. Wir bringen unserem Volk
diesen Kredit entgegen, und wir wissen auch, dass dieses
unser Volk seinen Gemeinde-, Kantons- und Bundesbehör-
den den gleichen Kredit entgegenbringt, so, wie wir
Schweizer sind: ruhig und gelegentlich auch in Abstim-
mungen mit Nein reagierend, wenn uns etwas nicht gefällt.
Von unserer Seite aus zerstören wir mit dieser Vorlage
den erwähnten Kredit, dieses Vertrauensverhältnis, in kei-
ner Weise. Aber wenn Sie fortfahren und erwähnen «l'inu-
tilité totale de la répression», dann muss ich Ihnen sagen:
Unser Staat wird heute und morgen massvoll, aber ener-
gisch Rechtswidrigkeiten ahnden. Bei uns aber können Sie
- kann ich - ganz ruhig schlafen. Es wird Sie nie ein Poli-
zist, ohne dass Sie etwas getan haben, des nachts aus
dem Bette klopfen. Das ist nicht in allen Staaten, in denen
auch Polizeiprobleme bestehen und vielleicht eine dringli-
che Meldung an die Regierung erwünscht wäre, mit Ihrem
Satz «L'inutilité totale de la répression» der Fall. Ich erlau-
be mir, Reiner Kunze zu zitieren:

Retuschierbar is't
alles
Nur
das negativ nicht
in uns

Und:
Das Ende de;' Fabeln

Es war einmal ein fuchs ...
beginnt der hahn
eine fabel zu dichten

Da merkt er
so geht's nicht
denn hört der fuchs die fabel
wird er ihn holen

Es war einmal ein bauer...
beginnt der hahn
eine fabel zu dichten
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Da merkt er
so geht's nicht
denn hört der bauer die fabel
wird er ihn schlachten

Es war einmal...

Schau hin schau her
Nun gibt's keine fabeln mehr

Sie können als Bezugsperson einsetzen, wen Sie wollen.
Oder Sie können im gleichen Bändchen («Sensible Wege»)
lesen:

Ausgesperrt aus büchern
ausgesperrt aus Zeitungen
ausgesperrt aus sälen

eingesperrt in dieses land
das ich wieder und wieder wählen würde

hoffe ich
mit deinem grün

Ich hoffe
mit jedem axthieb geführt
bei strafe des verdurstens

Und ich denke an Männer und Frauen, die tatsächlich Pro-
bleme mit ihrer Polizei hatten: Maximov, Amalrik, Sik, Peli-
kan, Biermann, Jen'tzsch, Kunoth, Wolf, Kirsch.
Ich begreife Herrn Chavanne nicht ganz, dass auch er
diese Polizei nicht will; aber ich nehme das eher mit einer
gewissen Beruhigung zur Kenntnis. Ob sein Partner in der
Regierung, Herr Fontanet, ob dieser Stellungnahme be-
glückt ist, lasse ich offen. Denn auf meinem Pult liegt ein
Kreditgesuch für 1,3 Millionen Franken, das die Regierung
des löblichen Standes Genf gerne vom Bund einlösen wür-
de mit der Begründung, die Bundespolizei und die kanto-
nale Polizei hätten doch ein so enges Verbundsystem,
dass sich der Einsatz der Genfer Polizei nur unter dem
Aspekt der Erfüllung von Bundesaufgaben rechtfertigen
lasse. (Heiterkeit)
Ich nehme mit Befriedigung zur Kenntnis, dass Herr Cha-
vanne sein Votum mittlerweile revoziert hat und mit sei-
nem Polizeiminister übereinstimmt; damit wäre auch die-
ser Gegner zum Freund der Vorlage bekehrt worden. (Hei-
terkeit)
Nun stellen wir einfach fest, dass wir etwas tun müssen,
weil der Tatbestand Massnahmen von uns verlangt. Ich
sprach vom Terror, Sie stimmten zu. Ich sprach von der
innenpolitischen Situation, vom Schulz der Bundeshäuser
und der Bundesbehörden. Hier darf ich gegenüber Herrn
Gerwig eine erste Korrektur anbringen. Ich habe im ver-
gangenen Jahr in Wien mit Herrn Kreisky gesprochen; er
schilderte mir seine Pläne für den Schutz des geplanten
UNO-Zentrums, das ihm ja die gleichen völkerrechtlichen
Verpflichtungen auferlegen wird, wie wir sie in Genf und in
Bern für den Schutz der Botschaften, für den Schutz der
verschiedenen GebäulichkeKen haben. Die von Ihnen er-
wähnte Zahl 30 würde jener Zahl, die er mir nannte, die
ich aber selbstverständlich nicht weitergebe, keinesfalls
entsprechen. Damit wäre auch das korrigiert.
Mit Bezug auf die Schutzmassnahmen in der Aussenpolitik
herrscht in diesem Saale, so glaube ich, Einmütigkeit. Wir
haben die Verpflichtung, das Leben von Menschen, die bei
uns völkerrechtliche Missionen erfüllen, zu schützen; das
ist das Minimum. Gleiches haben wir in Genf zu tun, wobei
Sie wissen müssen, dass in Genf mehr internationale Kon-
ferenzen stattfinden als am Sitz der UNO. Ich bedanke
mich bei dieser Gelegenheit bei allen Polizisten, die ihre
Aufgaben gut, zuverlässig, ruhig und sicher erfüllen und
dabei recht hohe Risikoquoten in Kauf nehmen. Das gilt
für jeden Polizeieinsatz. Ich hatte vor zwei Tagen eine
Gruppe von Polizisten bei mir, darunter auch solche aus
Biel, wo ein Polizist lahmgeschossen sein weiteres Leben
zu verbringen hat. Andere haben nur noch Hinterlassene,
weil sie für sinnvoll verstandene Ruhe und Ordnung, den
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anderen ihre Freiheit erhaltend, sich selbst opferten. Das
sei nicht vergessen. Von selten dieser Menschen droht
unserer Freiheit keine Gefahr, wohl aber von selten derer,
die diesen Menschen nach dem Leben trachten.

Ich habe volles Verständnis für die Sorge, die Sie mit
Blick auf den von mir eingangs erwähnten Artikel 16 unse-
rer Verfassung (Handhabung von Ruhe und Ordnung im
Inneren) bewegt. Ich sprach über die Verfassungslage und
über die Verfassungswirklichkeit, und ich bedanke mich
bei Herrn Muheim, dass er sehr deutlich werden liess, wie
Artikel 85 der Verfassung Ihnen als Parlament und Artikel
102 uns als Bundesrät die verbindliche Verpflichtung über-
trägt, die innere Sicherheit dieses Staates zu gewährlei-
sten. Gemeint ist das Funktionieren der eidgenössischen
Demokratie, gemeint ist der Schutz jedes einzelnen Men-
schen. Da nun haben wir - ich darf Herrn Gerwig antwor-
ten - ein Missverständnis zu beheben. Sie müssen den
Artikel 16 einmal in aller Ruhe analysieren. Ich fasse mich
ganz knapp: Reichen in einem konkreten Fall die Mittel
eines Kantons nicht aus, um die öffentliche Sicherheit
aufrechtzuerhalten, so stehen ihm nach Artikel 16 BV zwei
Wege offen: Entweder kann er als bedrohter Kanton die
Hilfe des Bundes erwarten, sei es, dass er ausdrücklich
darum ersucht, sei es, dass der Bund von sich aus ein-
schreitet; diese verfassungsrechtliche Kompetenz hat der
Bund - und das ist die letzte Antwort, die ich Frau Morf
noch geben muss: Was Sie in der ominösen Litera f des
Gesetzentwurfs finden und was Ihnen Sorge bereitet, ist
nichts anderes als die gesetzliche Wiedergabe dieser Ver-
fassungsnorm, die verbindlich für alle, für Sie und für
mich, in unserem Recht enthalten ist. Oder die andere
Möglichkeit: Der bedrohte Kanton mahnt - das gilt nur in
dringenden Fällen - andere Kantonen zur Hilfe, eine Hilfe,
die gemäss Artikel 16 Absatz 1 BV unter diesen Umstän-
den geleistet werden muss. In diesem Zusammenhang
ging es mir gleich wie den beiden verehrten Kommissions-
sprechern: Fast zum ersten Mal, seit ich das Vergnügen
habe, mit Herrn Weber staatspolitische und staatsrechtli-
che Dialoge zu führen, habe ich ihn auch nicht begriffen.

Er hat alles in Zweifel gezogen und am Schluss den Zwei-
fel nicht zu beheben vermocht, was mich etwas befremdet
hat; denn diese beiden Möglichkeiten, die der Artikel 16
BV aufzeigt, sind klar und eindeutig. Das ist keine Ver-
flechtung im negativen Sinn, sondern eine gewollte Part-
nerschaft zwischen Bund und Kantonen, wie Herr Bonnard
sie geschildert hat. Wir kommen nicht darum herum, wenn
wir den staatsrechtlichen Aufbau dieses Staates - Ge-
meinde/Kanton/Bund - ernst nehmen. Hier muss ich noch
etwas nachholen, weil ich eine Antwort schuldig bin: Die
Hilfeleistung anderer Kantone im Rahmen des Artikels 16
BV ist, wie ich schon andeutete, auf den dringlichen Fall
beschränkt. Sie ist eine spezifische Sofortmassnahme, ja
sogar eine provisorische Aushilfe, die nur zum Zuge kom-
men kann, wenn und solange der Bund einzuschreiten
nicht in der Lage ist. Diesen Satz formulierte Professor
Kurt Eichenberger, als er in Zusammenhang mit Kaise-
augst von den Kantonen zur Prüfung des Problems einge-
laden wurde. Aus dem Gutachten, das er danach abgab,
zitiere ich folgenden Satz: «Ist der eine Kanton nicht oder
nicht mehr fähig, die öffentliche Sicherheit auf seinem
Territorium aufrechtzuerhalten, so tritt nach dem Willen
c!er Bundesverfassung sofort, umfassend und exklusiv der
Bund auf den Plan.» Wir haben all diese Fragen zusam-
men gründlich überlegt und dieses Baukastensystem ge-
schaffen, das ja nichts anderes besagt als: Wir sind eine
Einheit; wir haben polizeilich starke und polizeilich schwa-
che Kantone; Delinquenten, Terroristen oder Unruhestifter
haben aber die Wahlfreiheit, wo sie tätig werden wollen.

Wenn wir ein kompaktes Abwehrsysftem Schweiz schaffen
wollen, können wir polizeilich schwache Kantone nicht
isoliert lassen, sondern müssen ihnen helfen. Mir scheint,
das sei ein ganz natürliches Verständnis unserer eidge-
nössischen Solidarität.
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Ich darf in diesem Zusammenhang Herrn Bommer antwor-
ten: Es ist selbstverständlich und braucht Ihnen nicht Sor-
ge zu machen: Dort, wo auch diese Polizeihilfe nicht aus-
reichen würde - nehmen Sie den aussergewöhnlichen Fall,
dass in zehn Kantonen gleichzeitig Unruhen ausbrächen -,
müssten wir - auch wieder nach der Verfassung - auf die
Armee zurückgreifen. In diesem Zusammenhang sind in
der Generalstabsabteilung ordnungsgemäss die Studien
über den Ordnungsdienst und das entsprechende Verord-
nungssystem weiter bearbeitet worden. Das spielt aber nur
für Fälle, in denen diese erweiterte Hilfsmöglichkeit, die
wir jetzt schaffen, nicht mehr ausreichen würde. Daraus
können Sie den Schluss ziehen: Während Sie heute viel
früher die Armee rufen müssen, müssten Sie das mit der
neuen Hilfsmöglichkeit viel, viel später tun. Und diesen
Anliegen haben Sie in diesem Saale doch schon mehrfach
Ausdruck gegeben!
Ich wende mich noch einmal an Herrn Chavanne und an
alle, die mit Flugplätzen zu tun haben. Sie erinnern sich,
dass wir zum Schutz des Konferenzortes Genf schon
mehrfach gezwungen waren, Militär aufzubieten. Ich kann
mir sehr wohl vorstellen, dass das in naher Zukunft wieder
geschehen müsste; denken Sie zum Beispiel an eine Gen-
fer Konferenz. Wenn Sie rund um die Uhr Wachtdienst,
Sicherheitsdienst zu leisten haben, dann brauchen Sie im
Minimum 1000 Mann, die, aufgeteilt auf 24 Stunden, prak-
tisch noch für einen kompaniestarken Einsatz genügen
würden. Daraus erkennen Sie, dass der Bundesrat die Si-
tuation sehr realistisch einschätzt.
Was Ihnen der Bundesrat vorschlägt, bedeutet nichts an-
deres, als Lücken im bestehenden Abwehrsystem zu
schliessen, als Mängel der geltenden Ordnung zu behe-
ben, bedeutet keine stehende Polizeitruppe, sondern eine
echt partnerschaftliche Lösung. Wir nehmen damit in Kauf,
vielleicht noch zu wenig Mittel zu haben. Und einmal mehr
erkläre ich: Wir kennen den Preis der Freiheit. Wir wollen
die Grundrechte nicht opfern; freiheitlicher Rechtsstaat
und umfassende Polizeigewall: schliessen sich aus. Aber
es ist unserer Einsicht und unserer gemeinsamen Klugheit
nicht verwehrt, die vorerwähnten Lücken in unserem Ab-
wehrdispositiv zu schliessen.
Auf die Leidensgeschichte der IMP verzichte ich; sie wur-
de bereits von anderen dargestellt. Ich kann nur wiederho-
len: Es handelt sich hier um eine föderalistische Bundes-
lösung, welche die Polizeihoheit der Kantone respektiert
und in sinnvoller Weise das, was die Kantone allein zu
leisten nicht in der Lage sind, durch den Bund leisten hilft.
Nicht umsonst sind alle Kantonsregierungen voll und ganz
mit dem Bundesrat einig. Es liegt mir daran, den konstruk-
tiv fechtenden Gegnern in diesem Saale gezeigt zu haben,
dass wir in keiner Art und Weise die Freiheitsrechte unse-
rer Bürger opfern wollen. Ganz im Gegenteil: Schützen
wollen wir sie, und das ist in einer Demokratie, wie wir sie
leben, Pflicht der Regierung, Pflicht aber auch des Parla-
ments.
Ich komme zum Schluss. In dieser knappen halben Stunde
konnte ich Ihnen nicht alles sagen, was mir an und für
Sich am Herzen liegt, wenn ich die Gefahren, denen dieser
Staat und die Menschen, die in ihm leben, ausgesetzt sind,
mit Ihnen erörtern darf. Aber ich glaube, aufgrund dieser
knapp gefassten Sach- und Rechtsanalyse kommen Sie
mit mir zum Schluss, dass wir handeln müssen. Wenn wir
das Problem nicht in Angriff nehmen, passiert uns das
gleiche, was Ihnen passiert, wenn Sie im Winter zu lange
zuwarten, bis Sie mit dem Wegräumen des Schnees begin-
ren: Die Kraft des einzelnen reicht nicht mehr aus. Wir
wollen uns das in diesem Staat ersparen und rechtzeitig
zum Handeln übergehen.
Der Bund steht unter einem eigenartigen Zwang. Die einzi-
gen verfügbaren Instrumente sind - erstens - die ordentli-
chen der Rechtsetzung, Verwaltung, Justiz und Regierung,
die beinahe alle gänzlich verbal bleiben, und - zweitens -
die Armee, die zur Gewaltanwendung imstande wäre. Er-
lauben Sie mir, hier mit einem Zitat Ihres Basler Staats-

rechtslehrers Eichenberger zu schliessen: «Einig ist man
sich, dass die Armee in der Regel für die Störungen der
ötfentlichen Sicherheit nicht das geeignete Instrument dar-
stellt. Dem Bund aber wird man mit Fug nicht zumuten
wollen, entweder mit wirkungslosen, weil bloss verbalen,
oder mit unverhältnismässigen, weil nicht auf die Aufgabe
zugeschnittenen, Kräften die Aktionen durchführen zu
müssen. Es wäre eine Pervertierung der Staatsordnung
und Gestaltung des Bundesstaates, wo Bund und Kantone
erst zusammen die volle Staatsgewalt aktualisieren, dem
Bund entgegenzuhalten, er müsse sich auf seine eigenen
(unzulänglichen) Mittel beschränken, obschon seine Glied-
staaten über die zureichenden Institutionen und Instru-
mente verfügten. Die Ratio des Bundesstaates als inte-
grierte Handlungs- und Wirkungseinheit erheischt, dass
dem Bund die Ressourcen des gesamten Landes zur Ver-
fugung stehen, wenn er sich zu Einsätzen von Machtmit-
teln veranlasst sieht.»
Ich ersuche Sie, dieser Vorlage zuzustimmen. Sie ist uner-
lässlich zum Schutz unserer Bürger. Der Bundesrat garan-
tiert Ihnen, dass die ihm zur Verfügung gestellten Mittel
nicht missbrauchl: werden.

Le président: Nous allons voter sur l'entrée en matière.
La minorité de la commission propose de ne pas entrer en
matière.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Mehrheit (Eintreten) 127 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit (Nichteintreten) 9 Stimmen

Detailberatung - Discussion par articles

Titel und Ingress, Art. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre et préambule, art. 1
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Berichtigte Anträge Weber-Arbon
Abs. 1 Bst. f
Bekämpfung von Terror im allgemeinen.

Abs. 2
Streichen

Art. 2
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Propositions rectifiées Weber-Arbon
Al. 1 let. 1
A combattre le terrorisme sous toutes ses formes.

Al. 2
Biffer

Abs. 1 Bst. a-e angenommen gemäss Antrag der Kommis-
sion
AI. 1 let. a-e adoptés selon la proposition de la commis-
sion

Abs. 1 Bst. f, Abs. 2-AI.1 let. f, al. 2

Weber-Arbon: Zunächst eine Vorbemerkung. Herr Bundes-
präsident Purgier hat mit der Brillanz, die wir ja immer in
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solchen Debatten von ihm erwarten (wir sind auch
heute nicht enttäuscht worden), den Standpunkt des Bun-
desrates umschrieben. In seinen Ausführungen war einmal
die Rede von gewissen diffusen Juristen. An anderer Stel-
le, gegen das Ende seiner Ausführungen, war die Rede
von den konstruktiv fechtenden Gegnern. Bei dieser Klas-
sierung hoffe ich, dass mich Herr Bundespräsident Purgier
doch zur zweiten Gruppe zählen möge.
An die Adresse meines geehrten Parteifreundes Schnyder:
Er hat in seinen Ausführungen von gewissen Linksintellek-
tuellen gesprochen in diesem Saale - ich weiss nicht, ob
ich ein solcher Quidam sei, den er gemeint hat, ich würde
mich etwas betroffen fühlen in dieser Artikulation, die er
hier verwendet hat.
Ich werde gleich, um die Debatte etwas abzukürzen, mei-
nen Antrag sowohl zu Litera f in Artikel 2 wie auch zu Ab-
satz 2 begründen; und ich bitte Sie, meinen berichtigten
Antrag zur Hand zu nehmen, der zwei Elemente enthält.
Einmal stelle ich Ihnen den Antrag, das, wofür dieses Ge-
setz eigentlich geschaffen werden soll, nämlich den Kampf
gegen den Terrorismus, im Aufgabenkatalog der Sicher-
heitspolizei des Bundes ausdrücklich aufzuführen. Ich ha-
be bereits in der Eintretensdeba'tte meinem Erstaunen dar-
über Ausdruck gegeben, dass der Kampf gegen den Ter-
ror wohl in der allgemeinen Motivation in Artikel 1 erwähnt
wird, lediglich in einem Nebensatz, dagegen nicht im Auf-
gabenkatalog. Ich habe sogar die Meinung, dass, wenn wir
diese Litera f nun allgemein umschreiben, es gesetzes-
technisch gar nicht notwendig wäre, das etwas unschöne
Wort «namentlich» am Anfang der Aufzählung zu verwen-
den, so dass darauf verzichtet werden könnte.
Ein Wort noch zum Verhältnis dieser neuen Litera f zu
Litera e, wo von der Bekämpfung von Anschlägen gegen
die Luftfahrt die Rede ist. Ich sehe in Litera e einen Son-
derfall von Litera f und bin der Meinung, dass bei Gut-
heissung meines Antrages in der Phase der Differenzenbe-
reinigung eigentlich auf diese Litera e verzichtet werden
könnte.

Und nun die zweite Komponente meines Antrages. Sie
geht dahin, den Hinweis auf Artikel 16 BV zu streichen,
lieber die Tragweite dieser Bestimmung haben wir uns ja
bereits in der Eintretensdebatte einlässlich unterhalten.
Ich erinnere einfach nochmals an Gösgen, den jüngsten
Fall dieser eidgenössischen Intervention. Ich erinnere Sie
auch daran, dass ich absichtlich im Hinblick auf diese
heutige Auseinandersetzung vom Bundesrat in einer Inter-
pellation Auskunft verlangt habe über die Erfahrungen, die
er gemacht hat zu dieser Intervention. Sie haben diese
Interpellationsbeantwortung ebenfalls verteilt bekommen.
Ich zitiere aus Seite 3 Ziffer 4, auf eine Frage, wie er (der
Bundesrat) diesen Einsatz beurteilt hat. Da steht wörtlich:
«Dieser Einsatz war den Verhältnissen angemessen und
wirkungsvoll. Die Hilfeleistung der Kantone ist also positiv
zu bewerten. Gleichwohl muss darauf hingewiesen wer-
den, dass diese Art der Unterstützung Mängel aufweist.
Einmal ist sie unverbindlich im Ausmass und ungewiss in
bezug auf Beginn und Dauer; dazu kommt ein unter-
schiedlicher Ausbildungs- und Ausrüstungsstand; ausser-
dem wird es oft nicht möglich sein, das Problem der Füh-
rungsstruktur befriedigend zu lösen.» Ich bin nun wirklich
etwas verunsichert. Wenn ich diese Information in der In-
terpellationsantwort vergleiche mit dem, was man heute
da und dort über die Erfahrungen zu Gösgen gemacht hat,
bekommt man den Eindruck, dass hier der Bundesrat et-
was allzu schön gefärbt hat.
Zu der nun wichtigen staatspolitischen Frage: Kann, soll,
darf, muss wegen dieser unterschiedlichen Ausbildung,
Ausrüstung, der Ungewissheit des Einsatzes, wegen Pro-
blemen der Führungsstruktur eine derartige massive Aus-
dehnung der Polizeihoheitskompetenz des Bundes, ja des
Bundesrates, verantwortet, befürwortet, beschlossen wer-
den? Hier habe ich einfach Bedenken, nicht, weil ich etwa
die traditionelle militärische Intervention befürworten wür-
de; nicht, weil ich der heutigen Führung des Justiz- und

Polizeidepartementes und damit dem Bundesrat misstrau-
en würde; auch nicht, weil ich nicht Verständnis hätte für
eine bessere Koordination und Ausbildung und Ausrüstung
der verschiedenen Polizeikorps, sondern weil ich zu denen
gehöre, die auf das Phänomen Macht besonders sensibel
reagieren. Mein Freund, Herr Kollega Schutz als Kommis-
sionspräsident, wir treffen uns in dieser Angst vor dem
Phänomen Macht. Sie haben das Phänomen Macht des
Terrors unterstrichen. Voll und ganz einverstanden mit Ih-
nen, ich bin mit Ihnen der Auffassung, wir müssen hier
alles einsetzen, um diese Macht zu brechen oder nicht
aufkommen zu lassen. Es gibt das andere Phänomen
Macht, die Macht des Staates, und hier müssen wir davon
ausgehen, dass diese gesetzliche Lösung, die hier vorge-
schlagen wird, eine derartige Machtverschiebung, ein
Stück Polizeimacht zugunsten des Bundesrates konkreti-
siert. Ich sage zwar ja zu dieser Ausweitung in den beiden
Bereichen, die wir bereits beim Eintreten erörtert haben:
Schutzfunktion, völkerrechtliche Verpflichtungen, Bekämp-
fung des Terrors.
Noch etwas zu diesem Phänomen Macht im Staat: Wenn
wir einer neuen Ordnung, wie sie jetzt in Litera f vom Bun-
desrat vorgeschlagen wird, zustimmen, werde ich diese
Bedenken nicht los, es könnte sich auf dem Gebiete der
eidgenössischen Intervention nach Artikel 16 eine neue
Praxis entwickeln, dass leichter und rascher als bisher der
Bundesrat bereit ist, einem Hilfegesuch, das vielleicht
auch rascher und leichter als bisher von einer kantonalen
Regierung gestellt wird, zu entsprechen. Man kann es
auch mit einem anderen Bild zum Ausdruck bringen: Sitzt
damit nicht das Schwert etwas lockerer in der Scheide als
mit der bisherigen Rechtsordnung? Einer solchen eigenge-
setzlichen Entwicklung möchte ich nicht Vorschub leisten.
Also abschliessend zu diesem Artikel 2 grundsätzlich Ja,
auch Ja zur Verfassungskonformität dieser Bestimmung,
Ja zum Kampf gegen den Terror, Ja zur Möglichkeit der
Intervention nach Artikel 16 BV, aber nicht in der früheren
militärischen Form, sondern durch ein System der inter-
kantonalen Zusammenarbeit in Verbindung der Funktion,
die der Bundesrat übernommen hat im Fall Gösgen.

Und nun zu Absatz 2: Artikel 2 Absatz 2 dieses Gesetzent-
wurfes enthält einen Vorbehalt, nämlich den Einsatz der
Armee für den Ordnungsdienst. Ich bin mir durchaus dar-
über im klaren, dass mein Antrag auf Streichung dieses
Alineas 2 gerade diesen Vorbehalt nicht aus der Welt
schaffen wird, steht er doch nach wie vor in Artikel 102
Ziffer 11 unserer Verfassung, und der bleibt Verfassungs-
recht, aber wirklich nur in diesem Bereich, in welchem er
in der Verfassung umschrieben ist und nicht in der doch
etwas genereller gehaltenen Formulierung, welche diese
Bestimmung von Artikel 2 Absatz 2 aufweist. Man hätte
dann schon ganz präzis vorgehen und sagen müssen, dass
Artikel 102 Ziffer 11 als solcher vorbehalten bleibt.
Nicht wahr: Wir sind uns alle darüber einig - das ist auch
in der Eintretensdebatte klar und deutlich zum Ausdruck
gekommen -, dass die Armee von derartigen Einsätzen wo
immer möglich ferngehalten werden soll, wobei ich aller-
dings glaube, dass im Fall, den Herr Bundespräsident Furg-
ler in seinen Ausführungen erwähnt hat (Art. 16 Abs. 2),
d. h. wenn die Sicherheit der Schweiz gefährdet ist, wir
ohne diese Kompetenznorm von Artikel 102 Ziffer 11 nicht
mehr auskommen. Aber diese Notalarm-Klausel, wie ich
sie bezeichnen möchte, bleibt ja ohnehin bestehen. War-
um also, frage ich mich, im Gesetz nochmals wiederholen,
sogar etwas allgemeiner formuliert und betont, was doch
in der Verfassung selber steht?

Ich bitte Sie, eine Bestimmung wie diese aus dem Gesetz-
entwurf zu entfernen, vor allem aus diesen Ihnen jetzt
dargelegten psychologischen Gründen. Sie ist psychologi-
scher Ballast, nützt uns materiell, nichts, weil wir die ein-
schlägige, bereits wiederholt zitierte Verfassungsnorm oh-
ne weiteres beibehalten und unter Umständen anwenden
müssten. Ich bin mit allen, die sich hier geäussert haben,



Police de sécurité de la Confédération. Loi 1718 16 décembre 1977

einverstanden, dass ich nicht hoffe, eine derartige Kon-
stellation je erleben zu müssen.

Le président: Deux orateurs sont encore inscrits. Je vous
propose d'interrompre ici nos débats et de les reprendre
demain.

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes abgebrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 20 Uhr
La séance est levée à 20 heures

#ST# Vierzehnte Sitzung - Quatorzième séance

Freitag, 16. Dezember 1977, Vormittag

Vendredi 16 décembre 1977, matin

8.00 h

Vorsitz - Présidence: Herr Bussey

77.047
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Fortsetzung - Suite

Siehe Seite 1694 hiervor — Voir page 1694 cndevant

M. Baechtold: Je ferai quatre remarques à l'appui de la
proposition Weber-Arbon - suppression de l'article 2,
1er alinéa, lettre f, et article 2, 2e alinéa. Premièrement,
je n'arrive pas à comprendre comment on peut toucher à la
portée de l'article 16 de la constitution, sans modifier
cette constitution. Comment peut-on restreindre les com-
pétences des cantons pour le maintien de leur ordre
public, sans respecter ni les formes du concordat - ac-
ceptation formelle de chaque canton - ni celles d'une mo-
dification constitutionnelle? Il y a d'autres questions en-
core. «Conformément à l'article 16», signifie-t-il dans les
mêmes conditions et avec les mêmes garanties que l'arti-
cle 16 ou seulement dans les mêmes cas que ceux visés
par l'article 16? La différence est importante. Que fera-
t-on des gens arrêtés par la police de sécurité? L'article
341, lettre d, du code pénal qui leur garantit un jury dans
le cadre des assises fédérales s'appliquera-t-il et, dans
les autres cas d'intervention, le commandant de cette po-
lice, désigné par le Conseil fédéral, disposera-t-il d'un
pouvoir d'arrestation, de garde à vue, etc., vis-à-vis de ces
citoyens? L'Assemblée fédérale sera-t-elle convoquée
pour autoriser ou ratifier ces mesures juridiques? Le Con-
seil fédéral nomrnera-t-il un commissaire civil à côté de
forces de l'ordre, comme il l'a quasiment toujours fait
dans les interventions fondées sur l'article 16? Autant de
questions. Nous sommes dans l'insécurité à ce sujet. Je
vous assure que pour les citoyens ce ne sont pas des
questions de détail.
Deuxième remarque. D'une façon plus générale, l'interven-
tion de la police n'est-elle pas la solution la plus grossière
et la plus facile contre certaines réactions populaires,
certains problèmes sociaux. Il est plus difficile, bien sûr,
de rechercher la cause, donc le remède à tel mécontente-
ment du citoyen, que de recourir à une intervention poli-
cière. On touche au fondement de la démocratie dont
nous nous prétendons les champions. Il n'y a pas que le
droit d'initiative ou de référendum qui compte, il y a aussi
le droit de la libre manifestation d'une opinion politique.
Dans le domaine des centrales nucléaires, une interven-
tion de la police est d'autant plus délicate qu'elle agit né-
cessairement en sens unique. Je n'ai pas encore vu en
ettet une réunion massive de citoyens pour réclamer les
centrales nucléaires. Nos policiers n'interviendront pas
dans ces cas-là, avez-vous dit, hier, à Mme Morf, Monsieur
le Conseiller fédéral.
Je vous aime bien, Monsieur Furgler. Je vous ai observé
et entendu souvent au sujet d'événements concernant la
police. Cependant, derrière vos diverses démonstrations,
je n'ai pas senti une conception, une doctrine, une cons-
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einverstanden, dass ich nicht hoffe, eine derartige Kon-
stellation je erleben zu müssen.

Le président: Deux orateurs sont encore inscrits. Je vous
propose d'interrompre ici nos débats et de les reprendre
demain.

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes abgebrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 20 Uhr
La séance est levée à 20 heures

#ST# Vierzehnte Sitzung - Quatorzième séance

Freitag, 16. Dezember 1977, Vormittag

Vendredi 16 décembre 1977, matin

8.00 h

Vorsitz - Présidence: Herr Bussey

77.047

Sicherheitspolizei des Bundes. Bundesgesetz
Police de sécurité de la Confédération. Loi

Fortsetzung - Suite

Siehe Seite 1694 hiervor — Voir page 1694 cndevant

M. Baechtold: Je ferai quatre remarques à l'appui de la
proposition Weber-Arbon - suppression de l'article 2,
1er alinéa, lettre f, et article 2, 2e alinéa. Premièrement,
je n'arrive pas à comprendre comment on peut toucher à la
portée de l'article 16 de la constitution, sans modifier
cette constitution. Comment peut-on restreindre les com-
pétences des cantons pour le maintien de leur ordre
public, sans respecter ni les formes du concordat - ac-
ceptation formelle de chaque canton - ni celles d'une mo-
dification constitutionnelle? Il y a d'autres questions en-
core. «Conformément à l'article 16», signifie-t-il dans les
mêmes conditions et avec les mêmes garanties que l'arti-
cle 16 ou seulement dans les mêmes cas que ceux visés
par l'article 16? La différence est importante. Que fera-
t-on des gens arrêtés par la police de sécurité? L'article
341, lettre d, du code pénal qui leur garantit un jury dans
le cadre des assises fédérales s'appliquera-t-il et, dans
les autres cas d'intervention, le commandant de cette po-
lice, désigné par le Conseil fédéral, disposera-t-il d'un
pouvoir d'arrestation, de garde à vue, etc., vis-à-vis de ces
citoyens? L'Assemblée fédérale sera-t-elle convoquée
pour autoriser ou ratifier ces mesures juridiques? Le Con-
seil fédéral nomrnera-t-il un commissaire civil à côté de
forces de l'ordre, comme il l'a quasiment toujours fait
dans les interventions fondées sur l'article 16? Autant de
questions. Nous sommes dans l'insécurité à ce sujet. Je
vous assure que pour les citoyens ce ne sont pas des
questions de détail.
Deuxième remarque. D'une façon plus générale, l'interven-
tion de la police n'est-elle pas la solution la plus grossière
et la plus facile contre certaines réactions populaires,
certains problèmes sociaux. Il est plus difficile, bien sûr,
de rechercher la cause, donc le remède à tel mécontente-
ment du citoyen, que de recourir à une intervention poli-
cière. On touche au fondement de la démocratie dont
nous nous prétendons les champions. Il n'y a pas que le
droit d'initiative ou de référendum qui compte, il y a aussi
le droit de la libre manifestation d'une opinion politique.
Dans le domaine des centrales nucléaires, une interven-
tion de la police est d'autant plus délicate qu'elle agit né-
cessairement en sens unique. Je n'ai pas encore vu en
ettet une réunion massive de citoyens pour réclamer les
centrales nucléaires. Nos policiers n'interviendront pas
dans ces cas-là, avez-vous dit, hier, à Mme Morf, Monsieur
le Conseiller fédéral.
Je vous aime bien, Monsieur Furgler. Je vous ai observé
et entendu souvent au sujet d'événements concernant la
police. Cependant, derrière vos diverses démonstrations,
je n'ai pas senti une conception, une doctrine, une cons-
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truction réellement solide délimitant la liberté individuelle,
l! m'a semblé souvent que vous procédiez à des démons-
trations d'opportunité, d'ailleurs avec beaucoup d'élo-
quence. Ainsi vos assurances ne me rassurent pas. Elles
m'ont paru être en contradiction avec des interventions
policières passées que vous avez admises.
Troisième remarque. Le rapporteur de langue française
nous a dit hier que ce sont des contingents cantonaux et
non fédéraux qui interviendront sur la base de cet article.
Je connais la question, l'ayant posée ici au Conseil fédé-
ral. Formés à la fédérale, équipés à la fédérale, casqués
ou masqués à la manière fédérale, mélangés, regroupés
par l'autorité fédérale, commandés par un chef fédéral,
ces contingents, au moment où ils interviendraient - sur
l'ordre d'ailleurs du Conseil fédéral - n'auraient plus rien
de cantonal. Sinon il faudrait changer le titre de cette loi
et s'en remettre aux parlements cantonaux pour la voter.
Vous avez d'ailleurs admis, Monsieur le rapporteur de lan-
gue française, que les problèmes d'exécution de cet arti-
cle poseront des questions délicates!
La presse ne s'y est pas trompée. «Il faut craindre l'inter-
vention intempestive là où la police cantonale mieux infor-
mée des conditions locales et du climat psychologique
interviendrait avec plus de doigté, de souplesse.» (Feuille
d'Avis de Neuchâtel!)
Quatrième et dernière remarque. «L'intervention de l'ar-
mée pose des problèmes délicats et ne devrait être qu'ex-
ceptionnelle», a encore dit hier M. Zbinden. Mais toute
intervention sur la base de l'article 16 ne devrait être
qu'exceptionnelle! «Ainsi, dans les milieux peu suspects
de complaisance pour l'agitation politique, on constate une
certaine crainte. Une fois l'instrument disponible, la Con-
fédération ne sera-t-elle pas tentée maintenant d'en faire un
usage prompt?» Ce n'est pas moi qui parle, c'est M. Geor-
ges Perrin, dans la Feuille d'Avis de Neuchâtel. «Imagi-
nons qu'un canton s'estime à même de maîtriser des trou-
bles et que le Conseil fédéral ne le pense pas. N'ayant plus
à recourir à l'armée, pouvant utiliser rapidement une police
entraînée, le Conseil fédéral ne passera-t-il pas plus fa-
cilement outre aux réticences du canton concerné? Voilà
un point à tirer au clair!» Ce n'est toujours pas moi qui
parle, c'est le Journal de Genève! «Nous craignons que la
force de frappe d'une race policière fédérale galvaude le
rôle d'arbitre, de négociateur, de conciliateur du Conseil
fédéral! L'intervention d'un tel corps dans le Jura et à Kai-
seraugst n'aurait-elle pas privé le Conseil fédéral de son
rôle d'arbitre, de conciliateur?» (Tribune de Lausanne)
Le message dit qu'il faudra un corps de police de 200
hommes pour les mesures de protection imposées par le
droit international public et contre le terrorisme et 1000
hommes environ pour accomplir les tâches prévues à l'ar-
ticle 16 de la constitution. En supprimant cette lettre /,
vous ramènerez à un quart les dépenses envisagées.
Faites-le.- Ne vous étonnez pas que ce soit un député de
la trempe de notre camarade Weber qui vous le demande.
Car indépendamment des défauts indiqués, il eût été tout de
même fort de tabac que les socialistes, héritiers de ceux
qui, tout au long de leur histoire, ont subi l'intervention
des forces de l'ordre au cours de leurs revendications
sociales, soutiennent un tel article.

Hubacher: Der Antrag von Ratskollege Rolf Weber, die
Formulierung in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe f abzuän-
dern, reduziert sich eigentlich auf die Grundfrage, dass wir
von der sozialdemokratischen Fraktion vorbehaltlos Ja sa-
gen zur Bekämpfung des Terrorismus, dass wir aber keine
(auch nicht unter dem Motto «die Gelegenheit ist gün-
stig») Anti-Demonstrationspolizei wollen. Es ist der Sinn
des Antrages Weber, dass sich diese Sicherheitspolizei in
der Einsatzdoktrin auf die Bekämpfung des Terrors be-
schränken soll. Ich muss sagen, die Rede des Herrn Bun-
despräsidenten hat zu dieser wichtigen Frage keine Klä-
rung gebracht; es ist nicht deutlich zum Ausdruck gekom-
men, obschon Herr Rolf Weber im Grunde genommen die
ursprüngliche Position des Bundesrates vertritt, der diesen

Buchstaben f auch nicht in der Vorlage haben wollte. Es
waren dies bekanntlich die Kantone. Ich stelle also kon-
kret die Frage: Hätte es eine Sicherheitspolizei gegeben,
wäre sie beispielsweise in Kaiseraugst eingesetzt worden,
ja oder nein? Ich sage, sie wäre natürlich eingesetzt wor-
den, denn man hat ja damals weitaus gravierendere Ein-
sätze im Bundesrat diskutiert. Da ist der Punkt, wo wir uns
trennen. Der grosse CDU-Denker, Kurt Biedenkopf, hat
einmal gesagt: «Die zentrale Strategie des Angriffs gegen
die freiheitliche Ordnung besteht darin, Rechte und Frei-
heiten zu fordern und diese, sobald sie der Staat gewährt
hat, zu missbrauchen.» Wir meinen: Der Staat hat die Frei-
heitsrechte nicht zu gewähren, sondern er hat sie zu ge-
währleisten. Herr Bundespräsident, wir wären ausseror-
dentlich froh, wenn Sie unsere Befürchtungen zerstreuen
könnten, dass jetzt unter dem Motto «Terrorismus-Anti-
Terrorismus» eine Sicherheitspolizei Eingang findet, die im
Grunde genommen eine Anti-Demonstrationspolizei ist. Ich
bitte Sie, die rote Katze aus dem schwarzen Sack zu las-
sen und hier eine klare Sprache zu führen.

Darf ich an einem Beispiel erklären, was und wie ich es
meine? Ich erwähne - wie gesagt - den Fall Kaiseraugst.
Am Fernsehen haben wir Polizeieinsätze gegen Atomkraft-
werkgegner mitverfolgt. Der Name Brockdorf ist dafür ein
Stichwort; der Name Gösgen auch. Dank dem gütigen .
Schicksal ist es in Gösgen nicht zu einem grauenhaften
Blutvergiessen gekommen. Der Schnellzug raste unfallfrei
an den Demonstranten vorbei, die von der Polizei auf die
Geleise abgedrängt worden sind. Das haben Sie offenbar
bereits vergessen. Ueber Gösgen haben wir hier nie disku-
tiert, aber über Kaiseraugst. In Kaiseraugst besetzten De-
monstranten das Kraftwerksgelände. Für die einen von uns
- da können wir uns ja gegenseitig nicht belehren - war
das ein illegaler Gewaltakt, ein Rechtsbruch, und für die
anderen war es eine Demonstration des Rechts auf Wider-
stand. Aber ich meine, wir waren alle froh, dass es in Kai-
seraugst nicht zu Gewalttaten, sondern schlussendlich zu
einem Gespräch am Verhandlungstisch gekommen ist.
Verhandlungen gab es nur, weil der Kanton Aargau über
zu wenig Polizei verfügte, um gegen die Demonstranten
vorgehen zu können. Verhandlungen gab es nur, weil ver-
schiedene Kantone im Gegensatz zu Gösgen dem Kanton
Aargau nicht mit Polizeieinsatz zu Hilfe geeilt waren. Hät-
ten wir eine Sicherheitspolizei gehabt, dann wäre die
Chance der Verhandlungen überhaupt nicht wahrgenom-
men worden. Nun stellt sich doch die Frage im nachhin-
ein, wenn wir diesen Fall beurteilen: Geht denn eigentlich
die Ruhe und Ordnung über alles, hat sie Priorität, oder ist
es nicht eine gute eidgenössische Tradition, dass wir auch
bei Konfliktsituationen nicht sofort eine sicherheitspolizei-
liche Massnahme treffen, sondern das Gespräch suchen,
nach der historischen Begebenheit des Beispiels von der
Kappeier Milchsuppe trotz allem das Gespräch und eine
Lösung suchen, ohne Polizei. Hier möchten wir vom Herrn
Bundespräsidenten wissen: Weshalb hat denn der Bundes-
rat selber ursprünglich diesen Buchstaben f nicht in das
Gesetz aufnehmen wollen und wie beurteilt er diese konkre-
te Frage? Ich glaube nicht daran, dass bei Vorhandensein
einer Sicherheitspolizei ein Fall Kaiseraugst schlussend-
lich so friedlich verlaufen wäre, wie das trotz allen Aerger-
nissen, die viele von uns dabei empfunden haben, doch
noch möglich war. Durch eine Sicherheitspolizei, die ja
ausgerichtet ist auf Ruhe und Ordnung, würde sich dieses
Klima schlagartig ändern. Eine Sicherheitspolizei ist ja
nicht dafür vorgesehen, damit sie all das, was wir unter
dem Begriff «freie Demonstrationen und freies Demonstra-
tionsrecht» verstehen, bedenkenlos zulässt, wie das bis
jetzt in unserem Lande der Fall war. Sie hat zudem oder
mindestens die eigengesetzliche Neigung, Demonstratio-
nen als etwas Lästiges, als etwas Unbequemes, als etwas
Unwillkommenes zu betrachten. Das ist nach unserer Mei-
nung der gefährliche Punkt. Die Geschichte hat uns So-
zialdemokraten gelehrt, was es heisst, gegen Machtstruk-
turen aufzulaufen, und was es heisst, gegen Gewalt anzu-
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treten. Vertrauen in das eigene Volk ist für uns das kleine-
re Risiko als Vertrauen nur in Ordnungskräfte. Unser Bun-
desstaat weist eine grossartige liberale Tradition auf. Die-
se gilt es fortzusetzen, und ehemalige Liberale, die heute
eher von Ruhe und Ordnung reden, statt von Liberalität,
wie sie von ihren Vorfahren im Jahre 1848 durch diesen
Bundesstaat praktiziert worden ist, ehemalige Liberale nei-
gen heute eher zum Gegenteil. Wer wird denn in diesem
Lande gemassregelt? Unbequeme Lehrer. Auch Herr Bun-
desrat Gnägi hat das kürzlich in Liestal deutlich gesagt:
Wer nicht für das System ist, hat als Lehrer keine grosse
Daseinsberechtigung. Wer vermiest denn immer Ihren bür-
gerlichen Staat, Woche für Woche? Das sind Herrschaften
à la Trumpf Buur, Redressement national und andere Mei-
nungsmacherbüros; das Redressement national mi't einem
Präsidenten, der lieber Vermögen hortet als Steuern be-
zahlt, wenn der «Tages-Anzeiger» nicht ganz unrecht ge-
habt hat. Wer hat hier den Cincera-Schnüffler verdankt
und glorifiziert? Das sind Leute, die rasch bereit sind, von
Ruhe und Ordnung zu reden. Da können Sie sich aufre-
gen, wie Sie wollen: Dass wir Sozialdemokraten vor dieser
Entwicklung Angst haben, das ist begründet. Das ist be-
gründet, weil nämlich immer gegen links - in den letzten
20 Jahren - Stimmung gemacht worden ist und nicht ge-
gen Entwicklungen, wie ich sie angeführt habe. Es wird im-
mer eher der kritische Linke sofort als unbequem betrach-
tet. Wir stellen dem Herrn Bundespräsidenten die Frage:
Wie ist denn diesen Befürchtungen zu begegnen? Er hat
ja deutlich erklärt, das sei nicht vorgesehen. Aber wie
kann vermieden werden, dass wir nicht von der Einsatz-
coktrin in eine Situation hineinschlittern, wie sie Herr Kurt
Biedenkopf darstellt; der Staat habe die Freiheitsrechte zu
gewähren, gnädigst zu gewähren. Wir sind der Meinung, er
hat sie zu gewährleisten. Wir haben Angst - ich sage das
in aller Deutlichkeit, da können Sie darauf reagieren, wie
Sie wollen -, dass dieses Land in eine Entwicklung hinein-
schlittert, wo es nicht mehr möglich ist, unbequeme Fälle,
wie wir sie in Kaiseraugst erlebt haben, auf diese guteid-
genössische Art lösen zu können, wie das geschehen ist.
Diese beiden Partner reden nämlich heute noch miteinan-
der. Das Gespräch geht seit zwei Jahren weiter und wäre
nicht möglich gewesen, wenn in Kaiseraugst die Sicher-
heitspolizei aufmarschiert wäre. Uns ist diese Möglichkeit,
dass das Gespräch möglich bleibt, weitaus wichtiger als
eine momentane Herstellung von Ruhe und Ordnung. Das
ist unter Umständen eine äussere Ruhe und Ordnung mit
einer inneren Unruhe im Volke, mit der niemandem ge-
dient ist.
Herr Bundespräsident, ich bitte Sie, uns zu überzeugen,
dass diese Befürchtungen völlig unbegründet sind.

Hunzlker: Die Aufgabe, um die es bei Litera f geht, ist eine
Aufgabe, die seit 1848 in der Bundesverfassung verankert
ist, nämlich dass wir die öffentliche Ruhe und Ordnung
aufrechtzuerhalten haben, und es steht in Artikel 16, dass
es der Bund tun muss, wenn es kritisch wird, das ist
nichts Neues. Wenn man also gegen die Litera f antritt,
dann kann man das aus drei Gründen tun:
1. Einmal, weil man nicht will, dass der Bund im Extrem-
fall diese Aufgabe übernimmt. Wenn das die Argumenta-
tion ist, dann soll man ehrlich sein und offen und gegen
diese Bundesverfassungsbestimmung antreten. Dann muss
man auf dem Initiativweg diesen Artikel ändern.
2. Es gibt eine zweite Möglichkeit. Man kann gegen diese
Litera f sein, weil man die Meinung hat, man müsse das
polizeilich anders lösen, eben durch eine Bundespolizei.
Wir haben gestern gehört und sind überzeugt worden,
dass jener Weg falsch wäre, nicht nur aus föderalistischen
Gründen. Eine Bundespolizei nur wegen dieses Artikels 2
Absatz 1 Buchstaben a bis e des neuen Gesetzes ist nicht
nötig. Sie wäre nämlich auch unterbeschäftigt, weil wir
Gott sei Dank wenig oder noch wenig Terrorakte haben,
und weil wir auch nicht so häufige Besuche von ausländi-
schen Staatsoberhäuptern haben. Vielleicht ändert das,

wenn der Herr Bundespräsident allenfalls am nächsten
Montag sich für das Politische Departement entscheidet.
Dann kommen vielleicht mehr Staatsoberhäupter in unser
Land.
3. Der dritte Grund, warum man gegen Artikel 2 Absatz 1
Litera f sein kann, wäre ein sehr übler. Ich will ihn Herrn
Hubacher nicht unterschieben, aber man hätte es heraus-
hören können, das wäre nämlich der, dass man den Bund
bewusst nicht 'n die Lage versetzen will, diese Aufgabe zu
übernehmen, wenn sie einmal aktuell wird. Und was haben
wir, wenn wir keine derartige Baukastenpolizei haben,
Eiber eine schwierige Interventionssituation? Dann müssen
wir wählen: Polizei des entsprechenden Kantons - die ist
vielleicht zu schwach; andere Kantone können oder wollen
vielleicht nicht mitmachen - oder Militär. Und dann wird
man zu Recht sagen: Militär nein! Das ist nun wirklich die
ultima ratio. Und dann gibt es ein sehr weites Feld zwi-
schen einer einzelnen überforderten kantonalen Polizei,
die aus irgend welchen Gründen nicht verstärkt werden
kann durch andere Kantone, und dem Militäreinsatz. In
dieses weite Feld hinein, in diese Lücke, gehört diese Lite-
ra f. Damit machen wir nichts anderes als den Bund befä-
higen, das zu tun, was ihm seit 1949 in Artikel 16 der Bun-
desverfassung bereits als Aufgabe übertragen ist. Herr Hu-
bacher, wir wollen niemandem das Recht auf das Prote-
stieren und Demonstrieren nehmen. Demonstrieren ja,
aber demolieren nein. Deswegen müssen wir Litera f ste-
henlassen, Herr Weber. Und wenn wir das noch dazu wol-
len, was Sie vorschlagen, da bin ich einverstanden. Das
gäbe eine neue Litera g. Aber man soll nicht auf dem Um-
wege einer Umformulierung ein entscheidendes Stück die-
ses Artikels herausnehmen.

Schutz, Berichterstatter: Herrn Beachtold wie Herrn Huba-
cher kann ich eines sagen: Die Aufgabe und Zielsetzung
dieser Sicherheitspolizei kann und darf nie Selbstzweck
sein. Man kann den Fall Kaiseraugst darlegen wie man
will, aber ich kann Ihnen ein anderes Beispiel zählen: Es
war Ende März 1971, als der Bundesrat wider den Willen
der Bevölkerung des Misox und des Kantons Graubünden
verfügte, dass die Bellinzona-Mesocco-Bahn aufgehoben
werde. Die Misoxer hatten mir unverzüglich erklärt, sie
würden auf die Strasse gehen und den ganzen Verkehr
blockieren. Sie kennen das Temperament unserer Mitbür-
ger im Süden. Was blieb mir acht Tage vor Ostern ande-
res übrig als vom Bund unverzüglich 40 bis 50 Heerespoli-
zisten anzufordern, um den Ordnungsdienst im nördlichen
Kantonsteil durch die Heerespolizei ausführen zu lassen
und meine eigene Polizei im Süden für die Sicherheit und
die Ordnung einzusetzen? Wir mussten sämtliche Bauma-
schinen requirieren, denn wir hatten nicht genügend Mit-
tei. Als die ersten Barrikaden und Baumstämme fielen, war
die Blockierung innert einer halben Stunde zusammenge-
brochen und der Osterverkehr konnte gewährleistet wer-
den.
Wäre dies nicht möglich gewesen, dann kann ich Ihnen
sagen: Es wären Autos und Personen geschädigt worden.
Doch dank dem raschen Einsatz und der Konsequenz war
es möglich, die widerrechtliche Blockierung und die Ge-
fährdung von Personen aufzuheben. Wir haben nachher
die Angelegenheit im Gespräch mit Bevölkerung und den
Bundesbehörden weiterverfolgt.
Jeder Einsatz der Sicherheitspolizei muss zuerst nach al-
len Seiten abgewogen werden. Ein Einsatz darf nur im
äussersten Fall erfolgen, wenn Recht und Gesetz offen-
sichtlich verletzt oder wenn Menschen gefährdet sind.
Man kann und darf die Sicherheitspolizei nicht als Anti-
Demonstrationspolizei darstellen. Ich ersuche Sie daher,
die Litera f, die, wie es schon Herr Kollege Hunziker dar-
gelegt hat, eine Wiederholung des Artikels 16 der Bundes-
verfassung beinhaltet, gemäss Kommissionsantrag zu be-
schliessen und den Antrag Weber-Arbon abzulehnen.
Das gleiche gilt in bezug auf den Absatz 2. Auch hier wie-
derholen wir eine Bestimmung der Bundesverfassung,
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nämlich Artikel 102 Ziffer 11. Nur im äussersten Notfall soll
die Armee eingesetzt werden können. Wenn wir diese Be-
stimmung im Gesetz aufführen, so einzig und allein weil in
Artikel 2 grundsätzlich festgehalten wird, wie und in wel-
cher Form gemäss der Verfassung die Aufgaben des Ord-
nungsdienstes gelöst werden sollen.
Ich ersuche Sie somit, auch den Absatz 2 zu belassen und
die Streichungsanträge abzulehnen.

M. Zblnden, rapporteur: Nous allons nous déterminer sur
deux propositions de M. Weber, la première concerne l'ar-
ticle 2, 1er alinéa, lettre /, et la seconde l'article 2, 2e ali-
néa.
M. Weber voudrait éliminer de cette loi la possibilité de
faire intervenir conformément à l'article 16 de la constitu-
tion la police de sécurité pour le maintien de l'ordre pu-
blic, en le limitant au cas du terrorisme sous toutes ses
formes. La commission avait refusé, par 17 voix contre 3,
la proposition de M. Gassmann qui tendait vers le même
but. Si nous retirons à la police de sécurité son rôle de
maintien de l'ordre public, nous pensons que cette der-
nière perd certainement une bonne part de sa raison
d'être. Cet ordre public peut être gravement menacé et
troublé par toutes sortes de violence qui ne revêtent pas
nécessairement un caractère de terrorisme. L'article 16 de
la constitution oblige la Confédération à venir à l'aide d'un
canton mais il faut alors lui en donner les moyens. Si une
intervention s'avère nécessaire, c'est bel et bien cette po-
lice de sécurité qui devra assumer cette tâche.
Je le répète, l'ordre public n'est pas seulement menacé
par le terrorisme mais il peut l'être également par d'autres
formes de violence criminelles. En l'occurrence, nous es-
pérons tous que cette police spécialisée ne commettra ni
d'excès ni d'abus d'aucune sorte. M. Baechtold, notre esti-
mé collègue, parle de l'ordre public. Nous ne considérons
pas l'ordre public comme synonyme d'Etat policier. Nous
considérons l'ordre public comme une garantie de la paix
intérieure et du libre exercice de nos droits. Si M. Huba-
cher s'élève également contre cette lettre 1, il souligne,
avec raison, que les cantons semblent avoir demandé l'in-
troduction de cette disposition. En effet les directeurs de
police et de justice réunis en conférence ont unanime-
ment accepté le projet et entre autres également cette
disposition. M. Hubacher a fait allusion aux événements
de Kaiseraugst et de Gösgen. En l'occurrence nous pen-
sons que la police doit combattre toutes les formes de
violence, qu'elles proviennent de droite ou bien de gau-
che. C'est là notre unique intention. Telles sont les raisons
pour lesquelles nous vous invitons à maintenir cette lettre f
telle qu'elle vous est proposée par la commission.
Je ferai une dernière remarque au sujet de la deuxième
proposition de M. Weber qui voudrait biffer la mention de
l'armée comme recours ultime pour assurer le service
d'ordre. Biffée ou non, cette possibilité est fixée dans la
constitution, d'une part à l'article 16, d'autre part à l'arti-
cle 85, chiffre 9, et à l'article 102, chiffre 10. Nous avons
pensé que la loi serait plus complète si l'on mentionnait
aussi cette réserve touchant l'armée, laquelle évidemment
ne doit intervenir que dans des cas extrêmes où ne suffi-
raient ni la police cantonale ni la police de sécurité de la
Confédération. Nous avons tous l'espoir que nous n'au-
rons jamais besoin d'y recourir. Nous vous proposons
donc, par 14 voix contre 5, de maintenir cet alinéa 2.

Bundespräsident Purgier: In bezug auf den Antrag von
Herrn Weber-Arbon zu Litera f und zum Absatz 2 möchte
ich folgendes sagen: Aus der Begründung von Herrn We-
ber habe ich gestern hinsichtlich der Litera f eher den
Eindruck gewonnen, er hätte den Antrag eigentlich zur
Litera e einbringen wollen, sagte er doch, dass er an und
für sich die Bestimmung zur Bekämpfung von Anschlägen
gegen die Luftfahrt auf die Bekämpfung des Terrors
schlechthin erweitert haben möchte. Das hätte ich ver-
standen; man hätte die Litera e textlich ausdehnen kön-

nen: in malore minus. In der Bekämpfung des Terrors
schlechthin wäre auch die Bekämpfung von Anschlägen
gegen die Luftfahrt Inbegriffen gewesen. Die Litera f hätte
dann aber weiterhin Bestand, weil wir ja nicht die Verfas-
sung durch ein Gesetz ändern können. Ebenso muss der
Absatz 2 Bestand haben, weil es um einen verfassungs-
mässigen Auftrag der Armee geht. Dies als Vorbemerkung
mit der höflichen Einladung an den Antragsteller, uns zu
sagen, ob ich ihn richtig interpretiert habe.
Nun zu den Intervenienten von heute morgen. Ich verwah-
re mich in aller Form an die Adresse von Herrn Baechtoid,
wenn hier behauptet wird, ich hätte in meiner sechsjähri-
gen Amtszeit als Bundesrat und Vorsteher des Justiz- und
Polizeidepartements die Freiheitsrechte meiner Mitbürger
zu beschränken versucht. Sie sagten wörtlich, ich hätte
die Tendenz, «de limiter la liberté», und der zweite Vor-
wurf lautete, dass ich in diesem Bereich opportunistisch
zu operieren gedenke. Auch ein Bundesrat, und zwar auch
einer, der aus unserer Farbe kommt, hat seine Ehre. Ich
bedanke mich für diese lümmelhaften Vorwürfe; so politi-
siere ich nicht! (Beifall)
Ich habe gestern Frau Morf in aller Freundlichkeit gesagt,
dass wir - und zwar alle Bundesräte, auch die kommen-
den - diese Bundespolizei niemals zur Vergewaltigung von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern in Sozialkonflikten miss-
brauchen lassen werden. Wir alle haben einen viel zu tie-
fen Respekt vor der Klugheit und der Geduld unserer Mit-
bürger sowie vor dem Willen unserer Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer, Sozialkonflikte im Gespräch, friedlich, zu lö-
sen. Der soziale Friede ist eines der grössten Kapitalgüter
in unserer Eidgenossenschaft, und der Bundesrat, welches
Departement auch einer führe, wird es sich angelegen
sein lassen, diesen sozialen Frieden zu erhalten. Wer so
tut - wie das jetzt wieder in dem vor mir liegenden
Pamphleten steht -, als ob eine «Furgler-Schlägertruppe»
diesen sozialen Frieden zerstören wolle, der lügt bewusst.
Es gibt keinen Ansatzpunkt, solche Dinge zu begründen.
Weshalb will man denn immer so tun als ob? Weshalb, so
frage ich Sie, gibt es Menschen - auch bei uns -, die das
ganz gezielt wollen und zwischen friedliebenden Bundes-
räten unterscheiden, die nur das Gespräch wollen, und
ändern, die im Grunde genommen «Knüppel-aus-dem-
Sack» spielen? Ich habe dieses Märchen früher sehr ge-
schätzt. Aber unter Schläger verstehe ich höchstens den
Eishockeyschläger; ob der unter meiner Hausmarke in
Verkehr gebracht werden soll, würde ich zuvor noch mit
dem früheren Nationaltorwart unserer schweizerischen
Eishockey-Nationalmannschaft besprechen, der hier in
diesem Saale sitzt. Man soll nicht in dieser Art und Weise
das Volk für dumm verkaufen!
Nun zur Frage: Wie steht es mit dem Artikel 16 der Bun-
desverfassung? - eine Frage, wie sie Herr Hubacher er-
neut gestellt hat. Dieser Artikel 16 - ich sagte es gestern
schon - steht in der Verfassung und ist zwingend, für Sie
wie für uns. Und wenn Sie es noch einmal, bezogen auf
Ihre eigenen Befugnisse, zur Kenntnis nehmen wollen,
dann darf ich Artikel 85 Ziffer 7 unserer Verfassung, wo
die Befugnisse der Bundesversammlung geordnet sind, zi-
tieren. Es gehört zu Ihren Befugnissen, genau so wie es
für uns, den Bundesrat, in Artikel 102 der Verfassung
steht: Garantie der Verfassungen und des Gebietes der
Kantone; Intervention infolge der Garantie; Massregeln für
die innere Sicherheit, für Handhabung von Ruhe und Ord-
nung; Amnestie und Begnadigung.
Nicht nur Sie, verehrter Herr Hubacher, als Präsident der
Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, haben aus der
Geschichte gelernt, was es heisst, gegen Machtstrukturen
anzukämpfen. Wir alle, welcher staatsbejahenden Partei
wir auch angehören, sind durch unsere Geschichte ge-
prägt. Macht ist ein Lehen, und wer es als Eigentum ver-
kennt und missbraucht, geht daran zugrunde und hat in
unserem Staate nichts zu suchen; sei es, dass er nun die
Macht als Vater gegenüber dem kleinen Kind fälschlicher-
weise als Eigentum missdeutet, oder als Lehrer, Betriebs-
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vorgesetzter; sei es, dass er sie als Bundesrat, als Parla-
mentarier oder aber als Parteipräsident fehldeutet. Wir alle
haben dieses Lehen getreu zu verwalten und Rechen-
schaft darüber abzugeben. Ich wage zu behaupten, dass
unter den staatsbejahenden Parteien in unserem Staat
über diesen Grundwert eine unité de doctrine herrscht.
Wir wollen in unserer Eidgenossenschaft keine Menschen
in verantwortungsvoller Stellung, die nicht so denken. Die-
se innere Bescheidung ist Voraussetzung, um fruchtbar zu
politisieren und das Gemeinwohl zu verwirklichen, wie es
schon im Zweckartikel der Bundesverfassung uns allen als
Auftrag gesetzt wird. Wir haben Vertrauen in unser Volk.
Um es zu schützen, haben unsere Väter diese Verfas-
sungsnormen geschaffen; um es zu schützen, wollen wir
heute diese Mittel schaffen. Ich begreife einfach nicht,
weshalb man so tut, als ob plötzlich der Polizist - es gibt
deren viele, die hervorragende Sozialdemokraten oder
Freisinnige sind, viele, die der CVP oder einer ändern der
hier vertretenen Parteien angehören - eine Art frater mi-
nor, ein minderer Bruder in diesem Staate, wäre, suspekt,
weil er den Beruf des Polizisten wählte. Wo finden Sie
solche Ansatzpunkte? Und wenn Sie die Kaderschulen der
Polizisten in unserem Land kennen, dann wissen Sie, dass
die Weiterschulung und Förderung des einfachen Polizei-
soldaten, verbunden mit der Möglichkeit, in eine Kader-
funktion aufzusteigen, gegeben ist. Es hat in diesem Saale
ausgezeichnete Sozialdemokraten, die über Polizeieinsätze
verfügen müssen, und sie tun es mit bestem Wissen und
Gewissen, getreu unserer Rechtsordnung. Das gilt für
Städte, das gilt für Kantone, und ich bin glücklich darüber,
weil dies der Beweis für das ist, was ich vorhin zum
Selbstverständnis der politischen Tätigkeit in diesem Staat
und auch gegenüber unserer Geschichte ausgedrückt ha-
be.
Allein schon aus dieser Feststellung, verehrter Herr Huba-
cher, können Sie verspüren, dass wir nicht eine Anti-
demonstrationspolizei schaffen. Ich weiss, dass man morgen
in Bern demonstrieren will; ich habe die Unterlagen gele-
sen, in welchen unsern Mitbürgern auch wieder diese Mär
vom Bundesrat mit seinen «Schlägertruppen», mit der «An-
demonstrationspolizei», vorgesetzt wird; ich verweise auf
die neueste «Leserzeitung». Ein Mann, der immerhin den
Mut hat, selbst zu signieren, behauptet: «Dieser Staat lässt
uns keine Wahl, er zwingt uns in die Illegalität, in die di-
rekte Aktion, denn wir haben nicht genügend legale Me-
thoden, um anders eine Mehrheit zu gewinnen oder ge-
samtschweizerisch einen Kampf erfolgreich zu bestehen.»
Ich bedaure solche Aussagen, denn sie gehen an der ge-
schichtlichen, zeitgeschichtlichen, Wirklichkeit dieses
Staates vorbei. Wir haben die Möglichkeit, im Rahmen des
Rechtsstaates, Kritik zu üben. Ich wiederhole: keine Anti-
demonstrationspolizei! Wenn aber Rechtsgü'ter verletzt
werden, wenn Sie und andere Mitmenschen in der Freiheit
bedroht werden, wenn unter diesem Aspekt Ruhe und
Ordnung gefährdet sind, dann müssen wir Einsätze wagen
können, wie das gestern Ihr Parteifreund, Herr Schnyder,
als Polizeidirektor von Basel-Stadt sehr deutlich gesagt
hat. Wir haben gar keine Wahl!
Sie haben Kurt Biedenkopf zitisrt. Wenn Sie schon Kurt
zitieren, dann zitieren Sie bitte den Sprechenden; denn
Kurt Biedenkopf ist ja nicht in diesem Parlament tätig. Für
mich, wie für Sie, steht fest, dass die Freiheitsrechte, die
Grundrechte, die Menschenrechte etwas vorstaatlich Ge-
gebenes sind. Ich habe das überall und immer gesagt, und
es gehört zu den vornehmsiten Pflichten des Rechtsstaa-
tes, den Schutz dieser Grundrechte zu gewährleisten. Ich
wage zu behaupten, dass wir das tun. Hier kann zwischen
uns kein Missverständnis aufkommen. Der Mensch in die-
sem Staat weiss, wie seine Regierung und sein Parlament
Grundrechte, Freiheitsrechte werten. Und auch die von
Ihnen in bezug auf KaiseraugSt, Gösgen und Moutier ge-
stellte Frage muss so beantwortet werden, dass niemand
Angst vor einem Polizeieinsatz haben muss, solange keine
Rechtsgüter verletzt werden. Ich kann hier nicht zurück-

blickend fragen, was wir in diesem oder jenem Fall getan
hätten, wenn ... Ich kann, gestützt auf meine eigenen Dos-
siers, nur sagen, wie ich es schon gestern offen darlegte:
In Gösgen und Moutier kam es zu einer Absprache zwi-
schen den Kantonen und dem Bund, weil man einerseits
Menschen schützen wollte, und weil man anderseits klar-
stellen musste - ich schilderte gestern die Intervention
von Herrn Wyss -, dass man in diesem Staat nicht unge-
straft Rechtsgüter verletzten kann.
Und auch das beweist die Geschichte: Wenn Sie als Be-
hörde gegen Rechtsbruch nicht mehr reagieren, wenn man
nicht mehr einschreitet, wenn ich morgen mit meiner Fa-
milie unaufgefordert in Ihre Wohnung komme, gewaltlos
selbstverständlich,, einfach um dort zu leben, dann laufen
wir Gefahr, den Zeitpunkt für ein vernünftiges, massvolles
Eingreifen vollständig zu verlieren. Daran wollen wir uns
doch auch erinnern.
Ich möchte Sie auch bitten, den Begriff des Widerstands-
rechts nicht zu missdeuten. Es gibt ein Recht zum Wider-
stand gegen den Tyrannen, gegen die totale Zertrümme-
rung dessen, was wir beispielsweise in unserem Staat für
schützenswert erachten. Wenn Sie einen Bundesrat als
Gesamtbehörde hätten, von dem Sie sagen müssten, er
tritt unser Recht mit Füssen, will knechten und nicht rech-
ten; dann kämen wir so weit; aber in Zusammenhang mit
einem Vorfall wie Gösgen oder Moutier mi't Widerstands-
recht zu operieren - ich interpretiere jetzt einfach etwas
extensiv, denn d.e Frage nach dem Widerstandsrechte
wurde gestellt -, das geht zu weit; da verkennen Sie den
Sinn der erlaubten Mittel des betroffenen Bürgers, sich
gegen eine Massnahme bis zum Bundesgericht zu wehren.
Ich möchte nicht, dass man in Verkennung des echten
Widerstandsrechts, das ein alleräusserstes ist, normale
Rechtsmittel, die bei uns bestehen, verkennt, links liegen
lässt, um sagen zu können: Ich habe ja das Widerstands-
recht, ich schlage dich nieder. Ich glaube, Sie verstehen,
was ich meine; wir können niemals zulassen, dass extreme
Notsituationen - Tyrannenmord als Musterbeispiel der Ge-
schichte - umgedeutet werden in Situationen, wie wir sie
jetzt miteinander besprechen. In der Schweiz funktioniert
der institutionelle Vorgang zwischen rechtsetzendem,
rechtsanwendendem und rechtsbetroffenem Bürger voll
und ganz. Wo Widerspruchsmöglichkeiten ordnungsge-
mäss verwirklicht werden können, ist - Gott sei Dank
zurzeit kein Platz für das, was Sie zu Recht - Stichwort:
Tyrannenmord - unter Widerstandsrecht verstanden haben
wollen. Ich muss diese Klarstellung hier vornehmen.
Man kann nie das Demonstrationsrecht in das soeben ge-
schilderte Widerstandsrecht umdeuten. Auch diese Regie-
rung und die nächste und die übernächste werden, wo im-
mer es möglich ist, Schwierigkeiten im Gespräch zu klären
versuchen. Nicht nur in einem Departement, sondern in
allen Departementen wird das geschehen, weil das Ge-
spräch eine Grundvoraussetzung für das Bestehen der
menschlichen Gemeinschaft überhaupt ist, nicht nur der
staatlichen, sondern auch jener der Familie und des Be-
triebs. Seien wir (sorgfältig in der Auswahl der Begriffe,
sonst leisten wir denen Vorschub, die Dinge schreiben,
wie ich sie vorhin zitiert habe.
Geht Ruhe und Ordnung über alles, wurde ich konkret
gefragt. Es gibt auch eine faule Ruhe. Aber in unserem
Staat ist Ruhe und Ordnung so zu verstehen, wie ich es
beim Zitieren von Artikel 85 der Bundesverfassung in Ih-
rem Pflichtenheft sichtbar gemacht habe; Sie können mir
Artikel 102 der Bundesverfassung vorlesen aus meinem
Pflichtenheft. Das Leben in Freiheit setzt das Gespräch
voraus; der soziale Friede, den wir anstreben, das Ver-
wirklichen gerechter Sozialzustände, setzt gewisse Rah-
menbedingungen voraus, zu denen auch Ruhe und Ord-
nung, sinnvoll interpretiert, gehören. Tragen wir Sorge zu
Recht und Ordnung; mir scheint dieser Zustand erhaltens-
wert zu sein.
Ich darf Ihnen, Herr Hubacher, also sagen: Der Bundesrat
gibt nichts preis, was er an konstruktiven Lösungsversu-
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chen anstrebt, gibt nicht seine Aufgabe preis, Mediator
dort zu sein, wo er es sein muss, und er wird dort weiter
schlichten, wo geschlichtet werden muss. Aber ich begrei-
fe auch die Kantone, die von uns verlangt haben, im Ge-
setz den Bezug zu der Bundesverfassung Artikel 16 beizu-
stellen. Damit beantworte ich Ihre konkrete Frage, wobei
ich die Stellungnahme der Regionalkonferenz zitiere, der
die Kantone Basel-Stadt, Basel-Land, Aargau, Solothurn
und Bern angehören: «Es zeigt sich, dass selbst grössere
Kantone heute unter Umständen nicht mehr in der Lage
sind, Störungen der öffentlichen Sicherheit mit eigenen
Mitteln zu begegnen. In derartigen Fällen hat der Bund die
Führung und Verantwortung zu übernehmen. Die Hilfelei-
stung anderer Kantone ist dabei eine provisorische Sofort-
massnahme, die nur zum Zuge kommen kann, wenn und
solange der Bund nicht einzuschreiten in der Lage ist.
Auch dieses Problem ist gesetzlich zu regeln. Es bringt
keine politischen Vorteile und fördert die Ungewissheit,
wenn das Problem nicht offen angegangen wird. Der vor-
liegende Absatz soll daher in dem Sinne ergänzt werden,
dass zu den sicherheitspolizeilichen Aufgaben des Bundes
auch die Hilfeleistung bei Störungen der öffentlichen Si-
cherheit gehört, denen ein Kanton mit den eigenen Mitteln
nicht begegnen kann.» Damit glaube ich, ganz offen die
Genesis, den Werdegang dieser Litera geschildert zu ha-
ben. Sie sehen, dass Ihr eigener Heimatkanton und die
ganze Region, der Sie besonders verbunden sind, so
denken.
Ich komme zum Schluss: Ich schilderte, wie das Wider-
standsrecht von unseren normalen Rechtsmitteln unter-
schieden werden muss. Sie haben über zwei Anträge des
Herrn Weber-Arbon abzustimmen; ich habe sie interpre-
tiert. Wenn Sie Litera e im Sinne von Herrn Weber ändern
wollen, dann ist das machbar. Litera f muss aber unter
allen Umständen stehen bleiben; sie entspricht dem gel-
tenden Verfassungsrecht. Auf Absatz 2 können Sie eben-
falls aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht verzichten.
Wir werden es nicht zulassen, dass die Verfassung durch
ein Gesetz eingeengt wird. Ich schilderte gestern den Ex-
tremfall - der keineswegs etwas mit dem normalen De-
monstrationsrecht zu tun hat -, in dem Ruhe und Ordnung
von aussen her gleichzeitig an verschiedenen Orten ge-
stört wird, so dass die Polizeikräfte nach kurzer Zeit er-
schöpft wären. Für solche Fälle müssten wir den Einsatz
unserer Armee vorbehalten. Ich glaube, auch Sie sind da-
mit einverstanden, denn wir lassen uns unsern Staat nicht
durch Leute, die ihn nicht wollen, zerstören.

Le président: M. Weber-Arbon m'informe qu'il désire trans-
former sa proposition.
En définitive, M. Weber souhaiterait modifier la lettre e
comme suit: «à combattre le terrorisme».
Il propose de biffer la lettre / ainsi que le 2e alinéa.

Abs. 1 Bst. e-AI.1 let. e
Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Kommission 88 Stimmen
Für den Antrag Weber-Arbon 82 Stimmen

Abs. 1 Bst. f-AI.1 let. f
Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Kommission 137 Stimmen
Für den Antrag Weber-Arbon 31 Stimmen

Abs. 2-AI. 2
Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Kommission 121 Stimmen
Für den Antrag Weber-Arbon 36 Stimmen

Art. 3
Antrag der Kommission

Abs. 1, 3
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates
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Abs. 2

Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Minderheit
(Fontanet, Chavanne, Duboule, Gassmann, Moser)
Der Bundesrat überträgt das Kommando einem kantonalen
Polizeibeamten, der, in der Regel, die Sprache des Kan-
tons oder Kantonsgebietes spricht, in dem das Kontingent
eingesetzt werden soll. In diesem Fall...

Art. 3
Proposition de la commission

Al. 1, 3
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 2
Majorité
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Minorité
(Fontanet, Chavanne, Duboule, Gassmann, Moser)
Le Conseil fédéral confie le commandement à un fonction-
naire de police cantonale parlant, en règle générale, la
langue du canton ou de la partie du canton où le contin-
gent doit être engagé. Il s'entend à cet effet...

M. Fontanet, porte-parole de la minorité: Je ne suis pas
intervenu dans le débat d'entrée en matière, car la créa-
tion d'une force de police de sécurité formée de contin-
gents cantonaux pour des tâches particulières comme la
lutte contre le terrorisme, pour moi, aujourd'hui, allait in-
évitablement de soi. Le terrorisme n'est, en principe, pas
cantonal, il est international et même intercontinental et il
n'est pas douteux que la majorité des cantons ne dispose
pas encore de la force en hommes et en matériel ainsi
qu'en entraînements suffisants pour réaliser des opéra-
tions du genre de la «délivrance des otages du train pos-
tal de Hollande» ou de la «libération d'otages à Mogadis-
cio».
J'affirme cependant que, dans nombre de cas de terro-
risme, les forces cantonales sont suffisantes et que nous
ne voudrions pas, qu'en toutes circonstances, la force de
police fédérale intervienne. Je l'affirme tranquillement et
d'autant mieux que les forces de police de mon canton
sont parmi les plus nombreuses et même les mieux dotées
en matériel de la Suisse.
Les autres tâches fédérales qui ont été confiées à cette
police sont certes intéressantes et je voudrais dire à M. le
président de la Confédération, combien je suis person-
nellement heureux et satisfait que des polices d'autres
cantons, en certaines circonstances, soient venues à l'aide
du canton Genève pour y exercer certaines fonctions de
garde d'organisations et de missions internationales.
Reste l'ordre public au sens de l'article 16 de la constitu-
tion. Cet article 16 prévoit deux cas: à l'alinéa 1er,
celui des troubles à l'intérieur du canton que ce dernier
ne peut plus maîtriser et pour lesquels il doit s'adresser à
la Confédération et, à l'alinéa 2, le cas où le canton se
trouve pratiquement hors d'état d'invoquer le secours des
autres Confédérés.
Qu'on le veuille ou non - tout en respectant les principes
figurant à l'article 85, chiffre 7, de la constitution - l'ordre
public intérieur est, au premier chef, placé sous la respon-
sabilité des cantons. Ce sont les gouvernements, les po-
lices cantonales qui doivent assurer, en premier lieu, l'or-
dre public interne. L'articulation de l'article 16 de la cons-
titution fédérale le stipule de façon assez claire, me sem-
ble-t-il.
Dès lors, le Conseil fédéral ne doit pas décider de faire
intervenir un détachement fédéral autrement qu'à la de-
mande d'un canton sur le territoire duquel se produit
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l'événement qui justifie cette intervention. C'est le cas de
l'article 16,1er alinéa, de la constitution.
Restent les cas extrêmes, heureusement peu nombreux,
où les troupes devraient intervsnir à la place de la police
fédérale. A ceux qui contestent la création de cette troupe
de police fédérale, je souligne, notamment à l'intention de
mes collègues genevois, qu'après y avoir longuement ré-
fléchi et longuement étudié le cas, je dois constater que, si
le 9 novembre 1932, on n'avait pas fait intervenir la troupe
mais des hommes de police b en entraînés, le drame, qui
s'est soldé par 16 morts et 65 blessés, n'aurait pas eu lieu.
Le recours à la police et non à la troupe est indéniable-
ment un moyen d'éviter des drames aussi graves.
Ce sont les cantons qui doivent, au premier chef, être res-
ponsables de leur ordre public. Les Suisses, depuis tou-
jours, ont réclamé le droit d'être jugés par leurs juges
naturels. Les habitants d'une vallée, d'un canton, désirent
pouvoir porter leurs problèmes devant leurs juges natu-
rels. Pourquoi les habitants d'un canton n'auraient-ils pas
droit aussi à leur police naturelle, aux gardiens de l'ordre
public de leur propre canton et, en principe, au chef de la
police qui est placé sous les ordres du chef du Départe-
ment de justice et police, membre d'un gouvernement, à
des gens qui les commandent, qui parlent en principe la
langue du lieu où se produit le trouble et, où la police, fût-
elle fédérale, doit intervenir?
L'amendement que je propose prévoit qu'en toute circons-
tance, dans le cadre de l'article 16, 1er alinéa, le chef du
contingent fédéral est placé sous le commandement d'un
policier cantonal. Cela me paraît juste et légitime. Autre-
ment, le chef de la police cantonale sera subordonné au
chef de la police fédérale; un Genevois ira commander à
Zurich, un Jurassien, quand le canton du Jura sera créé,
sera mis à la tête de la troupe de police fédérale qui inter-
viendra sur le territoire du canton de Berne, et vice versa.
Une telle hypothèse ne devrait même pas être imaginée.
En bonne logique, il faut laisser aux habitants d'un canton
la possibilité de se retrouver dans le chef de cette police
intercantonale, formée de contingents fédéraux, et c'est le
chef de la police locale qui doit être chargé, sous la res-
ponsabilité du gouvernement, de l'instruction, de l'organi-
sation et du commandement de l'intervention de ladite
troupe.
La Suisse est formée d'équilibres délicats, culturels, lin-
guistiques, religieux et sociaux. Il ne faut pas les rompre
ou créer la possibilité de les rompre en faisant intervenir
des gens de l'extérieur. S'il le faut vraiment, si, d'aventure,
le policier mis à la tête de la troupe de police intercanto-
nale se révèle insuffisant, il aura des adjoints fédéraux, mais
il n'aura pas des chefs fédéraux, du moins pour la popula-
tion concernée; et au pire, c'est la troupe qui devra inter-
venir puisque nous avons admis le maintien de cette règle
dans le cadre de l'article 16 de la constitution.
Je comprends mal, Monsieur le Président de la Confédéra-
tion, l'inflexibilité de votre attitude à ce sujet, vous, Mon-
sieur le Président de la Confédération, qui avez si souvent
exprimé votre souci du respect de ces minorités qui for-
ment la Suisse.
L'intervention dans un canton d'une troupe formée de
contingents cantonaux venant d'autres cantons et placée
sous la direction d'un chef «fédéral» qui parle une autre
langue risque de susciter des difficultés considérables.
Je voudrais aussi dire quelques mots à M. Vincent, qui a
chanté, par comparaison et sans le vouloir, les vertus de
la démocratie, en disant qu'il ne veut pas de CRS chez
nous et a daubé sur la fameuse manifestation dite «espa-
gnole» de Genève, manifestation qui a réuni 25000 per-
sonnes selon lui - je dirai 20000 personnes pour faire bon
compte. Il a proclamé l'inutilité totale de la répression. Or
des jeunes gens et des jeunes filles, disons de service,
m'ont raconté que vous aviez: organisé une sorte de ser-
vice d'ordre, formé de gens passablement musclés qui
intimaient l'ordre aux manifestants extrêmes d'extrême-
gauche non pas de ne pas manifester, mais de s'en aller

et même de repasser les ponts de l'Arve dans les 30 ou 60
secondes. Vous dites que la répression n'est pas souhaita-
ble, mais vous en aviez bel et bien organisé une, Monsieur
Vincent, reconnaissez-lel Et quelques mois plus tard, un
cortège de 6000 à 7000 personnes - vous y aviez participé
mais vous êtes parti avant la fin - a attaqué les forces de
police genevoises à l'aide de cocktails Molotov et trans-
percé à coups de pierre des ambulances, blessant 73 gen-
darmes, dont 6 souffrant de fractures. Que se serait-il pas-
sé si ces démonstrations avaient duré 3, 5 ou 10 jours?
Le service d'ordre d'un canton n'est pas celui d'un parti; il
est confié à la police, tout simplement, et je rends hom-
mage ici à mes collaborateurs et aux collaborateurs des
polices qui, dans tous les cantons, reçoivent des coups
pour nous, pour défendre notre démocratie.
Monsieur le Président de la Confédération, la loi propo-
sée, vous l'avez dit vous-même, comble une lacune de
notre droit. J'en conviens, mais il faut la combler en lais-
sant aux cantons le minimum- de leurs droits naturels, en
leur laissant la possibilité de commander la force de po-
lice qui intervient sur leur territoire, cette force de police
restant sous la direction du chef de la police et du gou-
vernement cantonal, étant entendu que les policiers du
dehors sont placés sous la responsabilité de la police
cantonale et que, si les troubles sont tels que l'interven-
tion des polices cantonales et de la police de sécurité
fédérale ne suffit plus à maintenir l'ordre, il faudra alors
faire intervenir l'armée, mais j'espère qu'on n'en viendra
jamais là. Les autorités cantonales, les chefs cantonaux
de la police connaissent mieux la psychologie de leurs
habitants, celle de leurs manifestants ou fauteurs de trou-
bles éventuels. Croyez-le bien, Monsieur le Président de la
Confédération, en acceptant notre amendement, on ne di-
minue en rien l'efficacité de notre loi, qui est indispensa-
ble. On ne fait que la modeler un peu mieux selon les be-
soins des minorités et peut-être on évitera par là plus d'un
drame plus tard. En tout cas, on enlèvera à la loi un élé-
ment qui peut susciter chez certains une méfiance qui
n'est pas justifiée, mais démontrez qu'elle ne l'est pas en
acceptant notre amendement.

Vizepräsident Generali übernimmt den Vorsitz
M. Generali, vice-président, prend la présidence

Schutz, Berichterstatter: Ich ersuche Sie, im Namen der
Kommissionsmehrheit, den Abänderungsantrag abzuleh-
nen. Wir haben absolutes Verständnis für das Anliegen der
Miteidgenossen welscher Zunge. Ich glaube, es liegt auch
bei der Auswahl des Kommandanten immer wieder in un-
serem Interesse, nach Möglichkeit auf die sprachlichen
und kulturellen Anliegen der Region Rücksicht zu nehmen.
Dennoch glaube ich, dass es falsch wäre, hier diesen die
Priorität zuzuerkennen. Gerade in aussergewöhnlichen
Fällen ist es wichtig, dass bei der Auswahl des Komman-
danten der Bunclesrat - der ja auch die Verantwortung für
den Einsatz zu tragen hat - freie Hand hat, das Komman-
do aufgrund der Qualifikation der Persönlichkeit demjeni-
gen zu übertragen, der dazu prädestiniert ist. Wenn immer
möglich wird er so vorgehen, dass auf die sprachlichen
und kulturellen Anliegen einer Region Rücksicht genom-
men wird; aber es gibt führungsmässig doch auch noch
andere Aspekte, die in erster Linie zu beachten sind. In
diesem Sinne und aus diesen Ueberlegungen möchte ich
Sie bitten, dem Antrag von Bundesrat und Kommissions-
mehrheit zu folgen und den Antrag der Minderheit abzu-
lehnen.

M. Zblnden, rapporteur: La minorité de la commission vou-
drait que la Confédération confie le commandement des
formations de police de sécurité, lors de leur engagement,
nécessairement et exclusivement à un fonctionnaire de
police cantonale, alors que le texte du Conseil fédéral
laisse la question ouverte, ce chef pouvant être un fonc-
tionnaire soit de la Confédération, soit du canton intores-
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sé, ou même d'une municipalité ou d'ailleurs. La commis-
sion estime qu'en règle générale, ce commandement sera
confié à un fonctionnaire de police cantonale qui connaît
mieux les conditions de l'engagement de la police, les
particularités de la population et aussi sa langue. Il faut
effectivement souhaiter que cette police de sécurité et
tout particulièrement son commandant ne provoquent pas
de sentiments hostiles de la population à leur égard, mais
qu'ils soient considérés par la population comme des amis
qui viennent la protéger. Mais la formule de la minorité
devient absolument inapplicable lorsque l'engagement de
cette police intervient en même temps, dans plusieurs
cantons ou dans une région bilingue, ou même dans toute
la Suisse pour un seul et même événement et pour exécu-
ter une seule et même mission. Je vous rends également
attentifs au fait que le Conseil fédéral peut confier une
tâche de police de sécurité de la Confédération à un gou-
vernement cantonal. Celui-ci pourra donc même aller plus
loin que la proposition de M. Fontanet. La commission a
rejeté cette proposition par 11 voix contre 7; je vous pro-
pose d'en faire autant.

Bundespräsident Purgier: Ich werde mich kurz fassen. Ver-
gleichen Sie die beiden Texte, dann bemerken Sie, dass
der Bundesrat in der Regel das Kommando einem kanto-
nalen Polizeibeamten übertragen wird. Es sind aber Aus-
nahmefälle möglich, in denen der betreffende kantonale
Polizeibeamte nicht geeignet wäre. Denken Sie an die klei-
neren Kantone. Nachdem die Verantwortung vom Bundes-
rat getragen werden muss, liegt es auf der Hand, dass die
apodiktische Aussage, die Herr Fontanet in die Norm auf-
nehmen möchte, den Handlungsspielraum des Bundesra-
tes viel zu stark reduzieren würde. Wer die Verantwortung
für eine Operation trägt, muss auch mit Bezug auf die
Auswahl des Kommandanten ein Entscheidungsrecht er-
halten. Ich wiederhole aber: Es wird in den weitaus mei-
sten Fällen der kantonale Polizeikommandat sein, so bei-
spielsweise für die Operationen auf dem Flughafen Kloten
im Normalfall der Kommandant der Zürcher Polizei.
Aus diesen Gründen ersuche ich Sie, die flexible Lösung,
die der Bundesrat vorschlägt, zum Beschluss zu erheben.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Mehrheit 112 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit 32 Stimmen

Art. 4
Antrag der Kommission

Abs. 1,2,4-6
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 3
... wird nicht entschädigt. (Rest streichen)

Abs. 3bis (neu)
Kantonen, die in aussergewöhnlichem Masse sicherheits-
polizeiliche Aufgaben im Interesse des Bundes zu erfüllen
haben, kann der Bund einen angemessenen Beitrag aus-
richten.

Antrag Aider
Abs. 5
Streichen

Art. 4
Proposition de la commission

Al. 1, 2, 4 à 6
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 3
... aucune indemnité. (Biffer le reste)

Al. 3bis (nouveau)
La Confédération peut verser une contribution équitable
aux cantons appelés dans une mesure extraordinaire à
exécuter, dans l'intérêt de la Confédération, des tâches en
matière de police de sécurité.

Proposition Aider
Al. 5
Biffer

Aider: Ich beantrage Ihnen, die Bestimmung zu streichen,
wonach der Bund den Kantonen ein Wartegeld ausrichten
kann. Wie Sie Artikel 4 entnehmen können, leistet der
Bund in verschiedener Hinsicht Massgebliches zur Finan-
zierung dieser Sicherheitspolizei. Er übernimmt voll und
ganz die Kosten der Ausbildung und des Einsatzes, er
leistet Beiträge an die Kantone, die in aussergewöhnli-
chem Masse sicherheitspolizeiliche Aufgaben für den
Bund erfüllen. Weiter leistet er Beiträge an die Errichtung
und den Betrieb von Ausbildungsstätten (siehe Absatz 1);
er übernimmt auch die Kosten einer allfälligen Interven-
tion. Es darf also festgehalten werden, dass die Kosten für
dieses neue Instrument praktisch voll und ganz vom Bund
übernommen werden.
Nun soll noch zusätzlich eine Subvention bewiligt werden;
etwas anderes als eine Subventjon ist dieses Wartegeld
nämlich nicht. Es handelt sich hier um ein Relikt aus der
verblichenen IMP-Zeit, wie Sie Seite 15 der Botschaft ent-
nehmen können. Mit diesem Wartegeld will man den Kan-
tonen eine Pauschalentschädigung pro Mann und Jahr von
3650 Franken zukommen lassen, angeblich für Mehrkosten,
die ihnen daraus entstehen können, dass sie dem Bund
Polizeibeamte zur Verfügung stellen und deshalb ihre
eigenen Mannschaftsbestände allenfalls erhöhen müssen.
Ich finde es seltsam: Immer wieder wird auf die kantonale
Polizeihoheit gepocht; in der Kommission war das auch
der Fall, wo die Herren Polizeidirektoren übrigens recht
gut vertreten waren. Herr Kollege Schnyder-Basel hat dort
eine Erweiterung des Aufgabenbereiches der Sicherheits-
polizei damit bekämpft, dass er erklärte, die betreffenden
Aufgaben sollten eine kantonale Angelegenheit bleiben;
jetzt aber will man sich vom Bund subventionieren lassen.
Mit unserer Fraktion bin ich der Meinung, das sei zu viel.
Ich brauche nichts zu sagen über den Sparbefehl des Vol-
kes. Diese 730000 Franken pro Jahr können wir uns wahr-
haftig zugunsten der Bundeskasse ersparen. Es handelt
sich hier nicht um echte zusätzliche Leistungen der Kanto-
ne; denn die Kantone - vergessen Sie das nicht - profitie-
ren ja sehr direkt auch von diesem neuen Instrument, das
ausschliesslich durch Bundesmittel finanziert wird. Ich bit-
te Sie deshalb, dieses Wartegeld zu streichen.

Schutz, Berichterstatter: Ich möchte Sie ersuchen, den
Streichungsantrag abzulehnen. Das ist keine Subvention.
Es ist genau gleich, wie wenn - das ist in vielen Kantonen
so geregelt - Beamte einen eigenen Wagen der öffentli-
chen Hand zur Verfügung stellen müssen und dafür einen
Pauschalbetrag erhalten. Es ist ja auch hier so, dass die
Kantone verpflichtet sind, die Leute zugunsten des Bundes
ständig einsatzbereit zu halten, gewissermassen auf Abruf.
Wenn sie eingesetzt werden, dann sind sie für die kanto-
nalen Aufgaben nicht mehr verfügbar. Der Kanton ist hier-
zu verpflichtet, und wenn der Bund auch der Auffassung
ist, dass hierfür ein Wartegeld entrichtet werden soll, so
glaube ich, liegt das im Interesse der Sache. Wir haben
dies in der Kommission ebenfalls eingehend besprochen
und sind der Auffassung, dass dieser Vorschlag real und
richtig ist. Es ist von allgemeinem Interesse, gewissermas-
sen als Goodwill dieses Wartegeld so zu belassen, wie es
vorgeschlagen wird und den Minderheitsantrag abzuleh-
nen.

M. Zbinden, rapporteur: Je tiens à préciser que les frais
d'engagement de la police de sécurité de la Confédération
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